
INHALT 
 

1 

  

 

9.00 € Abonnement 
6.00 € Einzelheft 

 

HERAUSGEBER 
RA Dr. jur. Thomas Ax 

 
REDAKTION 

Tobias R.C. Schmitt 

 
 

01|22 
,,,,,,,,,,,,,,

,,,,,,, 

MEIN 
HAUS 

BAU 

 

Schwerpunkt 
Nachbarrecht 



 Fehler! Kein Text mit angegebener Formatvorlage im Dokument. 
 

2 
 

  



INHALT 
 

3 

INHALT 

 
 

INHALT 3 

Nachbarrechtliche Ansprüche bei Vertiefung und 

Erhöhung von Grundstücken 5 

Selbsthilferecht beim Überhang vom 

Nachbargrundstück – Schadensersatzanspruch 15 

Grenzwand – Beschädigung durch Abgrabung – 

Schadensersatz 20 

Nachbarrechtlicher Beseitigungsanspruch von Zaun 

und einer Hecke vom Grundstück 26 

Überbau – Beeinträchtigung durch über die 

Grundstücksgrenze errichteten Zaun 29 

Laub und Gartenabfälle auf Grundstück von 

Nachbarn – Unterlassungsanspruch 31 

Klage auf Rückschnitt eines Baumes vor dem 

Grundstück 35 

Videoaufnahmen des gegen Grillrauch 

protestierenden Nachbarn zulässig? 41 

Schäden an Nachbargebäude durch Abrissarbeiten, 

Nachbarrechtlicher Ausgleichsanspruch 49 

Wärmepumpe – Kaltluftabfuhr zum Nachbar-

grundstück 54 

Impressum 59 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  



INHALT 
 

4 

  



Nachbarrechtliche Ansprüche bei Vertiefung und Erhöhung von Grundstücken 
 

5 

Nachbarrechtliche Ansprüche bei Vertie-
fung und Erhöhung von Grundstücken   

OLG Karlsruhe – Az.: 12 U 364/21 – Urteil vom 
11.08.2022 
 
I. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des 

Landgerichts Baden-Baden vom 29.11.2021 (3 O 

144/15) unter Aufrechterhaltung der Kostenentschei-

dung wie folgt abgeändert: 

1. Die Beklagten werden verurteilt, durch geeignete 

Maßnahmen sicherzustellen, dass von dem Erdreich 

einschließlich der Befestigungen und Abstützungen auf 

ihrem Grundstück (Flurstück …), das sich oberhalb ei-

ner gedachten Fläche zwischen der Krone der beste-

henden Stützmauer und der westlichen Oberkante der 

Terrasse des auf dem Grundstück der Beklagten vor-

handen Wohngebäudes befindet, keine Schädigung 

des Grundstücks der Klägerin (Grundstück Flurstück …) 

durch Absturz oder Pressung des Bodens ausgeht und 

eine solche Schädigung ausgeschlossen ist. 

2.  Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

II. Die weitergehenden Berufungen beider Parteien 

werden zurückgewiesen. 

III. Die Kosten des Berufungsverfahrens werden gegen-

einander aufgehoben. 

IV. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die Beklagten 

können die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in 

Höhe von 25.000 EUR abwenden, wenn nicht die Klä-

gerin vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe 

leistet. 

V. Die Revision gegen dieses Urteil wird nicht zugelas-

sen. 

Gründe 

I. 

Die Parteien streiten über die Verantwortlichkeit für 

die Hangabsicherung an der Grenze ihrer Grundstücke. 

Die Klägerin ist Eigentümerin des Grundstücks R-straße 

29, Flustück-Nr. …, in B. Die beiden Beklagten sind Ei-

gentümer des Nachbargrundstücks R-straße 31, Flur-

stück-Nr. …. Der Beklagte Ziff. 2 und der Ehemann der 

Klägerin waren Brüder und erhielten ursprünglich je ei-

nes dieser beiden Grundstücke, die damals schon Bau-

land waren, im Wege der vorweggenommenen Erb-

folge. Zur Verdeutlichung der räumlichen Situation 

wird auf den im Rahmen des selbstständigen Beweis-

verfahrens vorgelegten Lageplan verwiesen (Anlage 

K 1 im Verfahren 3 OH 11/16). 

Das Grundstück der Klägerin liegt tiefer als das Grund-

stück der Beklagten. Das Ausmaß der Hanglage und de-

ren Veränderung in der Vergangenheit ist zwischen den 

Parteien streitig. 

Im Jahre 1968 ließen die Klägerin und ihr Ehemann auf 

ihrem Grundstück ein Haus errichten. In diesem Zu-

sammenhang wurde das Grundstück der Klägerin an 

der Grenze zum Grundstück der Beklagten abgebag-

gert und eingeebnet. Zur Hangabsicherung wurde eine 

Stützmauer errichtet, wobei der hierfür erforderliche 

Arbeitsraum nach Abschluss der Arbeiten mit Aushub-

material verfüllt wurde. Die Stützmauer besteht im 

südlichen Teil, im Bereich des Tankraumes, aus stahl-

bewehrtem Beton; im nördlichen Teil ist die Wand ge-

mauert. Zum Zustand im Bereich der Stützmauer im 

Jahr 1975 wird auf das entsprechende Lichtbild (An-

lage B 1 im Verfahren 3 OH 11/16) Bezug genommen. 

In den 1970er Jahren – der genaue Baubeginn steht 

zwischen den Parteien im Streit – errichteten die Be-

klagten auf ihrem Grundstück ebenfalls ein Haus. 

Im Jahr 1983 ließen die Beklagten oberhalb der vorge-

nannten Stützmauer zwei Reihen Steine (U-Steine) 

ohne Zustimmung der Klägerin aufsetzen. Zur Verdeut-

lichung der damaligen Situation wird auf das entspre-

chende Lichtbild (Anlage B 2 im Verfahren 3 OH 11/16) 

Bezug genommen. Inwieweit die Beklagten auch eine 

Hinterfüllung dieser Steine mit zusätzlichen Erdreich 

vorgenommen haben, steht zwischen den Parteien im 

Streit. Mit Schreiben vom 19.07.1983 wies der Ehe-

mann der Klägerin auf die Gefahren hin, die sich aus 

seiner Sicht durch dieses Vorgehen ergaben (Anlage K 2 

im Verfahren 3 OH 11/16). 

Ab dem Jahr 1986 zeigten sich bei der bis dahin nach 

außen intakten Stützmauer zunächst im nördlichen Be-

reich Ausbauchungen und auch eine Schrägstellung. 

Hinsichtlich der damaligen Situation im Bereich der 

Stützmauer wird auf das entsprechende Lichtbild (An-

lage B 3 im Verfahren 3 OH 11/16) verwiesen. 

Im Jahr 2006 oder 2007 wurden auf dem Grundstück 

der Beklagten am Hang oberhalb der aufgesetzten Be-

tonsteine hölzerne Palisaden eingerammt und dahinter 

zum Zwecke einer Bepflanzung ca. 1 m³ weiteres Erd-

reich eingebracht. Hinsichtlich der sich hiernach erge-

benden Situation im Hangbereich wird auf die beiden 
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entsprechenden Lichtbilder (Anlagen B 4 und B 5 im 

Verfahren 3 OH 11/16) verwiesen. 

Seit den Jahren 2008 und 2009 nahmen die Verformun-

gen der vorgenannten Stützmauer zu und sie zeigt auch 

Risse. Es besteht die Gefahr, dass die Mauer sich weiter 

neigt und schließlich durchbricht. 

Mit Antragsschrift vom 20.02.2012 leiteten die Beklag-

ten gegen die Klägerin vor dem Landgericht Baden-Ba-

den ein selbstständiges Beweisverfahren ein, welches 

die Feststellung der Neigung der Stützmauer, die Ge-

fahr ihres Durchbruchs und die Ermittlung der Ursa-

chen hierfür betraf (3 OH 11/16). In diesem Verfahren 

wurden insgesamt vier Gutachten des Sachverständi-

gen Dipl.-Ing. G eingeholt (Gutachten vom 08.10.2012; 

1. Ergänzungsgutachten vom 27.09.2013; 2. Ergän-

zungsgutachten vom 27.01.2014; 3. Ergänzungsgutach-

ten vom 24.09.2015). Dieser wurde im Termin vom 

15.03.2013 und vom 08.03.2016 mündlich angehört. 

Mit Beschluss vom 15.12.2016 wurde der Streitwert 

des selbstständigen Beweisverfahrens auf 30.345 € 

festgesetzt und das Verfahren damit abgeschlossen. 

Die Klägerin hat behauptet, die 1968 errichtete Stütz-

mauer bestehe auch im gemauerten nördlichen Teil 

aus stahlbewehrtem Beton und befinde sich vollstän-

dig auf ihrem Grundstück. Bis zur Errichtung des Wohn-

hauses auf dem Grundstück der Beklagten habe die 

Steigung der Böschung hinter der Mauer zwischen 20 

und 25 Grad betragen und die Stützmauer sei standsi-

cher gewesen. Im Jahr 1983 hätten die Beklagten die 

von ihnen gesetzten Betonsteine zugleich mit zusätzli-

chen Erdreich hinterfüllt und damit die Steigung des 

Grundstücks auf 35 Grad erhöht. Erst durch das Setzen 

der Betonsteine und später der Palisaden und die dabei 

vorgenommenen Aufschüttungen sei die Standsicher-

heit der Stützmauer beeinträchtigt und die Bruchge-

fahr hervorgerufen worden. 

Die Klägerin hat zuletzt beantragt: 

1. Die Beklagten werden gesamtschuldnerisch verur-

teilt, durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 

dass eine Schädigung des Nachbargrundstücks der Klä-

gerin (Grdstck-Flstck Nr.: …) durch Absturz oder Pres-

sung des Bodens i.S. §§ 9, 10 NRG ausgeschlossen ist. 

2. Die Beklagten werden gesamtschuldnerisch verur-

teilt, durch geeignete Maßnahmen die im Eigentum der 

Klägerin stehende Mauer der Klägerin auf dem Nach-

bargrundstück GrdstckFlstck Nr.: …) zum Beklagten-

grundstück (Grdstck-Flstck Nr.: …) in den baulichen Zu-

stand zurückzuversetzen, in dem sie sich laut dritter Er-

gänzung des Sachverständigengutachtens G – Seite 17 

– vor Auflage der U-Steine durch die Beklagten befand, 

nämlich Standsicherheit: mindestens 2,025 und gerade 

in Wasser und Senkel. 

Hilfsweise: 

In einen baulichen Zustand zurückzuversetzen, in dem 

sie entsprechend den Regeln der Technik wieder 

Standsicherheit mindestens > 2,0 hat. 

Die Beklagten haben beantragt, die Klage abzuweisen. 

Sie haben behauptet, die streitgegenständliche Stütz-

mauer sei in Teilen auf dem Grundstück der Beklagten 

errichtet worden. Die Hangsituation entspreche bis auf 

die U-Steine und die Palisaden weiterhin der Lage in 

der Vergangenheit, insbesondere sei die Steigung des 

Hanges im Wesentlichen unverändert geblieben. Vor 

dem Setzen der U-Steine sei im Hang abgegraben wor-

den, um eine Ebene zu schaffen, und nach Setzung der 

Steine sei das zuvor entfernte Erdreich hinter den Stei-

nen verfüllt worden. Zusätzliches Erdreich sei nicht auf-

getragen worden. Die Stützmauer sei schon im Zeit-

punkt ihrer Errichtung nicht ausreichend gewesen, um 

dem Druck des Hanges dauerhaft standzuhalten. Ihre 

Höhe sei von Anfang an zu gering und eine Errichtung 

in Leichtbauweise unzureichend gewesen. Zudem hät-

ten schon im Zeitpunkt der Errichtung der Stützmauer 

eine eventuelle Bebauung des höhergelegenen Grund-

stücks und die sich dann ergebenden Lasten berück-

sichtigt werden müssen. 

Das Landgericht hat dem Antrag Ziffer 1 stattgegeben 

und die Klage im Übrigen abgewiesen. 

Die Klägerin habe gegen die Beklagten Anspruch auf 

die mit Klagantrag Ziffer 1 in zulässiger Weise begehrte 

Hangabsicherung aus § 1004 Abs. 1 BGB. Sie sei Eigen-

tümerin der Mauer, weil diese auf ihrem Grundstück 

stehe. Dass die Mauer Belastungen ausgesetzt sei, die 

zu Ausbauchungen und Rissbildungen führten, stehe 

außer Streit. Zur Frage der Verantwortlichkeit hat das 

Landgericht Beweis erhoben durch ein weiteres schrift-

liches Gutachten des Sachverständigen Dipl.-Ing. G 

vom 15.05.2018, dessen mündliche Anhörung am 

24.02.2017, ein geologisches Gutachten des Sachver-

ständigen Dr.-Ing. O vom 16.06.2021 sowie die Verneh-

mung des Zeugen Rolf B. Auf dieser Grundlage hat es 

sich die Überzeugung gebildet, dass die Beklagten 

Handlungs-, jedenfalls aber Zustandsstörer seien. Der 
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Sachverständige G habe bereits im selbstständigen Be-

weisverfahren 3 OH 11/16 überzeugend ausgeführt, 

dass die Stützmauer 1975 bei einer Geländeneigung 

von 20 bis 25 Grad standsicher gewesen sei, dass die 

Standsicherheit erst durch Aufbringung zusätzlichen 

Erdreichs auf dem Grundstück der Beklagten reduziert 

worden und schließlich unter 1,0 gefallen sei. Hieran 

habe der Sachverständige in der Folge stets festgehal-

ten. Das Gericht sei aufgrund der vorgelegten Bilder da-

von überzeugt, dass die Beklagten die U-Steine hinter-

füllt und damit ihr Grundstück und die Hangneigung er-

höht hätten. Ausweislich des Gutachtens des Sachver-

ständigen G vom 11.04.2012 ergebe sich auch aus den 

Baueingabeunterlagen ein Gefälle von 20 bis 25 Grad. 

Zudem spreche der Zeitablauf dafür, dass die Standsi-

cherheit erst durch spätere Auffüllungen beeinträch-

tigt worden sei. Denn die Mauer habe 20 Jahre unbe-

einträchtigt gestanden, bevor sie – drei Jahre nach Set-

zung der U-Steine – 1986 erstmals Ausformungen ge-

zeigt habe. Diese Überzeugung habe der Vortrag der 

Beklagten und ihre gegenbeweislich angebotenen Be-

weismittel nicht erschüttern können. Insbesondere 

habe das geologische Gutachten des Sachverständigen 

O den Vortrag der Beklagten nicht gestützt, vielmehr 

sei auch dieser zum Ergebnis gekommen, dass es eine 

Änderung der Steigung gegeben haben müsse. Die An-

gaben des Zeugen Rolf B seien unergiebig gewesen. Der 

Beseitigungsanspruch sei nicht wegen § 909 BGB aus-

geschlossen. Es stelle zwar eine Vertiefung im Sinne 

dieser Vorschrift dar, wenn lediglich der Hangfuß abge-

graben werde; die von der Klägerin und ihrem Ehe-

mann errichtete Stützmauer sei aber ausreichend ge-

wesen, auch im Hinblick auf eine zu erwartende Bebau-

ung des hangaufwärts gelegenen Grundstücks. Dem 

Sachverständigen G zufolge habe die Bebauung auf 

dem Grundstück der Beklagten – einschließlich deren 

Terrasse – den Geländedruck auf die Stützmauer nicht 

erhöht. Das Aufsetzen der U-Steine und die weitere 

Aufschüttung des Grundstücks seien aber keine zu er-

wartende Nutzung, auf die die Stützmauer hätte aus-

gerichtet werden müssen. Die Verantwortung dafür sei 

vielmehr nach § 907 BGB und § 9 NRG den Beklagten 

zugewiesen, was auch ein Mitverschulden der Klägerin 

ausschließe. 

Der mit Antrag Ziffer 2 verfolgte Anspruch auf Wieder-

herstellung des ursprünglichen Zustandes der Stütz-

mauer stehe der Klägerin dagegen nicht zu. Die Beklag-

ten hätten nach § 1004 Abs. 1 BGB die fortdauernde 

Beeinträchtigung zu beenden; dazu gehöre aber nicht 

zwingend ein umgestaltender Eingriff in die Stütz-

mauer selbst. Die Wiederherstellung der Stützmauer 

könne nur als schadensrechtliche Naturalrestitution 

nach §§ 823 Abs. 1, 249 BGB verlangt werden; zum da-

für erforderlichen Verschulden der Beklagten habe die 

Klägerin aber nichts vorgetragen. Die Beklagten hätten 

als Laien nicht erkennen müssen, dass durch das Setzen 

der U-Steine und deren Hinterfüllung das Eigentum der 

Klägerin beeinträchtigt würde. Das Schreiben des Ehe-

mannes der Klägerin vom 19.07.1983 hätte den Beklag-

ten zwar Anlass geben können, die Steine und die Auf-

füllung wieder zu beseitigen. Es stehe aber nicht fest, 

dass dadurch die Eigentumsbeeinträchtigung vermie-

den worden wäre; vielmehr sei es möglich, dass die 

Standsicherheit der Mauer durch das Auffüllen bereits 

irrevisibel auf ca. 1,0 gefallen sei. Soweit das Belassen 

der Steine die Standsicherheit weiter beeinträchtigt 

habe, könne dies den geltend gemachten Anspruch – 

der sich auf Wiederherstellung des Zustandes vor dem 

Auffüllen richte – nicht tragen. Auch aus § 823 Abs. 2 

BGB i.V.m. § 9 NRG BW ergebe sich kein Wiederherstel-

lungsanspruch der Klägerin. Denn es sei nicht nachge-

wiesen, dass die Stützmauer vor dem Setzen der U-

Steine die begehrte Standsicherheit von mindestens 

2,0 aufgewiesen habe. 

Hiergegen wenden sich beide Parteien. 

Die Klägerin macht geltend, der Anspruch aus § 1004 

Abs. 1 BGB bestehe unabhängig von der Frage, ob die 

Mauer ganz auf dem Grundstück der Klägerin stehe. 

Sofern das nicht der Fall sei, handle es sich um einen 

Überbau, der die Rechtsfolgen der §§ 912ff. BGB aus-

löse, aber nicht zu einer Eigentumsverschiebung führe. 

Entgegen der Auffassung des Landgerichts folge auch 

der Anspruch auf Wiederherstellung verschuldensun-

abhängig aus § 1004 Abs. 1 BGB. Der Unterschied zur 

deliktischen Haftung liege nur darin, dass nach § 1004 

BGB nur die Wiederherstellung der von der Eigentums-

beeinträchtigung betroffenen, nicht auch sonstiger Sa-

chen verlangt werden könne. 

Überdies habe das Landgericht zu Unrecht eine delikti-

sche Verantwortlichkeit der Beklagten verneint. Der 

Beklagte sei schon kein Laie, sondern gelernter Maurer 

und habe die Standsicherheit der Mauer einschätzen 

können. Das Landgericht habe überdies verkannt, dass 

die Widerrechtlichkeit der Rechtsgutsverletzung im 

Rahmen des § 823 BGB indiziert sei und sich das Ver-

schulden nur auf die Rechtsgutsverletzung, nicht auch 

auf den eingetretenen Schaden beziehen müsse. Die 
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Annahme des Landgerichts, es sei nicht auszuschlie-

ßen, dass schon das Aufsetzen der Mauer die Standsi-

cherheit beeinträchtigt habe, stehe in Widerspruch zu 

den zuvor getroffenen Feststellungen. 

Soweit die Beklagten mit ihrer Berufung geltend mach-

ten, es sei nicht hinreichend zwischen den verschiede-

nen Mauerabschnitten unterschieden worden, ver-

weist die Klägerin auf ihren erstinstanzlichen Vortrag. 

Die Behauptung, der nördliche Mauerabschnitt be-

stehe nur aus Bimsstein und sei zu niedrig, sei durch die 

Sachverständigen bereits widerlegt. Soweit die Beklag-

ten nunmehr – erstmals – auf einen im Jahr 1990/1991 

abgelehnten Bauantrag für eine Zufahrt abstellten, sei 

dies verspätet und unerheblich. 

Die Klägerin beantragt, das angefochtene Urteil teil-

weise abzuändern und die Beklagten (über die erstin-

stanzlich zuerkannte Verpflichtung, durch geeignete 

Maßnahmen sicherzustellen, dass eine Schädigung des 

Nachbargrundstücks der Klägerin (GrdstckFlstck Nr.: …) 

durch Absturz oder Pressung des Bodens i.S. §§ 9, 10 

NRG ausgeschlossen ist) zu verurteilen, 

durch geeignete Maßnahmen die Mauer der Klägerin 

auf dem Nachbargrundstück (GrdstckFlstck Nr.: …) zum 

beklagtischen Grundstück (GrdstckFlstck Nr.: …) in den 

baulichen Zustand zurück zu versetzen, in dem sie sich 

laut 3. Ergänzung des Sachverständigengutachtens G – 

Seite 17 – vor Auflage der U-Steine durch die Beklagten 

befand, nämlich Standsicherheit: mind. 2,025 und ge-

rade in Wasser und Senkel. 

hilfsweise: 

in einen baulichen Zustand zurückzuversetzen, in dem 

sie entsprechend den Regeln der Technik wieder 

Standsicherheit, mind. > 2,0 hat. 

höchsthilfsweise: 

den Rechtsstreit unter Aufhebung des angefochtenen 

Urteils zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an 

das erstinstanzliche Gericht zurückzuverweisen 

und 

die Berufung der Beklagten zurückzuweisen. 

Die Beklagten beantragen, die Berufung der Klägerin 

zurückzuweisen und das Urteil des Landgerichtes B 

vom 29.11.2021, Az.: 3 O 144/15 aufzuheben, soweit 

im Tenor zu Ziffer 1 eine Verurteilung der Beklagten er-

folgt ist, und die Klage abzuweisen. 

Sie machen geltend, das Landgericht habe nicht zwi-

schen den beiden Abschnitten der Stützmauer unter-

schieden. Die Betonwand im Bereich des Tankraumes 

habe – unstreitig – zu keinem Zeitpunkt eine Verände-

rung erfahren und sei dauerhaft standsicher. Dagegen 

sei die Stützmauer im nördlichen Teil von Anfang an ein 

„Leichtgewicht“ aus Hohlblock-Bimsstein ohne Beton- 

oder Stahleinlage und zudem zu niedrig gewesen. Dies 

sei von Anfang an unzureichend gewesen. Es habe in 

der Verantwortung der Klägerin und ihres Ehemannes 

gelegen, die Abgrabung und Vertiefung so abzusichern, 

dass das höhergelegene Grundstück auch bei der zu er-

wartenden Bebauung einschließlich der Bodenmodel-

lierung im zulässigen Umfang eine hinreichende Stütze 

hat. Das Aufsetzen der U-Steine sei aufgrund der zu ge-

ringen Mauerhöhe notwendig gewesen, um die er-

wartbaren Bodenabschwemmungen aufzufangen. Das 

Einbringen der Palisaden habe zu keiner weiteren Be-

lastung der Stützmauer geführt. Unstreitig habe die 

steile Hanglage der Errichtung einer Zufahrt mit Wen-

deplatte auf dem Grundstück der Klägerin entgegenge-

standen. Zudem sei die Mauer bereits im Rahmen der 

Beweiserhebung im selbstständigen Beweisverfahren 

teilsaniert und die Standsicherheit erhöht worden. 

II. 

Beide Berufungen sind zulässig. Die Berufung der Be-

klagten ist auch zu einem geringen Teil begründet und 

führt zur Änderung des erstinstanzlichen Urteils in dem 

aus dem Tenor ersichtlichen Umfang. Die Berufung der 

Klägerin ist unbegründet. 

1. 

Dem Klagantrag Ziffer 1 hat das Landgericht zu Recht 

stattgegeben. Die Klägerin kann nach § 1004 Abs. 1 Satz 

1 BGB verlangen, dass die Beklagten die bestehende 

Störung in Gestalt des vom höhergelegenen Grund-

stück ausgehenden Geländedrucks beseitigen. Dies gilt 

jedoch – insoweit gegenüber dem erstinstanzlichen Ur-

teil einschränkend – nur, soweit das Bodenniveau auf 

dem Grundstück der Beklagten oder dort stehende Be-

festigungen oder Abstützungen, insbesondere die Pali-

saden, die gedachte Fläche zwischen der Krone der 

jetzt bestehenden Stützmauer und der westlichen 

Oberkante der Terrasse auf dem Grundstück der Be-

klagten übersteigt. Bis zu diesem Oberflächenniveau 

hat die Klägerin selbst sicherzustellen, dass die Stütz-

mauer hinreichend standsicher ist, um die vom Hang 

ausgehende Last aufzufangen. 
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a. 

Das Grundstück der Klägerin wird dadurch im Sinne des 

§ 1004 Abs. 1 BGB beeinträchtigt, dass vom höhergele-

genen Grundstück der Beklagten ein Geländedruck 

ausgeht, der die Belastungsgrenze der an der Grenze 

errichteten Stützmauer übersteigt, so dass diese einzu-

stürzen droht (vgl. zum Verdichtungsdruck als Grund-

stücksbeeinträchtigung BGH, Beschluss vom 

12.06.2014 – V ZR 308/13, juris Rn. 8). Dies ist zwischen 

den Parteien unstreitig. 

b. 

Für diesen Zustand sind die Beklagten sowohl als Hand-

lungs- als auch als Zustandsstörer insoweit verantwort-

lich, als sie ihr Grundstück über die Fläche hinaus er-

höht haben, die zwischen dem natürlichen Bodenni-

veau an der Grundstücksgrenze – das der Krone der jet-

zigen Stützmauer entspricht – und der westlichen Vor-

derkante ihrer Terrasse liegt. 

Die Besonderheit des vorliegenden Falles liegt darin, 

dass beide Parteien durch Umgestaltungen ihrer 

Grundstücke zu der jetzt eingetretenen Störungslage 

beigetragen haben: Die Klägerin durch das Abgraben 

ihres Grundstücks und die Errichtung der Stützmauer 

beim Bau ihres Wohnhauses im Jahre 1968; die Beklag-

ten durch die Modellierung des oberhalb der Grenz-

mauer liegenden Hanges beim Bau ihres Wohnhauses 

in den 1970er Jahren, das Aufsetzen der U-Steine 1983, 

das Einrammen der Palisaden im Jahr 2006 oder 2007 

und die damit jeweils verbundene Veränderung des 

Hangprofils. Es gilt deshalb, die Verantwortungsanteile 

beider Parteien voneinander abzugrenzen: Die Klägerin 

kann von den Beklagten die Beseitigung der Störung 

nur insoweit verlangen, als sie nicht selbst für die Siche-

rung des Hanges zu sorgen hat. 

Die Abgrenzung der Verantwortlichkeitsspähren rich-

tet sich in der vorliegenden Konstellation nach § 909 

BGB. Soweit die Klägerin nach dieser Vorschrift selbst 

für die Grundstückssicherung gegen Absturz zu sorgen 

hat, stehen ihr keine Ansprüche gegen die Beklagten zu 

(aa.). Weitergehende Umgestaltungen auf dem Grund-

stück der Beklagten, die einen zusätzlichen Druck auf 

die Stützmauer auslösen, muss die Klägerin aber nicht 

dulden (bb.). 

aa. Die Klägerin hat nach § 909 BGB für eine genügende 

anderweitige Befestigung zu sorgen, soweit das Grund-

stück der Beklagten durch die Abgrabung an der Grund-

stücksgrenze seine Stütze verloren hat. Daher fällt die 

Abstützung des Abhangs bis zum Niveau der Fläche 

zwischen der Krone der Stützmauer und der westlichen 

Kante der Terrasse am Wohnhaus der Beklagten in die 

Verantwortung der Klägerin. 

(1) Das Abgraben eines Hangfußes stellt eine Vertie-

fung im Sinne des § 909 BGB dar (BGH, Urteil vom 

28.01.1972 – V ZR 20/70; BGH, Urteil vom 07.02.1980 

– III ZR 153/78). Nach dieser Vorschrift hat der vertie-

fende Eigentümer eine genügende anderweitige Befes-

tigung des Nachbargrundstücks herzustellen und diese 

auch in ordentlichem Zustand zu halten (Vollkommer, 

in: BeckOGK-BGB, Stand: 01.04.2022, § 1004 Rn. 28). 

Die Befestigungsmaßnahme muss auf dem zu vertie-

fenden Grundstück liegen (BGH, Urteil vom 27.05.1997 

– V ZR 197/96, juris Rn. 8; Brückner, in: Münchener 

Kommentar-BGB, 8. Aufl., § 909 Rn. 25; Vollkommer, 

in: BeckOGK-BGB, Stand: 01.04.2022, § 909 Rn. 26) und 

den Stützverlust vollständig ausgleichen (Fritzsche, in: 

BeckOK-BGB, Stand: 01.02.2022, § 909 Rn. 12). Die 

Schutzvorkehrungen dürfen dabei nicht nur auf den Zu-

stand zum Zeitpunkt der Vertiefung ausgerichtet wer-

den, vielmehr sind auch weitere Entwicklungen auf 

dem höherliegenden Grundstück zu berücksichtigen. 

Die Befestigung muss so geartet sein, dass der Boden 

des Nachbargrundstücks auch eine Belastung mit sol-

chen weiteren Anlagen verträgt, mit deren Errichtung 

nach den gesamten Umständen, insbesondere den ört-

lichen Verhältnissen, vernünftigerweise zu rechnen ist; 

handelt es sich, wie im vorliegenden Fall, um ein Bau-

grundstück, dann ist zugleich die Möglichkeit einer 

künftigen Bebauung, die über den bisherigen Umfang 

hinausgeht, in Rechnung zu stellen. Allerdings darf in 

der Errichtung des neuen Bauwerks keine ganz unge-

wöhnliche, den Rahmen bestimmungsmäßiger Inan-

spruchnahme offensichtlich überschreitende Ausnut-

zung des Grundes und Bodens liegen (BGH, Urteil vom 

03.05.1968 – V ZR 229/64, juris Rn. 19; vgl. auch BGH, 

Urteil vom 25.10.1974 – V ZR 47/70, juris Rn. 8; Brück-

ner, in: Münchener Kommentar-BGB, 8. Aufl. 2020, 

§ 909 Rn. 24). 

Die Darlegungs- und Beweislast dafür, dass der Hang 

nach der Vertiefung ausreichend befestigt wurde, trägt 

die Klägerin, weil sie als Anspruchstellerin nach § 1004 

Abs. 1 BGB die Beeinträchtigung nachzuweisen hat 

(Fritzsche, in: BeckOK-BGB, Stand: 01.02.2022, § 1004 

Rn. 131) und auch als vertiefende Eigentümerin bewei-

sen muss, zeitgleich mit der Vertiefung für eine genü-

gende anderweitige Stütze gesorgt zu haben (Vollkom-

mer, in: BeckOGK-BGB, Stand: 01.04.2022, § 909 Rn. 
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65, 63; Brückner, in: Münchener Kommentar-BGB, 

8. Aufl., 2020, § 909 Rn. 50; Fritzsche, in: BeckOK-BGB, 

Stand: 01.02.2022, § 909 Rn. 29 zu Recht entgegen 

Herrler, in: Grüneberg, BGB, 81. Aufl., § 909 Rn. 2 und 

Birk, Nachbarrecht für Baden-Württemberg, 6. Aufl., 

§ 909 Nr. 2d; die dort genannte Entscheidung des BGH, 

Urteil vom 24.02.1978 – V ZR 95/75, betrifft nicht die 

Beweislast, sondern die Bestimmtheit des Klagantrags; 

auch die Konstellation eines Anscheinsbeweises – vgl. 

OLG Düsseldorf, Urteil vom 19.02.1999 – 22 U 208/98 

– liegt hier nicht vor). 

(2) Nach diesen Maßstäben hat die Klägerin für eine 

Absicherung zu sorgen, die auf ihrem Grundstück liegt, 

bis zur ursprünglichen Geländeoberfläche an der ge-

meinsamen Grundstücksgrenze reicht und ausreichend 

standsicher ist, um nicht nur das natürlich gewachsene 

Grundstück der Beklagten abzustützen, sondern auch 

dem zusätzlichen Druck standzuhalten, der durch eine 

nach den örtlichen Verhältnissen schon bei Errichtung 

der Stützmauer im Jahr 1968 zu erwartende Bebauung 

hervorgerufen wird. 

Diesen Anforderungen entspricht die streitgegen-

ständliche Stützmauer nach ihrer Lage und Höhe. Sie 

steht – soweit hier streitgegenständlich – vollständig 

auf dem Grundstück der Klägerin. Dies ergibt sich aus 

der Vermessung durch den Sachverständigen G (Gut-

achten vom 29.04.2015, 3 OH 11/16, Seite 11f.; 18), 

wurde in der Folge von den Beklagten nicht mehr in 

Zweifel gezogen und auch vom Landgericht festge-

stellt. Die Mauer hat auch die geschuldete Höhe, weil 

ihre Krone dem ursprünglichen Geländeverlauf ent-

spricht. Das ergibt sich zweifelsfrei aus dem Bild, das im 

selbstständigen Beweisverfahren (3 OH 11/16) als An-

lage B1 vorgelegt wurde und den Zustand im Jahr 1975 

zeigt, und ist zwischen den Parteien auch nicht umstrit-

ten. 

Die Standfestigkeit war und ist darauf auszulegen, dass 

die Mauer der Last bis zu einem Geländeverlauf unter-

halb der gedachten Fläche zwischen der Krone der 

Stützmauer und der westlichen Oberkante der Terrasse 

auf dem Grundstück der Beklagten standhält. Dabei 

kann offen bleiben, ob – wie die Beklagten vortragen – 

das Oberflächenniveau beim Bau ihres Wohnhauses 

unverändert blieb oder – wie die Klägerin behauptet – 

das Gelände unterhalb der Terrasse aufgefüllt wurde. 

Denn in jedem Fall war mit einer Bebauung, wie sie tat-

sächlich erfolgt ist, nach den örtlichen Verhältnissen 

vernünftigerweise zu rechnen und in der Errichtung 

des Wohnhauses der Beklagten einschließlich der da-

bei ggf. vorgenommenen Oberflächengestaltung lag 

keine ganz ungewöhnliche, den Rahmen bestimmungs-

mäßiger Inanspruchnahme offensichtlich überschrei-

tende Ausnützung des Grund und Bodens. 

Dabei ist im Ausgangspunkt unstreitig, dass die Ter-

rasse am Wohnhaus der Beklagten tatsächlich nicht 

freischwebend errichtet wurde, sondern von Anfang an 

mit Erdreich unterfüllt war. Der daraus anzuleitende 

Geländeverlauf von der Außenkante der Terrasse bis 

zur Krone der Stützmauer ist in Anlage 12 zum 4. Ergän-

zungsgutachten vom 15.05.2018 mit hellblauer Farbe 

eingetragen; der Sachverständige hat hierfür eine Stei-

gung von 35° errechnet. Weshalb der Sachverständige 

diese Linie als „zusätzlich untersuchten Geländever-

lauf“ bezeichnet und den aus seiner Sicht „wahrschein-

lichen Geländeverlauf 1975“ mit einer grünen Linie ein-

getragen hat, die von der Krone der Stützmauer zum 

Schnittpunkt zwischen der Oberkante der Terrasse und 

der Hauswand führt, bedarf keiner weiteren Klärung. 

Denn es ist unstreitig, dass die Geländeoberfläche nach 

Fertigstellung des Wohnhauses – ob aufgefüllt oder 

nicht – bis an die Vorderkante der Terrasse reichte. 

Mit einer solchen Gestaltung war nach den örtlichen 

Verhältnissen vernünftigerweise zu rechnen. Bei einer 

Bebauung in Hanglage ist es in gewissem Umfang üb-

lich, den aufwärtsliegenden Hang abzugraben und den 

abwärtsliegenden Hang aufzufüllen. Hier ist weder vor-

getragen noch ersichtlich, dass die tatsächliche Bebau-

ung durch die Beklagte in den 1970er Jahren – auch mit 

einer Geländeauffüllung bis zur Außenkante der Ter-

rasse – das ortsübliche Maß überstiegen hätte. Jeden-

falls lag darin keine ganz ungewöhnliche, den Rahmen 

bestimmungsmäßiger Inanspruchnahme offensichtlich 

überschreitende Ausnützung des Grund und Bodens. 

Die in erster Instanz umstrittene Frage, wie das Wohn-

haus der Beklagten geplant und genehmigt worden 

war, bedurfte in diesem Zusammenhang keiner Klä-

rung. Insoweit lassen die Süd- und Nordansichten zum 

Bauantrag der Beklagten, die diese mit Schriftsatz vom 

15.05.2017 eingereicht haben (Anlage 4 zum 4. Ergän-

zungsgutachten vom 15.05.20128, 3 O 144/15), eine 

Unterfüllung der Terrasse und eine entsprechende Auf-

füllung des darunterliegenden Hanges bis zur Grund-

stücksgrenze erkennen, wenn auch mit einer Ausspa-

rung unterhalb der Terrasse. Demgegenüber hat die 

Klägerin mit Schriftsatz vom 05.05.2017 vorgetragen, 

die Lage des Gebäudes sei auf Wunsch der Beklagten 
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gegenüber der Planung verändert worden. Dieser Ein-

wand ist unerheblich und der Vernehmung des von der 

Klägerin für die Planung benannten Zeugen F bedurfte 

es nicht. Zwar könnte eine öffentlich-rechtliche Bauge-

nehmigung als Indiz für die Ortsüblichkeit des Bauvor-

habens und deren Ablehnung als Gegenindiz gewertet 

werden. Beides gilt aber nur für Gestaltungen, die im 

Rahmen des Genehmigungsverfahrens auch geprüft 

wurden. Letzteres ist nicht der Fall, wenn – wie hier von 

der Klägerin behauptet – die Bauausführung von den 

eingereichten Plänen abweicht. Gegen die Ortsüblich-

keit spräche es dann nur, wenn sich die Behörden, An-

wohner oder Dritte bei oder nach der Bauausführung 

gegen die so nicht geplante und genehmigte Gestal-

tung gewandt hätten. Dies ist aber weder vorgetragen 

noch ersichtlich. Vielmehr ist unstreitig, dass gerade 

die Klägerin und ihr Ehemann gegen die tatsächliche 

Bauausführung – mit Unterfüllung der Terrasse – keine 

Einwände erhoben, sondern sich erst gegen das Aufset-

zen der U-Steine im Jahr 1983 gewehrt haben. 

bb. Soweit der Hang über die Fläche zwischen der 

Krone der Stützmauer und der Außenkante der Ter-

rasse (hellblaue Linie in Anlage 12 zum 4. Ergänzungs-

gutachten vom 15.05.2018) hinaus aufgefüllt und er-

höht wurde und dadurch weiterer Druck auf die Stütz-

mauer ausgelöst wird, fällt dies aber in die Verantwort-

lichkeit der Beklagten und die Klägerin kann nach 

§ 1004 Abs. 1 Satz 1 BGB Beseitigung der Störung ver-

langen. 

Insoweit sind die Beklagten Verhaltens- und Zustands-

störer, da sämtliche Veränderungen oberhalb der 

Stützmauer auf ihrem Grundstück liegen und von ihnen 

verursacht wurden. Auf die zwischen den Parteien wei-

terhin umstrittene Frage, ob die Beklagten das Gelände 

hinter den U-Steinen aktiv und mit zusätzlichem Bo-

denaushub aufgefüllt haben, kommt es dabei nicht an. 

Selbst wenn die Beklagten – wie sie behaupten – die U-

Steine lediglich mit bereits zuvor vorhandenem Mate-

rial hinterfüllt haben sollten und das weitere Anwach-

sen des Bodenniveaus auf die natürliche Bodenerosion 

zurückginge, wäre dies im Rahmen des § 1004 Abs. 1 

BGB den Beklagten zuzurechnen, weil sie diese Ent-

wicklung durch das Setzen der U-Steine in Gang gesetzt 

und aufrechterhalten haben. Entsprechendes gilt für 

das Setzen der Palisaden und deren Hinterfüllung. 

Von dem Geländeteil, der oberhalb der Fläche zwi-

schen der Krone der Stützmauer und der Außenkante 

der Terrasse (hellblaue Linie in Anlage 12 zum 4. Ergän-

zungsgutachten vom 15.05.2018) liegt, geht ein erheb-

licher Druck auf die Stützmauer aus. Dem 4. Ergän-

zungsgutachten des Sachverständigen vom 15.05.2018 

ist zu entnehmen, dass die Maßnahmen seit 1983 – 

also die Erhöhung des Bodenniveaus über die in Anlage 

12 eingetragene hellblaue Linie hinaus bis zum jetzigen 

Stadium – die rechnerische Standsicherheit der Stütz-

mauer von 1,49 (Berechnung für die in Anlage 12 ein-

getragene hellblaue Linie, Lastfall 12.3) auf unter 1 ge-

senkt haben. Das bedeutet, wie der Sachverständige 

ausgeführt hat, dass insbesondere die Erhöhung des 

Geländeniveaus bis zur Oberkante der U-Steine die zu-

vor noch vorhandenen Sicherheitsreserven aufgezehrt 

hat und die Stützwand rechnerisch nicht mehr standsi-

cher ist (Gutachten vom 15.05.2018, S. 17f.). Diese Ein-

schätzung hat der Sachverständige bereits in seinem 

ersten Gutachten vom 08.10.2012 vertreten (ibid. S. 

16f.) und daran durchweg festgehalten. Die Dicke der 

Mauer und ihre Beschaffenheit (ohne Stahlbewehrung 

und Betonverfüllung) sowie die Kohärenz des Bodens, 

über die zu Beginn noch Unsicherheit bestand und die 

erst im Rahmen des 3. Ergänzungsgutachtens vom 

24.09.2015 geklärt wurden, hatten insoweit nur gradu-

elle Auswirkungen. Die Ableitung des Sachverständi-

gen stimmt damit überein, dass – unstreitig – eine Ver-

formung der Mauer bis zum Setzen der U-Steine nicht 

zu beobachten war, aber alsbald danach, im Jahr 1986, 

bemerkt wurde. Ungeachtet all dessen ist der Um-

stand, dass von der Erhöhung des Geländes bis zur 

Oberkante der U-Steine ein erheblicher Druck auf die 

Stützmauer ausgeht, offensichtlich und steht auch 

nicht im Streit; umstritten waren und sind lediglich das 

Ausmaß und die rechtliche Verantwortlichkeit. 

Soweit die Beklagten nach wie vor die Berechnungen 

des Sachverständigen in Zweifel ziehen, bedürfen diese 

Einwände keiner weiteren Klärung. Ungeachtet des ge-

nauen Ausmaßes sind die Beklagten für jeglichen zu-

sätzlichen Druck verantwortlich, den die weitere Erhö-

hung des Geländes seit 1983 hervorruft, und die Kläge-

rin muss dies nicht hinnehmen, sondern kann nach 

§ 1004 Abs. 1 Satz 1 BGB Beseitigung verlangen. Denn 

die Verantwortung der Klägerin für die Standsicherheit 

der Stützmauer aus § 909 BGB endet bei einem Gelän-

deniveau bis zur Fläche zwischen der Krone der Stütz-

mauer und der Außenkante der Terrasse. Soweit die 

Standsicherheit der Stützmauer durch weitere Erhö-

hungen reduziert wird, geht von der Vertiefung des 

Grundstücks der Klägerin keine Beeinträchtigung des 
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obenliegenden Grundstücks aus (vgl. Spohnheimer, in: 

BeckOGK-BGB, Stand: 01.05.2022, § 1004 Rn. 205, aber 

auch Vollkommer, in: BeckOGK-BGB, Stand: 

01.04.2022, § 909 Rn. 24), vielmehr wird umgekehrt 

das tiefer liegende Grundstück durch eine Gestaltung 

des höherliegenden beeinträchtigt. Insoweit bedarf es 

auch keiner Aufklärung, ob die Stützmauer bis 1983 die 

erforderliche Standsicherheit – nach dem Sachverstän-

digengutachten einen Wert von ~ 2,025 – eingehalten 

hat oder nicht. Selbst wenn dies nicht mehr der Fall war 

– wovon nach dem Sachverständigengutachten auszu-

gehen ist –, muss die Klägerin nicht hinnehmen, dass 

die damals noch vorhandenen, wenn auch zu geringen, 

Sicherheitsreserven durch weitere Erhöhungen voll-

ständig aufgezehrt wurden. 

cc. Soweit die Beklagten ihr Grundstück bis zur gemein-

samen Grenze über das genannte Oberflächenniveau 

erhöht haben, müssen sie nach § 9 Abs. 1 NRG Baden-

Württemberg sicherstellen, dass eine Schädigung des 

Nachbargrundstücks durch Absturz oder Pressung des 

Bodens ausgeschlossen ist. Das war beantragt und ist – 

ohne die normative Grundlage – im Tenor weiterhin 

auszusprechen. 

dd. Ob die Beklagten ihrer Verpflichtung nachkommen, 

indem sie den Boden bis zu dem im Tenor genannten 

Niveau abtragen, oder ob sie sonstige Vorkehrungen 

treffen, die die Vorgaben der §§ 9, 10 NRG Baden-

Württemberg einhalten müssen, bleibt ihnen überlas-

sen. 

c. 

Eine Mitverursachung muss sich die Klägerin nicht ent-

gegenhalten lassen, soweit der Geländedruck in Frage 

steht, der von dem Gelände oberhalb der Fläche zwi-

schen der Krone der Stützmauer und der Außenkante 

der Terrasse ausgelöst wird. 

Im Rahmen des § 1004 BGB ist bei einer Mitverantwor-

tung des gestörten Eigentümers grundsätzlich die Vor-

schrift des § 254 BGB entsprechend anzuwenden mit 

der Folge, dass die Verurteilung zur Beseitigung durch 

die Feststellung beschränkt wird, dass sich der beein-

trächtigte Eigentümer in Höhe seiner Haftungsquote 

an den Kosten der Beseitigung zu beteiligen hat (BGH, 

Urteil vom 18.04.1997 – V ZR 28/96, juris Rn. 11ff.). Für 

den hier in Frage stehenden Geländeanteil trägt die 

Klägerin aber keine Mitverantwortung. Sie hat die Er-

höhung über die Fläche zwischen der Krone der Stütz-

mauer und der Außenkante der Terrasse weder mit 

veranlasst, noch war sie damit einverstanden. Ob die 

Stützmauer ausreichend war, um – wie nach § 909 BGB 

erforderlich – die Last des unterhalb dieser Fläche lie-

genden Geländes aufzufangen, ist auch insoweit uner-

heblich. Denn dies kann weder eine Mitverantwortung 

für den zusätzlich ausgelösten Geländedruck noch eine 

Duldungspflicht der Klägerin begründen. 

Auch die von den Beklagten in der Berufung aufgewor-

fene Frage, welcher Mauerteil wie stark betroffen ist, 

stellt sich nicht. Dass es sich um zwei unterschiedliche 

Mauerabschnitte mit unterschiedlicher Standsicher-

heit handelt, ist unstreitig. Die Klägerin hat aber – in 

beiden Instanzen – klargestellt, dass die Mauer in ihrer 

gesamten Länge in die Klage einbezogen sein soll. Ihr 

Beseitigungsanspruch ist – wie ausgeführt – nicht da-

von abhängig, welche Standsicherheit die verschiede-

nen Mauerabschnitte haben oder hatten: Auch wenn 

oder soweit die Stützmauer die erforderliche Standsi-

cherheit aufweist, muss die Klägerin eine Verringerung 

der Sicherheitsreserven durch unzulässige Maßnah-

men der Beklagten nicht hinnehmen. 

Gegen die Beklagten besteht ein jeweils eigenständiger 

Beseitigungsanspruch; sie waren deshalb nicht als Ge-

samtschuldner zu verurteilen (Raff, in: MüKo-BGB, 8. 

Aufl., § 1004 Rn. 183, 244; Fritzsche, in: BeckOK-BGB, 

Stand: 01.02.2022, § 1004 Rn. 23). 

2.Den Klagantrag Ziffer 2 hat das Landgericht zu Recht 

abgewiesen. Die Klägerin hat keinen Anspruch gegen 

die Beklagten auf Wiederherstellung der Mauer. 

a. 

Zu Recht hat das Landgericht insoweit erkannt, dass ein 

Wiederherstellungsanspruch nicht nach § 1004 Abs. 1 

BGB, sondern nur nach § 823 BGB in Frage kommt. 

Nach ständiger Rechtsprechung umfasst der Beseiti-

gungsanspruch nach § 1004 Abs. 1 Satz 1 BGB auch die 

Beseitigung solcher Eigentumsbeeinträchtigungen, die 

zwangsläufig durch die Beseitigung der primären Stö-

rung entstehen. Erfordert etwa die Beseitigung stören-

der Baumwurzeln, die von dem Nachbargrundstück in 

eine Abwasserleitung eingedrungen sind, die Zerstö-

rung dieser Leitung, hat der Störer eine neue Abwas-

serleitung zu verlegen (BGH, Urteil vom 04.02.2005 – V 

ZR 142/04, juris Rn. 9). Hiervon zu unterscheiden sind 

Beeinträchtigungen, die als weitere Folge der primären 

Störung entstanden sind. Die Beseitigung solcher wei-

terer Schäden, die als Folgen aus dem störenden Ein-
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griff in das fremde Eigentum entstehen, kann aus-

schließlich im Wege des Schadensersatzes verlangt 

werden (BGH a.a.O. sowie BGH, Urteil vom 12.12.2003 

– V ZR 98/03, juris Rn. 8). Um eine solche weiterge-

hende Folge der primären Störung handelt es sich im 

vorliegenden Fall. Die Störung liegt in dem Gelände-

druck, der von der zusätzlichen Erhöhung des Grund-

stücks der Beklagten ausgelöst wurde. Diese Störung 

kann durch das Abtragen des Geländes oder sonstige 

Sicherungsmaßnahmen beseitigt werden, ohne dass 

dazu die Stützmauer beseitigt werden müsste. Denn 

zur Beseitigung oder Veränderung des Grundstücks un-

terhalb des oben genannten Niveaus sind die Beklagten 

nicht verpflichtet. 

b. 

Im Ergebnis zu Recht hat das Landgericht auch erkannt, 

dass ein Anspruch nach § 823 Abs. 1 BGB auf Wieder-

herstellung der Mauer ausscheidet. 

aa. Ungeachtet der Frage, ob ein Schadensersatz dem 

Grunde nach besteht, kann die Klägerin die begehrte 

Wiederherstellung der Mauer nach § 249 Abs. 1 BGB 

mit einer Standsicherheit von mindestens 2,025, bzw. 

nach dem Hilfsantrag 2,0 nicht verlangen, weil die bis-

herige Mauer diese Standfestigkeit nicht aufwies. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Standsicherheit 

keine absolute Größe darstellt, sondern das Verhältnis 

zwischen der Tragkraft der Mauer und den auf sie ein-

wirkenden Kräften widerspiegelt. Der angegebene 

Wert ist deshalb auf das im Tenor angegebene Grund-

stücksniveau zu beziehen, dessen Absicherung die 

Mauer sicherstellen muss. Eine Mauer von geringerer 

Standsicherheit darf die Klägerin weder selbst im Ver-

hältnis zu den Beklagten errichten oder unterhalten, 

noch kann sie ihre Wiederherstellung im Wege des 

Schadensersatzes verlangen. Zwar richtet sich der 

Schadensersatz nach § 249 Abs. 1 BGB grundsätzlich 

auf die Wiederherstellung des vorherigen Zustandes. 

Dieser Anspruch ist aber ausgeschlossen und verwan-

delt sich in einen Geldersatzanspruch, wenn die Her-

stellung nicht möglich ist. Ein Fall der rechtlichen Un-

möglichkeit liegt vor, wenn die Naturalherstellung in 

Rechtsgüter Dritter eingreifen würde und der Berech-

tigte nicht einwilligt (Flume, in: BeckOK-BGB, Stand: 

01.02.2022, § 251 Rn. 16; BGH, Urteil vom 15.02.2008 

– V ZR 17/07, juris Rn. 12). Dasselbe folgt aus der Arg-

listeinrede nach § 242 BGB: Die Klägerin kann von den 

Beklagten nicht Wiederherstellung eines Zustandes 

verlangen, der von diesen nicht zu dulden ist und der 

zum eingetretenen Schaden mit beigetragen hat. 

So liegt der Fall hier. Die Beklagten müssen die Stütz-

mauer in der bisherigen Ausführung nicht dulden und 

sind – wie ihr Vortrag eindeutig erkennen lässt – mit 

deren Wiederherstellung ohne eine Verbesserung der 

Standfestigkeit auch nicht einverstanden. Die jetzige 

Stützmauer hat nicht die technisch gebotene und von 

der Klägerin im Antrag geforderte Standsicherheit von 

mindestens 2,025 bzw. 2,0, bezogen auf das maßgebli-

che Geländeniveau. Das ergibt sich aus den Standsi-

cherheitsberechnungen des Sachverständigen G im 

4. Ergänzungsgutachten vom 15.05.2018 (3 O 144/15). 

Wie oben ausgeführt, endet die Berechnung der Stand-

festigkeit für den Geländeverlauf, der zur Außenkante 

der Terrasse führt und in Anlage 12 zum 4. Ergänzungs-

gutachten hellblau eingetragen ist („zusätzlich unter-

suchter Geländeverlauf ohne U-Steine mit 35° ab Stütz-

wand“), mit einer Standfestigkeit von 1,49. Erforderlich 

ist nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 

ein Sicherheitsniveau von über 2,0 (4. Ergänzungsgut-

achten, Seite 15). Es besteht kein Anlass, an der Be-

rechnung des Sachverständigen zu zweifeln. Insbeson-

dere wurden zuvor, im Rahmen des 3. Ergänzungsgut-

achtens vom 24.09.2015, die bis dahin bestehende Un-

sicherheit über die Dicke der Mauer und ihre Beschaf-

fenheit (ohne Stahlbewehrung und Betonverfüllung) 

geklärt und außerdem die Kohärenz des Bodens labor-

technisch bestimmt. 

Soweit die Klägerin im Termin vom 30.06.2022 und mit 

Schriftsatz vom 18.07.2022 hat einwenden lassen, der 

Sachverständige habe auf S. 17f. seines Gutachtens 

vom 15.05.2018 (3 O 144/15), im selbstständigen Be-

weisverfahren (3 OH 6/12, Erörterungstermin vom 

08.03.2016) und im erstinstanzlichen Verfahren (3 O 

144/15, Verhandlungstermin vom 24.02.2017) stets 

gleichbleibend ausgeführt, die Mauer habe noch im 

Jahr 1975 – nach der Bebauung des oben liegenden 

Grundstücks – die erforderliche Standsicherheit gehabt 

und diese erst mit dem Aufsetzen der U-Steine und de-

ren Hinterfüllung verloren, geht dies fehl. Die Ausfüh-

rungen des Sachverständigen beruhen durchweg auf 

dessen Annahme, der Geländeverlauf sei nach der Be-

bauung durch die Beklagten bis zum Aufsetzen der U-

Steine so gewesen wie von ihm in Anlage 12 mit grüner 

Farbe eingezeichnet („wahrscheinlichen Geländever-

lauf 1975“, Steigung 25°). Hierfür weisen seine Berech-

nungen eine Standfestigkeit von 1,90 und somit – an-

nähernd – die geforderte Standsicherheit aus. Für die 
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rechtliche Bewertung maßgeblich ist aber nicht der 

vom Sachverständigen angenommene „wahrscheinli-

che Geländeverlauf 1975“, sondern derjenige, auf den 

die Mauer nach den Maßstäben des § 909 BGB auszu-

legen war. Dabei handelt es sich nicht um eine tatsäch-

liche Frage, die dem Sachverständigenbeweis zugäng-

lich wäre, sondern um eine rechtliche Frage, die vom 

Senat zu klären ist. Sie ist – wie oben ausgeführt – da-

hin zu beantworten, dass die Mauer von Anfang an auf 

einen Geländeverlauf zwischen der Mauerkrone und 

der Außenkante zur Terrasse auszurichten war. Dieses 

Geländeniveau ist im Sachverständigengutachten vom 

15.05.2018 (3 O 144/15) nicht grün, sondern hellblau 

dargestellt (Steigung 35°) und wurde vom Sachverstän-

digen weder bei den Ausführungen, auf die die Klägerin 

verweist, noch in seiner Auswertung im Text auf S. 17f. 

des Gutachtens vom 15.05.2018 (3 O 144/15) berück-

sichtigt. Der Sachverständige hat dafür aber eine 

Standfestigkeitsberechnung durchgeführt, die mit 1,49 

endet. Dieser Wert liegt unter dem geforderten (~ 2,0), 

woraus auch ohne sachverständige Auswertung zu fol-

gern ist, dass die vorhandene Stützmauer, bezogen auf 

das maßgebliche Niveau, die geforderte Standfestig-

keit von Anfang an nicht aufwies. 

bb. 

Für das weitere Vorgehen der Parteien weist der Senat 

vorsorglich darauf hin, dass mit diesem Urteil Gelder-

satzansprüche der Klägerin wegen der Beschädigung 

der Mauer nach § 249 Abs. 2 BGB – die im vorliegenden 

Verfahren nicht geltend gemacht werden – nicht aus-

geschlossen sind. 

(1) Das Verschulden der Beklagten und die Kausalität 

können mit den Erwägungen im erstinstanzlichen Ur-

teil nicht verneint werden. 

Das Landgericht hat den Vortrag der Klägerin zum Ver-

schulden für unzureichend erachtet, weil sich daraus 

nicht ergebe, dass die Beklagten bei der Errichtung der 

Mauer als Laien die Gefahr für die Stützmauer hätten 

erkennen können und müssen. Dies überzeugt nicht: 

Dass sich durch eine Erhöhung des Geländes, wie sie 

durch das Setzen der U-Steine und deren Hinterfüllung 

– gleich, ob von den Beklagten aktiv vorgenommen o-

der infolge der Erosion zu erwarten – der Druck auf die 

Stützmauer erhöhen würde, dürfte auch für einen 

Laien ersichtlich gewesen sein; dies gilt umso mehr für 

den Beklagten als gelerntem Maurer. Spätestens mit 

dem Schreiben des Ehemannes der Klägerin vom 

19.07.1983 (3 OH 11/16, Anlage K2) wurden die Beklag-

ten eindeutig auf die Gefährdung aufmerksam ge-

macht. Dass sie hierauf nicht reagierten, sondern es bei 

der Situation beließen, begründet jedenfalls den Vor-

wurf schuldhaften Unterlassens. Hiervon ist auch das 

Landgericht zu Recht ausgegangen. 

Entgegen den weiteren Ausführungen des Landge-

richts fehlt es selbst dann nicht an der Kausalität, wenn 

die Beklagten erst ab dem Zugang des Schreibens vom 

19.07.1983 ein Verschuldensvorwurf treffen sollte. 

Zwar besteht insoweit – entgegen der Berufungsbe-

gründung der Klägerin – kein Widerspruch innerhalb 

des Urteils. Das Landgericht ist durchweg davon ausge-

gangen, dass das Aufsetzen der U-Steine und deren 

Hinterfüllung Ursache für den eingetretenen Schaden 

war. Die Ablehnung des Antrags Ziffer 2 hat es – inso-

weit widerspruchsfrei – darauf gestützt, es könne nicht 

festgestellt werden, dass erst das pflichtwidrige Auf-

rechterhalten des Gefahrenzustandes nach Zugang des 

Schreibens vom 19.07.1983 den Schaden verursacht 

habe. Zu Unrecht hat das Landgericht dabei jedoch da-

rauf abgestellt, dass die Standsicherheit der Mauer 

möglicherweise bereits vor Zugang des Schreibens auf 

unter 1,0 gefallen sei. Auslöser für den Schadensersatz-

anspruch ist nicht die Reduktion der Standsicherheit, 

sondern die Substanzverletzung. Beides fällt nicht zu-

sammen. Die Standsicherheit der Mauer beschreibt le-

diglich das rechnerische Verhältnis zwischen der Trag-

kraft der Mauer und den auf sie einwirkenden Kräften. 

Eine Standsicherheit von ≤ 1,0 bedeutet, dass rechne-

risch ein Bruch der Mauer zu erwarten ist (vgl. Gutach-

ten vom 08.10.2012, S. 12f.), aber nicht, dass er bereits 

eingetreten ist. Dass es in der kurzen Zeit zwischen 

dem Aufsetzen der U-Steine und dem Zugang des 

Schreibens vom 19.07.1983 zu Substanzschäden an der 

Mauer gekommen sei, haben weder die Beklagten be-

hauptet, noch geben die Feststellungen des Sachver-

ständigen oder der zeitliche Ablauf Anlass zu dieser An-

nahme. Die ersten Anzeigen für Substanzschäden sind 

erst drei Jahre später, im Jahr 1986, zu Tage getreten. 

Nach alledem ist ein Schadenseintritt vor Zugang des 

Schreibens vom 19.07.1983 eine rein theoretische 

Möglichkeit. 

(2) Bei der Berechnung eines Ersatzanspruchs in Geld 

ist zu berücksichtigen, dass die Klägerin nur verlangen 

kann, so gestellt zu werden, wie sie ohne die Schädi-

gung stand (§ 249 Abs. 1, 2 BGB). Da die Stützmauer 

auch in unbeschädigtem Zustand nicht die erforderli-

che Standsicherheit hatte, wäre die Klägerin auch ohne 
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die Beschädigung zur Ertüchtigung der Mauer bis zur 

erforderlichen Standsicherheit auf eigene Kosten ver-

pflichtet gewesen. Kostenersatz nach § 249 Abs. 2 BGB 

kann die Klägerin deshalb nur verlangen, soweit die oh-

nehin geschuldete Ertüchtigung der Mauer infolge der 

schuldhaft durch die Beklagten verursachten Beschädi-

gung höhere Kosten verursacht. Soweit die zu geringe 

Standsicherheit für die Entstehung des eingetretenen 

Schadens mitursächlich war, kann ein von den Beklag-

ten nachzuweisendes Mitverschulden der Klägerin o-

der ihres Ehemannes nach § 254 BGB zu berücksichti-

gen sein. 

3. 

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 92 Abs. 1 Satz 2, 

97 Abs. 1 ZPO. Der Senat misst beiden Klaganträgen ei-

nen nahezu gleichen Wert bei. Soweit in der Berufung 

die Verurteilung zu Klagantrag Ziffer 1 eingeschränkt 

wurde, fällt dies nicht erheblich ins Gewicht. Die Ein-

schränkung beruht auf der oben dargestellten norma-

tiven Verantwortungsabgrenzung zwischen den Par-

teien. Diese war auch im Klagantrag und in der Verur-

teilung durch das Landgericht bereits angelegt, indem 

auf die Maßstäbe der §§ 9, 10 NRG Baden-Württem-

berg abgestellt wurde. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit 

folgt aus §§ 708 Nr. 10, 711 ZPO. 

Anlass, die Revision zuzulassen (§ 543 Abs. 2 ZPO), be-

stand nicht. 

Selbsthilferecht beim Überhang vom 
Nachbargrundstück – Schadensersatzan-
spruch   

AG Hamburg-Bergedorf – Az.: 410d C 215/18 – Urteil 
vom 12.02.2020 
 
1. Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 

4.965,04 € nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 Prozent-

punkten über dem Basiszinssatz seit dem 01.01.2018 

zu zahlen. 

2. Der Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tra-

gen. 

3. Das Urteil ist für die Klägerin gegen Sicherheitsleis-

tung in Höhe von 110% des jeweils zu vollstreckenden 

Betrags vorläufig vollstreckbar. 

4. Der Streitwert wird auf 4.965,04 € festgesetzt. 

Tatbestand 

Die Parteien sind Nachbarn. Sie streiten um den Ersatz 

von Schäden der Klägerin in Höhe von insgesamt 

4.965,04 €, die ihr aufgrund von Baumschneidemaß-

nahmen auf Veranlassung des Beklagten an einer auf 

ihrem Grundstück befindlichen Blutbuche im Jahr 2017 

entstanden sind. Der geltend gemachte Schadenser-

satzanspruch setzt sich zusammen aus Kosten für die 

erforderlichen Maßnahmen zur Wiederherstellung und 

Sicherung des ursprünglichen Zustandes des Baumes in 

Höhe von 3.575,00 € sowie Kosten für die Einholung ei-

nes privaten Sachverständigengutachtens in Höhe von 

1.390,04 €. 

Unmittelbar an der Grundstücksgrenze im vorderen 

Garten der Klägerin befindet sich eine Blutbuche, wel-

che als sog. Hausbaum ein Ensemble mit dem auf dem 

Grundstück befindlichen Gebäude der Klägerin bildet. 

Am Abend des 01.09.2017 stellte die Klägerin fest, dass 

der Beklagte die Beschneidung des Baumes durch den 

Zeugen S. veranlasst hatte. Die Klägerin erstattete nach 

Gewahrwerden der Baumschneidemaßnahmen An-

zeige gegen den Beklagten bei der Polizei und infor-

mierte die zuständige Grünabteilung des Bezirksamtes 

H.-B.. Ein Mitarbeiter der Grünabteilung besichtigte so-

dann das Grundstück der Klägerin im Rahmen eines 

Ortstermins am 06.09.2017, wobei der genaue Inhalt 

des Termins zwischen den Parteien streitig ist. Die Klä-

gerin ließ die streitgegenständliche Blutbuche zudem 

durch den Privatgutachter Dr. S. begutachten (Anlage 

K1, Bl. 7 ff. der Akte). Mittels Privatgutachten vom 

01.11.2017 bezifferte er den durch die Baumschneide-

maßnahmen entstandenen Schaden auf eine Gesamt-

höhe von 3.575,00 €, welche sich aus erforderlichen 

Sofortmaßnahmen, Nacharbeiten in einem Zeitraum 

von 8 bis 10 Jahren, Nachuntersuchungen nach jeweils 

5 und 10 Jahren sowie einem verbleibenden Risiko von 

25 % auf den Gehölzwert zusammensetzt (Anlage K1, 

Bl. 22 der Akte). 

Die Klägerin behauptet, die Durchführung der Baum-

schneidemaßnahmen auf Veranlassung des Beklagten 

seien rechtswidrig und ohne vorherige Ankündigung 

erfolgt. Von dem Baum sei zu keiner Zeit eine Gefahr 

für das benachbarte Grundstück des Beklagten ausge-

gangen. Die Baumschneidemaßnahmen seien zudem 

nicht fachgerecht durchgeführt worden, etwa indem 

dem Baum große Astungswunden zugeführt worden 

seien. Die Symmetrie der Baumkrone sei durch die 
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Schnittarbeiten zudem einseitig beeinträchtigt wor-

den, wodurch die Gefahr eines sog. Torsionsbruchs des 

Baumes verursacht worden sei. Die Maßnahmen seien 

zudem außerhalb der zulässigen Zeit für die Durchfüh-

rung von Baumschneidemaßnahmen vorgenommen 

worden und nicht durch die zuständige Grünabteilung 

des Bezirksamtes H.-B. genehmigt gewesen. 

Die Klägerin hat den Beklagten mittels Schriftsatz vom 

08.12.2017 unter Fristsetzung bis zum 31.12.2017 

letztmalig erfolglos zur Begleichung der geltend ge-

machten Ansprüche aufgefordert (Anlage K5, Bl. 33 ff. 

der Akte). 

Die Klägerin beantragt nunmehr, den Beklagten zu ver-

urteilen, an die Klägerin 4.965,04 € nebst Zinsen hie-

raus in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszins-

satz seit dem 01.01.2018 zu zahlen. 

Der Beklagten beantragt, die Klage abzuweisen. 

Der Beklagte macht geltend, der Baumschnitt sei not-

wendig gewesen, da von der Blutbuche aufgrund der 

auf sein Grundstück herüber ragenden Äste eine er-

hebliche Gefahr für Leib und Leben ihn und seine Fami-

lie bestanden hätte. Insbesondere aufgrund eines 

Längsrisses in einem vom Stamm des Baumes abgehen-

den Starkastes sei zu befürchten gewesen, dass dieser 

auf das Grundstück des Beklagten hinabstürze. Die Klä-

gerin habe sich Aufforderungen des Beklagten zur Be-

schneidung des Baumes seit dem Jahr 2014 kategorisch 

und endgültig verweigert, sodass der Beklagten den 

Baum in Ausübung seines Selbsthilferechts habe be-

schneiden lassen. Der Beklagte habe darüber hinaus 

mehrfach das zuständige Grünamt des Bezirksamtes 

H.-B. auf den Zustand des Baumes aufmerksam ge-

macht (Anlage B2, Bl. 51 der Akte / Anlage B4, Bl. 54 

der Akte). Die Klägerin sei in der Folge erfolglos aufge-

fordert worden, den Baum durch einen Baumgutachter 

untersuchen zu lassen (Anlage B3, Bl. 53 der Akte). Die 

Klägerin sei daher als Störerin im Sinne des § 1004 BGB 

für die Beseitigung der Gefahr verantwortlich gewesen. 

Schließlich sei die Schadensberechnung durch den von 

der Klägerin beauftragten Zeugen Dr. S. unzutreffend 

und daher zur Bezifferung des Schadens ungeeignet, 

insbesondere da die streitgegenständliche Buche etwa 

aufgrund eines sog. Fremdbewuchses in der Baumga-

belung bereits erkennbar geschädigt gewesen sei und 

alsbald abgängig sei. 

Mittels Beweisbeschlusses vom 19.11.2018 hat das Ge-

richt ein Sachverständigengutachten eingeholt zur 

Frage des Zustandes des Baumes (Bl. 121 ff. der Akte, 

im folgenden: „Gutachten“). Im Rahmen der mündli-

chen Verhandlung hat das Gericht die Parteien persön-

lich angehört sowie die Zeugen Dr. S. und S. vernom-

men. Zudem ist der gerichtlich bestellte Sachverstän-

dige P. zum Ergebnis des Gutachtens vernommen wor-

den. Insoweit wird zum Inhalt der Beweisaufnahme auf 

das Protokoll der mündlichen Verhandlung verwiesen. 

Entscheidungsgründe 

Die Klage ist zulässig und begründet. 

I.  

1. Die Klage ist zulässig. Die örtliche Zuständigkeit des 

Amtsgerichts H.-B. ergibt sich vorliegend wahlweise 

aus § 12 ZPO sowie § 32 ZPO. Die sachliche Zuständig-

keit folgt aus § 23 Nr. 1 GVG, weil der geltend gemachte 

Anspruch die Summe von 5.000 € nicht übersteigt. 

2. Die Klage ist auch begründet. Die Klägerin hat gegen 

den Beklagten einen Anspruch aus § 823 Abs. 1 BGB. 

Der Beklagte hat die Klägerin rechtswidrig und schuld-

haft in ihrem Eigentum verletzt, indem er die auf dem 

Grundstück der Klägerin befindliche Blutbuche be-

schneiden ließ. Der Klägerin steht daher ein Anspruch 

aus § 823 Abs. 1 BGB in der geltend gemachten Höhe 

zu. 

a) Die Klägerin war zum Zeitpunkt der Beschneidung 

des Baumes Eigentümerin des Grundstückes, auf dem 

sich die Blutbuche befand. Das unerlaubte Beschnei-

den von Bäumen in Privatgärten stellt eine Eigentums-

verletzung dar (BGH VersR 2013, 635; Wagner, in: 

MüKoBGB, 7. Aufl. 2017, § 823, Rn. 217). Ein Baum wird 

nach § 94 Absatz 1 S. 2 BGB mit dem Einpflanzen we-

sentlicher Bestandteil des Grundstückes, auf dem er 

steht. Er kann deshalb gem. § 93 BGB nicht Gegenstand 

eigener Rechte sein. Daraus folgt nach ständiger Recht-

sprechung, dass ein Baum kein eigenständiges schädi-

gungsfähiges Rechtsgut darstellt (zum Sonderfall der 

zum Verkauf bestimmten Bäume vgl. OLG Hamm NJW-

RR 1992,1438; OLG München VersR 1995, 843). Die Be-

schädigung des Baumes löst vielmehr eine Ersatzver-

pflichtung in Form der Schädigung des Grundstückes, 

auf dem sich der Baum befindet, aus (BGH NJW 2006, 

1424). So liegt der Fall hier. Die streitgegenständliche 

Buche wurde auf dem Grundstück der Klägerin ge-

pflanzt und stand zum Zeitpunkt der Durchführung der 

Schnittarbeiten auf dem Grundstück der Klägerin. 
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Durch die Beschneidung des Baumes wurde die Kläge-

rin folglich in ihrem Eigentum an eben jenem Grund-

stück verletzt. 

Zwar hat der Beklagte im Rahmen der mündlichen Ver-

handlung im Hinblick auf das Eigentum der Klägerin 

vortragen lassen, dass sich der Baum auf der Grenze 

zwischen den beiden Grundstücken befinde und damit 

„möglicherweise“ im Miteigentum des Beklagten 

stehe. Allerdings sind diese Ausführungen weder in der 

mündlichen Verhandlung noch im Rahmen des schrift-

sätzlichen Vortrages weiter substantiiert worden. Viel-

mehr handelte sich bei der erstmals in der mündlichen 

Verhandlung geäußerten Vermutung um eine Behaup-

tung „ins Blaue hinein“, welche nicht geeignet war, den 

bis dahin unbestrittenen Vortrag der Klägerin substan-

tiiert zu bestreiten. Das Gericht hatte dieser pauscha-

len Behauptung daher nicht näher nachzugehen (BGH 

NJW 1995, 2111, 2112; BVerfG NJW 2009, 1585; Fo-

erste, in: Musielak/Voit ZPO, 16. Aufl. 2019, § 284, Rn. 

18). 

b) Indem der Beklagte die Durchführung der Beschnei-

dung des Baumes veranlasste, verletzte er das Eigen-

tum der Klägerin in rechtswidriger und schuldhafter 

Weise. Die Rechtswidrigkeit wird bei feststehender 

Rechtsgutsverletzung im Rahmen des § 823 Abs. 1 BGB 

regelmäßig indiziert (vgl. nur Sprau, in: Palandt, 79. 

Aufl. 2020, § 823, Rn. 24). So auch hier. Der Rechtswid-

rigkeit steht vorliegend insbesondere nicht die Rege-

lung des § 910 Abs. 1 BGB entgegen, die im Falle eines 

„Überhanges“ eines Baumes auf ein Nachbargrund-

stück dem beeinträchtigten Nachbarn ein Selbsthilfe-

recht in Form eines Abschneiderechts gewährt. Nach 

§ 910 Abs. 1 S. 2 BGB umfasst das Abschneiderecht aus-

drücklich auch auf das Nachbargrundstück herüberra-

gende Zweige eines Baumes. Das Abschneiderecht 

stellt als Selbsthilferecht einen Rechtfertigungsgrund 

dar, welcher die Rechtswidrigkeit einer deliktischen 

Handlung entfallen lässt. Der Umstand, dass Zweige 

der streitgegenständlichen Blutbuche der Klägerin auf 

das Grundstück des Beklagten herüberwuchsen, ist 

zwischen den Parteien unstreitig. Allerdings be-

schränkt § 910 BGB das Selbsthilferecht des Nachbarn 

in Anbetracht des verfassungsrechtlich verbürgten Ei-

gentumsschutzes aus Art. 14 GG in zweierlei Weise und 

knüpft die Ausübung der Selbsthilfe durch den Nach-

barn an strenge Voraussetzungen: 

§ 910 Abs. 1 S. 2 BGB setzt zum einen voraus, dass der 

zur Selbsthilfe schreitende Nachbar dem Eigentümer 

des Nachbargrundstückes zuvor eine angemessene 

Frist zur Beseitigung des Überhangs gesetzt hat und 

diese Frist fruchtlos verstrichen ist. Hierfür ist der vom 

Selbsthilferecht Gebrauch machende Nachbar darle-

gungs- und beweisbelastet (Vollkommer, in: BeckOGK 

BGB, Stand: 01.10.2019, § 910, Rn. 36). Nach § 910 Abs. 

2 BGB ist das Selbsthilferecht des Nachbarn zum ande-

ren ausgeschlossen, wenn der Überhang die Benutzung 

des Grundstückes nicht beeinträchtigt. Von dem Über-

hang des Nachbargrundstückes muss eine objektive 

Beeinträchtigung ausgehen (vgl. BGH NJW 1997, 2234; 

Brückner, in: MüKoBGB, 8. Aufl. 2020, § 910, Rn. 19). 

Die Darlegungs- und Beweislast für die fehlende Beein-

trächtigung liegt zwar grundsätzlich beim dem Eigentü-

mer des Grundstückes, von dem die vermeintliche Be-

einträchtigung ausgeht. Da es sich dabei jedoch um ein 

negatives Tatbestandsmerkmal handelt, trifft den das 

Selbsthilferecht ausübenden Nachbarn eine sekundäre 

Darlegungslast dahingehend, dass er darlegen und ggf. 

beweisen muss, dass eine Beeinträchtigung seines 

Grundstückes vorlag (Vollkommer, in: BeckOGK BGB, 

Stand: 1.10.2019, § 910, Rn. 36). Keine der beiden 

soeben skizzierten Voraussetzungen ist vorliegend er-

füllt. 

aa) Zwischen den Parteien ist unstreitig, dass der Be-

klagte der Klägerin eine Frist zur Beseitigung des Über-

hangs im Sinne des § 910 Abs. 1 S. 2 BGB nicht gesetzt 

hat. Eine angemessene Fristsetzung ist jedoch erfor-

derlich. Sie hat zudem unter Berücksichtigung gärtne-

risch-botanischer Belange, etwa der öffentlich-rechtli-

chen Beschränkungen bei der Durchführung von Baum-

schneidemaßnahmen sowie des geltenden Baum-

schutzrechts, zu erfolgen (Brückner, in: MüKoBGB, 8. 

Aufl. 2020, § 910, Rn. 6). Ohne Fristsetzung bezie-

hungsweise vor Fristablauf vorgenommene Selbsthil-

femaßnahmen sind grundsätzlich rechtswidrig. 

Die Fristsetzung war entgegen der Auffassung des Be-

klagten vorliegend auch nicht ausnahmsweise entbehr-

lich. Insbesondere ergibt sich eine solche Entbehrlich-

keit nicht aus dem klägerseitig bestrittenen Umstand, 

dass die Klägerin die Vornahme etwaiger Baumschnei-

demaßnahmen kategorisch und endgültig verweigert 

hätte. So steht bereits nicht zur Überzeugung des Ge-

richts positiv fest, dass die Klägerin sich der Vornahme 

entsprechender Maßnahmen gegenüber dem Beklag-

ten nachhaltig widersetzt hat. Zwar ist zwischen den 

Parteien unstreitig, dass es zu Gesprächen über den Zu-

stand des Baumes gekommen sei. Allerdings beinhalte-
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ten die Gespräche vor dem Hintergrund einer abwei-

chenden Einschätzung der von dem Baum ausgehen-

den Gefährdung keine konkreten, von der Klägerin bin-

nen eines bestimmten Zeitrahmens zu veranlassenden 

Maßnahmen. Nichts anderes folgt auch aus den vom 

Beklagten mehrfach unternommenen Kontaktaufnah-

men mit der Grünabteilung des Bezirksamtes H.-B.. 

Ausweislich des Schreibens des Bezirksamtes an den 

Beklagten vom 21.05.2015 sei der Klägerin seitens des 

zuständigen Mitarbeiters des Bezirksamtes, Herrn R., 

lediglich „geraten“ worden, eine etwaige Gefährdung 

des Baumes durch einen Baumgutachter untersuchen 

zu lassen, „da Einschätzungen vom Boden aus eher nur 

Vermutungen sind.“ (Anlage B3, Bl. 53 der Akte). 

Der Umstand, dass ein entsprechendes Gutachten 

durch die Klägerin nicht eingeholt wurde, reicht auf-

grund der unverbindlichen Formulierung durch das Be-

zirksamt nach Auffassung des Gerichts nicht aus, hierin 

eine endgültige Verweigerungshaltung der Klägerin zu 

erkennen, die das Fristsetzungserfordernis aus § 910 

Abs. 1 S. 2 BGB entfallen ließe. Vor dem Hintergrund 

der Gesetzessystematik ist zudem zu berücksichtigen, 

dass § 910 Abs. 1 BGB anders als etwa § 923 Abs. 2 S. 1 

BGB, welcher die Rechte der Grundstücksnachbarn im 

Hinblick auf einen im Miteigentum beider Nachbarn 

stehenden sog. Grenzbaum regelt, keinen Anspruch 

des Nachbarn auf Zustimmung zur Beschneidung bzw. 

Beseitigung des Baumes enthält. Nach § 923 Abs. 2 S. 1 

BGB kann eine Beseitigung des Baumes ohne vorherige 

Einholung der Zustimmung auch dann zulässig sein, 

wenn nachgewiesen ist, dass ein Anspruch des Nach-

barn auf Erteilung der Zustimmung zur Beseitigung be-

stand (OLG Schleswig NJW-RR 2018, 269; OLG Olden-

burg MDR 2002, 694; Brückner, in: MüKoBGB, 8. Aufl. 

2020, § 923, Rn. 5). 

Im Unterschied dazu regelt § 910 Abs. 1 S. 2 BGB den 

Fall eines im Alleineigentum eines der beiden Nach-

barn stehenden Baumes. Diesem Unterschied trägt 

§ 910 Abs. 1 S. 2 BGB im Hinblick auf den Charakter des 

Eigentums als absolutes Recht Rechnung, indem die 

Fristsetzung den Eigentümer in die Lage versetzen soll, 

zunächst selbst für die Erhaltung des Baumes zu sorgen 

(Herrler, in: Palandt, 79. Aufl. 2020, § 910, Rn. 2). 

bb) Darüber hinaus ist ein eigenmächtiges Vorgehen im 

Sinne des § 910 Abs. 1 BGB in Anbetracht der Systema-

tik des § 910 BGB sowie des im BGB verankerten Eigen-

tumsschutzes in den Kontext anderweitiger Beseiti-

gungsmöglichkeiten durch den (vermeintlich) beein-

trächtigten Nachbarn zu stellen. Insbesondere ist in 

diesem Zusammenhang ein sich aus § 1004 Abs. 1 BGB 

ergebender Beseitigungsanspruch gegen den Nach-

barn in Betracht zu ziehen. 

Grundsätzlich steht es dem beeinträchtigten Grund-

stückseigentümer frei, nicht nach § 910 Abs. 1 S. 2 BGB 

vorzugehen, sondern den selbstständig danebenste-

henden Anspruch aus § 1004 Abs. 1 BGB geltend zu ma-

chen (vgl. BGH NJW 2004, 603; Brückner, in: MüKoBGB, 

8. Aufl. 2020, § 910, Rn. 19). Beide Fälle sind jedoch an 

die Voraussetzung geknüpft, dass von dem Grundstück 

des Nachbarn eine „Beeinträchtigung“ ausgeht und der 

Nachbar insoweit als Störer im Sinne des § 1004 Abs. 1 

BGB zur Beseitigung der Störung verpflichtet ist (BGH 

NJW 2004, 1037; OLG Saarland BeckRS 2007, 16149 zur 

parallelen Auslegung von § 910 Abs. 2 BGB und § 1004 

Abs. 1 BGB). 

Vorliegend steht jedoch nach dem Ergebnis der Be-

weisaufnahme nicht zur Überzeugung des Gerichts po-

sitiv fest, dass von den herüberragenden Ästen eine Be-

einträchtigung für das Grundstück des Beklagten aus-

ging und die Klägerin damit als Störerin zu qualifizieren 

gewesen wäre. Die Klägerin hat vorliegend vorgetra-

gen, etwa den Starkast von ihrem eigenen Balkon aus 

beobachtet zu haben und dabei keine Berührung des 

Astes mit dem Haus des Beklagten wahrgenommen zu 

haben. Auch sei der Ast nach ihrer eigenen Wahrneh-

mung und nach dem Ergebnis regelmäßiger Inaugen-

scheinnahmen intakt gewesen. Demzufolge war es an 

dem Beklagten, konkret darzulegen, worin die von dem 

Baum ausgehende Beeinträchtigung lag. Dies ist ihm 

nicht zur Überzeugung des Gerichts gelungen. Die rich-

terliche Überzeugungsbildung hat sich dabei an dem 

Maßstab des § 286 ZPO zu orientieren. Nach dieser 

Vorschrift hat das Gericht unter Berücksichtigung des 

gesamten Inhalts der Verhandlungen und des Ergebnis-

ses einer Beweisaufnahme nach freier Überzeugung zu 

entscheiden, ob eine tatsächliche Behauptung für wahr 

oder für nicht wahr zu erachten ist. Dabei darf und 

muss sich der Richter in tatsächlich zweifelhaften Fäl-

len mit einem für das praktische Leben brauchbaren 

Grad von Gewissheit begnügen, der vernünftigen Zwei-

feln Schweigen gebietet, ohne sie völlig auszuschließen 

(vgl. etwa BGH NJW 2013, 790). 

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme lässt sich je-

doch nicht mit der erforderlichen Gewissheit feststel-
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len, dass von den Zweigen des Baumes eine Beein-

trächtigung für das Grundstück des Beklagten ausging. 

Insbesondere konnte sich das Gericht nicht davon 

überzeugen, dass der Baum zum Zeitpunkt der Vor-

nahme der Baumschneidemaßnahmen auf Veranlas-

sung des Beklagten über einen Starkast verfügte, der 

das Haus des Beklagten berührte und aufgrund eines 

sog. Längsrisses akut abbruchgefährdet war. So hat der 

gerichtlich bestellte Gutachter P. in seiner gutachterli-

chen Bewertung den Zustand des Baumes als „altersty-

pisch vital“ bezeichnet (Gutachten, Bl. 122 der Akte). 

Zum Zustand des Baumes vor der Vornahme des Be-

schnitts durch den Zeugen S. konnten sowohl der Gut-

achter P. als auch der Zeuge Dr. S. keine Angaben ma-

chen. Der mit der Durchführung der Baumschneide-

maßnahmen beauftragte Zeuge S. gab zwar in der 

mündlichen Verhandlung vom 13.11.2019 an, bei der 

Besichtigung des Baumes einen „Spalt“ in einem der 

Starkäste wahrgenommen zu haben. Ob dies jedoch 

eine akute Gefahr für den Baum bedeute, konnte der 

Zeuge nicht mit Sicherheit sagen (Bl. 161 der Akte). Die 

Einschätzung der Situation durch den Zeugen S. ist dar-

über hinaus nicht unmittelbar am Ast, sondern mittels 

eines Fernglases unter dem Baum vorgenommen wor-

den. Auf Rückfrage des Sachverständigen P. erklärte 

der Zeuge S. zudem, keine Lichtbilder über den damali-

gen Zustand des Baumes angefertigt zu haben, anhand 

derer sich der Zustand beurteilen ließe (Bl. 161 der 

Akte). Insgesamt ist der Beklagte im Hinblick auf die 

von dem streitgegenständlichen Baum ausgehenden 

konkreten und objektiven Beeinträchtigung seines 

Grundstückes beweisfällig geblieben. 

cc) Die von dem Beklagten aufgeworfene Frage, inwie-

weit die Klägerin eine Verkehrssicherungspflicht im 

Hinblick auf die auf ihrem Grundstück befindliche Bu-

che trifft und ob die Klägerin hiergegen aufgrund der 

unterlassenen Veranlassung einer Untersuchung des 

Baumes durch einen Baumsachverständigen verstoßen 

habe, kann vorliegend dahinstehen. Zwar ist allgemein 

anerkannt, dass derjenige, der die Verfügungsgewalt 

über ein Grundstück ausübt, im Rahmen des Möglichen 

dafür zu sorgen hat, dass von den dort stehenden Bäu-

men keine Gefahr für andere ausgeht, der Baumbe-

stand vielmehr so angelegt ist, dass er im Rahmen des 

nach forstwissenschaftlichen Erkenntnissen Möglichen 

gegen Windbruch und Windwurf, insbesondere aber 

auch gegen Umstürzen auf Grund fehlender Standfes-

tigkeit gesichert ist (BGH NJW 2003, 1732; BGH NVwZ 

1990, 297). Allerdings hat der Beklagte weder einen 

entsprechenden Anspruch aus § 823 Abs. 1 BGB auf-

grund einer vermeintlichen Verletzung der Verkehrssi-

cherungspflicht durch die Klägerin geltend gemacht, 

noch ist für das Gericht ersichtlich, worin der Schaden 

des Beklagten im Hinblick auf eine solche Verkehrssi-

cherungspflichtverletzung liegt. 

c) Der Beklagte haftet für den durch die durchgeführ-

ten Baumschneidemaßnahmen entstandenen Schaden 

auch der Höhe nach. Dabei ist es unerheblich, dass der 

Schaden nicht unmittelbar durch den Beklagten selbst, 

sondern aufgrund des Beschnitts durch den Zeugen S. 

auf Veranlassung des Beklagten verursacht wurde. Als 

schadensauslösendes Ereignis ist vorliegend nämlich 

auf die Beauftragung des Zeugen S. durch den Beklag-

ten abzustellen. Die Ersatzpflicht für den Schaden be-

steht dabei grundsätzlich unabhängig davon, ob das 

schädigende Verhalten den Schaden unmittelbar oder 

erst durch das Hinzutreten des Verhaltens eines Drit-

ten (mittelbar) herbeigeführt hat (Oetker, in: 

MüKoBGB, 8. Aufl. 2019, § 249, Rn. 157 m.w.N.). So-

wohl der Gutachter P. als auch der Zeuge Dr. S. haben 

übereinstimmend und zur Überzeugung des Gerichts in 

der mündlichen Verhandlung vom 13.11.2019 ausge-

sagt, dass die streitgegenständliche Buche durch den 

Zeugen S. auf Veranlassung des Beklagten nicht fach-

gerecht beschnitten und dadurch beschädigt wurde 

(Bl. 156 ff. u. 163 ff. der Akte). So hat etwa der Gutach-

ter P. 9 größere Astungswunden festgestellt, welche 

entgegen der insoweit maßgeblichen ZTV Baumpflege 

einen Durchmesser von über 10cm aufwiesen (Bl. 163 

der Akte). Auch widerspreche die ovale Schnittform 

der durch den Zeugen S. durchgeführten Schnitte dem 

anerkannten Stand der Technik und sei daher als nicht 

fachgerecht zu bewerten (Bl. 158 der Akte). Etwaige, 

vom Beklagten behauptete Vorschäden in Form eines 

Fremdbewuchses sowie einer Morschungshöhle, wel-

che zu einem zeitnahen Absterben des Baumes führen 

würden, wurden nicht bestätigt (Bl. 156 der Akte). 

Die Schadensberechnung bei der Verstümmelung oder 

Zerstörung von Bäumen und anderen Gehölzen ist an 

der Wertminderung des Grundstücks zu orientieren, 

wobei die sog. „Methode Koch“ zugrunde gelegt wer-

den kann (BGH NJW 2006, 1424; Wagner, in: 

MüKoBGB, 7. Aufl. 2017, § 823, Rn. 217). Dies ist vor-

liegend durch den Privatgutachter, den Zeugen Dr. S., 

geschehen (zur Methodik vgl. Bl. 18a ff. der Akte). Die 

Anwendung der Berechnungsmethode sowie die Er-

gebnisse der Schadensberechnung sind von dem ge-
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richtlich bestellten Gutachter P. in der mündlichen Ver-

handlung vom 13.11.2019 als zutreffend bestätigt wor-

den (Bl. 163 der Akte). Es bestand aus Sicht des Ge-

richts somit kein Grund, an der Korrektheit der Scha-

densberechnung zu zweifeln. Eine potenzielle Wert-

minderung des Grundstückes der Klägerin ist nicht mit 

in die Schadensbezifferung eingeflossen (ausdrücklich 

Bl. 22a der Akte), sodass über die Frage der Zulässigkeit 

einer entsprechenden Berücksichtigung nicht zu ent-

scheiden war (vgl. hierzu BGH NJW 2000, 512; OLG 

Düsseldorf VersR 1992, 458; OLG München VersR 1995, 

843). 

Die Einholung eines Privatgutachtens durch die Kläge-

rin zur Feststellung und Bezifferung etwaiger Schäden 

war aufgrund der Höhe der potenziellen Schäden erfor-

derlich, sodass die durch das Gutachten entstandenen 

Kosten ebenfalls vom Beklagten zu erstatten sind, 

§ 249 Abs. 2 S. 1 BGB. 

d) Der Klägerin stand auch der geltend gemachte Zins-

anspruch aus §§ 280 Abs. 1 und 2, 288 Abs. 1 BGB i.V.m. 

§ 286 BGB zu, da sich der Beklagte aufgrund der erfolg-

losen Fristsetzung zur Zahlung durch die Klägerin ab 

dem 01.01.2018 im Verzug befand. 

II. 

Die Entscheidung über die Kosten folgt aus § 91 Abs. 1 

ZPO. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit 

beruht auf § 709 S. 2 ZPO. 

Grenzwand – Beschädigung durch Abgra-

bung – Schadensersatz 
OLG Saarbrücken – Az.: 5 U 97/21 – Urteil vom 

20.05.2022 

I. Die Berufung des Klägers gegen das am 11. Oktober 

2021 verkündete Urteil des Landgerichts Saarbrücken 

– 3 O 51/20 – wird zurückgewiesen mit der Maßgabe, 

dass die Klage als in der Sache unbegründet abgewie-

sen wird. 

II. Die Kosten des Berufungsverfahrens fallen dem Klä-

ger zur Last. 

III. Dieses Urteil und das angefochtene Urteil sind vor-

läufig vollstreckbar. 

IV. Die Revision wird nicht zugelassen. 

V. Der Streitwert für das Berufungsverfahren wird auf 

4.000,- Euro festgesetzt. 

Gründe 

I. 

Die Parteien sind Nachbarn; der Kläger macht im An-

schluss an einen ersten, durch einen Prozessvergleich 

beendeten Rechtsstreit, in dem er die Beklagten auf 

Wiederherstellung einer Abgrabung in Anspruch ge-

nommen hatte, sein Interesse in Gestalt eines auf 

3.028,30 Euro bezifferten Schadensersatzanspruches 

geltend; außerdem begehrt er die Feststellung der Er-

satzpflicht für weitere, im Zuge der Arbeiten entste-

hende Kosten. Er ist zu ½ Miteigentümer des Grund-

stücks (Gemarkung B., Flur 10, Flurstück Nr.), die Be-

klagten haben das daran angrenzende, rechts dane-

benliegende Grundstück (Flurstück Nr.) erworben, um 

darauf ein Wohnhaus nebst Garage zu errichten; im 

Herbst 2017 begannen sie, entlang der gemeinsamen 

Grenze eine Baugrube auszuheben; dabei kam es zu ei-

ner Abgrabung von bis zu einer Breite von 1 m auf dem 

klägerischen Grundstück. Nachdem die Beklagten im 

Zuge des Baufortschritts an der Grundstücksgrenze 

eine Garage errichtet und den Grenzbereich durch L-

Steine abgesichert hatten, begehrte der Kläger die 

Wiederherstellung des vor der Abgrabung bestehen-

den Zustandes seines Anwesens. Von den Beklagten 

daraufhin vorgenommene Arbeiten hielt er für unzu-

reichend, nach weiterer vergeblicher Aufforderung er-

hob er Klage zum Landgericht auf Wiederherstellung 

des abgegrabenen Grundstücksstreifens (Az.: 3 O 

81/18). In dem am 14. Januar 2019 vor dem Landge-

richt abgeschlossenen Vergleich verpflichteten sich die 

Beklagten, “die Wiederherstellungsarbeiten betref-

fend des Grundstücks Gemarkung B., Flur 10, Flurstück 

in einer Breite bis zu rund 1 m, gerechnet von der 

Grenze zum Grundstück Gemarkung B., Flur 10, Flur-

stück, insbesondere im Bereich des abschüssigen Han-

ges bis zum 18. Februar 2019 vollständig fertig zu stel-

len und somit eine Wiederherstellung des ursprüngli-

chen Geländezustandes herbeizuführen” (Bl. 23 ff. GA). 

Weil die Arbeiten nach Ansicht des Klägers nicht hin-

länglich ausgeführt wurden, betrieb dieser nach Frist-

ablauf die Zwangsvollstreckung aus dem Vergleich und 

bat am 24. Juli 2019 um Ermächtigung zur Ersatzvor-

nahme auf Kosten der Beklagten unter Vorauszahlung 

der Kosten in Höhe von 4.309,59 Euro brutto nach 

Maßgabe eines Angebotes der Firma L. Baumschulen 

GmbH & Co. KG vom 22. Juli 2019 (§ 887 Abs. 1 und 2 
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ZPO; Bl. 25 ff., 33 f. GA). Mit Beschluss vom 2. Dezem-

ber 2019 wurde der Antrag zurückgewiesen mit der Be-

gründung, der Vergleich enthalte keinen vollstre-

ckungsfähigen Inhalt (Bl. 28 ff. GA). Zwischen den Par-

teien waren und sind noch andere Rechtsstreitigkeiten 

anhängig. In einem vor dem Landgericht Saarbrücken 

unter dem Az. 3 O 145/19 geführten Rechtsstreit wur-

den die Beklagten verurteilt, an den Kläger wegen an 

seinem Grundstück eingetretener Schäden im Bewuchs 

Schadensersatz zu leisten (Urteil vom 25. Januar 2021). 

Zudem begehrt der Kläger in einem weiteren Rechts-

streit von den Beklagten die Beseitigung der L-Stein-

mauer aufgrund eines von ihm behaupteten Überbaus; 

gegen das stattgebende Urteil des Landgerichts Saar-

brücken vom 10. Juni 2021 (Az.: 3 O 241/20) ist Beru-

fung zum Senat eingelegt worden, über die ebenfalls 

am 6. Mai 2022 mündlich verhandelt wurde (Az. 5 U 

62/21). 

Der Kläger hat nach Zurückweisung seines Zwangsvoll-

streckungsgesuches am 27. März 2020 Klage zum Land-

gericht Saarbrücken eingereicht und darin unter Hin-

weis auf die Vorschrift des § 893 ZPO und das Angebot 

der Firma L. Baumschulen GmbH & Co. KG vom 22. Juli 

2019 einen bezifferten Schadensersatzanspruch in 

Höhe von 3.028,30 Euro geltend gemacht, verbunden 

mit dem Antrag, festzustellen, dass die Beklagten ver-

pflichtet seien, die über diesen Betrag hinausgehenden 

Kosten zu erstatten, die ihm infolge der Beauftragung 

einer Fachfirma zur Durchführung der Wiederherstel-

lungsarbeiten betreffend das Grundstück Gemarkung 

B., Flur 10, Flurstück, in einer Breite bis zu rund 1 m im 

Bereich des abschüssigen Hanges jeweils des nachträg-

lich und gesondert erhöhten L-Steins der Grenzmauer 

in Form von Ausgraben von Wurzeln und Holzstäm-

men, Aufsammeln von Steinen und Geröll, Planierar-

beiten, Einbau von Mutterboden und Verlegen von 

Erosionsgewebe entstehen. Er hat behauptet, nach Ab-

schluss des Vergleichs vom 14. Januar 2019 seien von 

den Beklagten bis zum vereinbarten Zeitpunkt lediglich 

im oberen Grundstücksbereich und im oberen Teil des 

Hangbereichs Arbeiten begonnen worden, nicht je-

doch im darunterliegenden Hangbereich und zumin-

dest auf einer Grundstückslänge von 8 m stünden noch 

Arbeiten aus. Zur Erlangung des ordnungsgemäßen Zu-

standes müsse der betroffene Hangbereich von Ge-

steins- und Geröllbrocken und unbrauchbaren Erdmas-

sen befreit werden, die die Beklagten dort eingebracht 

hätten, um die L-Steinmauer entlang der Grenze errich-

ten zu können. Weiterhin müssten Holz- bzw. Wurzel-

massen in dem betroffenen Bereich entfernt werden, 

darunter insbesondere zwei von den Beklagten entlang 

der L-Steinmauer eingelegte Baumstämme. Sodann 

müssten der Untergrund und das anstehende Erdreich 

zur Aufnahme einer Mutterbodenschicht fachgemäß 

vorbereitet und rund 2 ³ Mutterboden angeliefert, ge-

siebt und eingebaut und sodann durch Aufbringen von 

rund 30 m² Kokosgewebe gegen erosionsbedingte Ab-

spülungen gesichert werden. Außer dem dafür erfor-

derlichen Kostenaufwand gemäß Angebot der Firma L. 

Baumschulen GmbH & Co. KG vom 22. Juli 2019 in 

Höhe von mindestens 3.028,30 Euro netto sei noch mit 

weiteren Kosten, insbesondere aufgrund der anfallen-

den Mehrwertsteuer, zu rechnen. Der fiktiv geltend ge-

machte Schadenersatzanspruch aufgrund des bereits 

an dem Grundstück eingetretenen Schadens bestehe 

als Mindestschaden auch unabhängig von einer etwai-

gen Entfernung der L-Steine und hiernach etwaig not-

wendiger weiterer Maßnahmen, zumal auch nach der 

Entfernung der L-Steine noch zusätzliche Maßnahmen 

notwendig werden könnten. Die Beklagten haben die 

Klage bereits für unzulässig gehalten mit der Begrün-

dung, § 893 ZPO sei in der vorliegenden Konstellation 

nicht einschlägig. Außerdem haben sie die Notwendig-

keit und Erforderlichkeit der geltend gemachten Maß-

nahmen zur Wiedererlangung des ursprünglichen Zu-

standes des klägerischen Grundstücks sowie den vom 

Kläger dafür angesetzten Kostenaufwand in Abrede ge-

stellt. Schließlich bestehe für den geltend gemachten 

Anspruch auch kein Rechtsschutzbedürfnis im Hinblick 

auf die klägerseits im Rechtsstreit 3 O 241/20 (= Senat, 

5 U 62/21) begehrte Entfernung der L-Steine, die zu ei-

nem Höhenunterschied der Grundstücke führen 

würde, der Sicherungsmaßnahmen auf dem klägeri-

schen Grundstück bedingen würde. 

Das Landgericht Saarbrücken hatte zunächst Beweis er-

hoben gemäß Beweisbeschluss vom 7. September 

2020 durch Einholung eines Sachverständigengutach-

tens. Erst später hat es von der Existenz des auf Besei-

tigung der Grenzmauer gerichteten weiteren Rechts-

streits – 3 O 241/20 – Kenntnis erlangt, auf sich daraus 

ergebende Bedenken gegen das Rechtsschutzbedürfnis 

der vorliegenden Klage aufmerksam gemacht (Hinweis-

beschlüsse vom 1. und 22. Juli 2021, BI. 154 ff., 164 GA) 

und mit dem angefochtenen Urteil (Bl. 186 ff. GA), auf 

dessen Inhalt auch hinsichtlich der darin enthaltenen 

Feststellungen gemäß § 540 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ZPO Be-
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zug genommen wird, die Klage sodann mit dieser Be-

gründung, auch unter dem Gesichtspunkt des Schika-

neverbotes, als unzulässig abgewiesen. 

Mit seiner gegen dieses Urteil eingelegten Berufung 

verfolgt der Kläger sein erstinstanzliches Begehren un-

ter Wiederholung und Vertiefung seines früheren Vor-

bringens weiter. Er hält seine Klage auf Ersatz des Inte-

resses sowohl unter dem Gesichtspunkt des allgemei-

nen Rechtsschutzbedürfnisses als auch des Schikane-

verbotes weiterhin für zulässig und meint, entgegen 

der Annahme des Landgerichts und ohne Rücksicht auf 

die weiteren Folgen einer von den Beklagten ebenfalls 

geschuldeten Beseitigung des Überbaus sei bereits 

jetzt ein ersatzfähiger Schaden an seinem Grundstück 

entstanden, der sich künftig allenfalls noch vergrößern 

werde. 

Der Kläger beantragt (Bl. 224 GA): Unter Abänderung 

des am 11. Oktober 2021 verkündeten Urteils des 

Landgerichts Saarbrücken, Az. 3 O 51/20, werden 

1. die Beklagten als Gesamtschuldner verurteilt, an den 

Kläger 3.028,30 Euro nebst Zinsen in Höhe von fünf 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz hieraus seit 

Rechtshängigkeit zu zahlen, 

2. es wird festgestellt, dass die Beklagten als Gesamt-

schuldner verpflichtet sind, dem Kläger sämtliche über 

die mit dem Klageantrag zu 1 geltend gemachten 

3.028,30 Euro hinausgehenden Kosten zu erstatten, die 

ihm infolge der Beauftragung einer Fachfirma zur 

Durchführung der Wiederherstellungsarbeiten betref-

fend das Grundstück Gemarkung B., Flur 10, Flurstück, 

in einer Breite bis zu rund 1 m im Bereich des abschüs-

sigen Hanges jeweils des nachträglich und gesondert 

erhöhten L-Steins der Grenzmauer in Form des Ausgra-

ben von Wurzeln und Holzstämmen, Aufsammeln von 

Steinen und Geröll, Planierarbeiten, Einbau von Mut-

terboden und Verlegen von Erosionsgewebe entste-

hen. 

Die Beklagten beantragen (Bl. 218 GA), die Berufung 

zurückzuweisen. 

Sie verteidigen das angefochtene Urteil. 

Wegen des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf 

die zwischen den Parteien gewechselten Schriftsätze 

nebst Anlagen sowie die Sitzungsniederschriften des 

Landgerichts vom 24. August 2020 und vom 27. Sep-

tember 2021 (BI. 86 ff., 181 ff. GA) sowie des Senats 

vom 6. Mai 2022 (BI. 271 f. GA) verwiesen. Der Senat 

hat die Akten des Landgerichts – 3 O 81/18 und 3 O 

241/20 – zum Gegenstand der mündlichen Verhand-

lung gemacht. 

II. 

Die gemäß §§ 511, 513, 517, 519 und 520 ZPO zulässige 

Berufung der Beklagten hat in der Sache keinen Erfolg. 

Die ausdrücklich unter Hinweis auf § 893 ZPO erhobene 

Klage auf das Interesse ist zwar entgegen der Ansicht 

des Landgerichts zulässig, in der Sache ist sie aber – je-

denfalls derzeit – in mehrfacher Hinsicht unbegründet. 

Die Berufung des Klägers war deshalb mit dieser Maß-

gabe auf seine Kosten zurückzuweisen: 

1. Anders als das Landgericht hat der Senat allerdings 

keine durchgreifenden Bedenken gegen die Zulässig-

keit der Klage. Dieser fehlt es insbesondere und auch 

unter dem Gesichtspunkt des Schikaneverbotes nicht 

am allgemeinen Rechtsschutzbedürfnis: 

a) Das Landgericht hat freilich Recht damit, wenn es in 

dem angefochtenen Urteil darauf hinweist, dass die 

Ausübung eines Rechts unzulässig ist, wenn sie nur den 

Zweck haben kann, einem anderen Schaden zuzufügen 

(§ 226 BGB), und dass dieser Rechtsgedanke nach ganz 

überwiegender Meinung auch im Verfahrensrecht An-

wendung findet (vgl. RG, Urteil vom 24. Januar 1928 – 

II 272/27, RGZ 120, 47, 50; OLG Frankfurt, NJW 1979, 

1613; ArbG Hamm, MDR 1966, 272; Ellenberger, in: Pa-

landt, BGB 80. Aufl., § 226 Rn. 1; abweichend jedoch 

RG, Urteil vom 26. Oktober 1939 – VIII 195/39, RGZ 

162, 65, 67). Ob daraus – schon – die Unzulässigkeit der 

Klage oder – nur – des ihr innewohnenden Anliegens 

folgt, kann hier aber dahinstehen. Denn stets bleibt die 

in § 226 BGB enthaltene Einschränkung zu beachten, 

wonach es nicht genügt, dass jemand von seinem Recht 

– subjektiv – in missbilligenswerter Absicht Gebrauch 

macht; vielmehr muss objektiv feststehen, dass die 

Rechtsausübung keinen anderen Zweck haben kann, 

als einem anderen Schaden zuzufügen (Staudin-

ger/Repgen (2019) BGB § 226, Rn. 15; vgl. BGH, Urteil 

vom 15. März 2012 – IX ZR 34/11, ZInsO 2012, 828; Ur-

teil vom 11. April 1975 – V ZR 165/73, BGHZ 64, 273 ff. 

insoweit nicht abgedruckt; vgl. zu einem Anwendungs-

fall auch Senat, Urteil vom 2. Oktober 2019 – 5 U 15/19, 

NJW-RR 2020, 141). An dieser Voraussetzung fehlt es, 

wenn die Möglichkeit verbleibt, dass (auch) ein berech-

tigtes Interesse verfolgt wird (RG, Urteil vom 8. Januar 

1920 – VI 349/19, RGZ 98, 15, 17; Grüneberg, in: Pa-

landt, a.a.O., § 226 Rn. 2). Dementsprechend wäre 
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auch die Ausübung eines Klagerechts unter dem Ge-

sichtspunkt prozessualer Schikane nur dann unzulässig, 

wenn der Kläger von seinem Obsiegen keinen irgend-

wie gearteten Nutzen hätte und seine Rechtsverfol-

gung darum allein den Zweck haben kann, dem Gegner 

zu schaden oder das Gericht zu belästigen (OLG Frank-

furt, NJW 1979, 1613). Solches kann jedoch von der 

vorliegenden Klage nicht angenommen werden, weil 

die grundsätzliche Verpflichtung der Beklagten, den 

vor der Abgrabung bestehenden Zustand wiederherzu-

stellen, außer Streit steht. Daraus folgt jedoch, dass 

dem Kläger die Geltendmachung seines daran beste-

henden Interesses, mag sie auch aus verständiger Sicht 

– zumindest gegenwärtig – nicht angezeigt sein, nicht 

von vornherein als Schikane versagt werden kann. 

b) Ebenso wenig fehlt der unter Hinweis auf § 893 ZPO 

erhobenen Zahlungsklage das Rechtsschutzbedürfnis, 

weil der Kläger im vorausgegangenen Rechtsstreit – 3 

O 81/18 – bereits einen Titel auf Vornahme der ge-

schuldeten Handlung erwirkt hatte, dessen Bestimmt-

heit zweifelhaft ist. Das Rechtsschutzbedürfnis fehlt 

zwar regelmäßig dann, wenn über den Anspruch be-

reits ein Urteil oder ein sonstiger Vollstreckungstitel 

vorliegt (Greger in: Zöller, ZPO 34. Aufl., Vorbem. §§ 

253-299a Rn. 18a; vgl. BGH, Urteil vom 17. Januar 1952 

– IV ZR 106/51, BGHZ 4, 314, 321 f.); das gilt aber nicht, 

wenn für die neue Klage ein verständiger Grund exis-

tiert, etwa weil – wie auch hier – die Reichweite des 

Titels streitig ist; diese kann dann im Rahmen einer 

Feststellungsklage geklärt werden (§ 256 Abs. 1 ZPO; 

vgl. BGH, Urteil vom 25. September 1972 – VIII ZR 

81/71, DB 1972, 2302; Urteil vom 13. Juli 2017 – I ZR 

64/16, NJW 2018, 235). Für die vorliegend erhobene In-

teressenklage, die auch bei Prozessvergleichen möglich 

ist (Lackmann, in: Musielak/Voit, ZPO 19. Aufl., § 893 

Rn. 1; Rensen, in: Wieczorek/Schütze, ZPO 4. Aufl., 

§ 894 Rn. 2), muss entsprechendes gelten. Anerkann-

termaßen kann der Gläubiger den Anspruch auf Leis-

tung des Interesses geltend machen, ohne vorher die 

Durchführung des Erfüllungsanspruchs im Vollstre-

ckungsverfahren zu versuchen (Seibel in: Zöller, a.a.O., 

§ 893 Rn. 3; Gruber, in: MünchKomm-ZPO 6. Aufl., 

§ 893 Rn. 3; Lackmann, in: Musielak/Voit, a.a.O., § 893 

Rn. 2). Insoweit enthält § 893 ZPO lediglich eine Klar-

stellung, dass Sekundäransprüche nach materiellem 

Recht ohne Rücksicht auf die Möglichkeit einer 

Zwangsvollstreckung aus dem ursprünglichen Titel gel-

tend gemacht werden können (BGH, Urteil vom 30. Ja-

nuar 1957 – IV ZR 27/56, BGHZ 23, 215, 221; Rensen, 

in: Wieczorek/Schütze, a.a.O., § 894 Rn. 6). Es wäre 

Förmelei, den Kläger vorab auf eine Feststellungsklage 

zur Klärung des Umfanges der in dem Vergleich titulier-

ten Wiederherstellungspflicht zu verweisen, weil dies 

im Rahmen des Erkenntnisverfahrens über die hier gel-

tend gemachten Sekundäransprüche in gleicher Weise 

erfolgen kann. 

2. Allerdings ist die auf Ersatz des Interesses an der zu-

grunde liegenden Wiederherstellungspflicht gerichtete 

Klage in der Sache unbegründet. Ein materiell-rechtli-

cher Schadensersatzanspruch des Klägers, ihm anstatt 

der von ihm zunächst geltend gemachten Herstellung 

in Natur nunmehr das Interesse in Form von Geld zuzu-

sprechen, existiert – jedenfalls derzeit – nicht, und au-

ßerdem könnte dieser – jedenfalls derzeit – auch nicht 

ohne Verstoß gegen Treu und Glauben geltend ge-

macht werden. Deshalb ist sein teilweise bezifferter, im 

Übrigen als Feststellungsklage erhobener Rechtsbehelf 

insgesamt abzuweisen: 

a) Ein Sekundäranspruch auf Schadensersatz wegen 

Nichterfüllung vertraglicher Verpflichtungen (§§ 280 

Abs. 1 und 3, 281 BGB) kommt nicht in Betracht. 

aa) Die Beklagten sind nicht aufgrund eines Vertrages 

zur “Wiederherstellung des ursprünglichen Geländezu-

standes” verpflichtet. Der – insoweit allein in Betracht 

kommende – Prozessvergleich hat kein eigenständige 

vertragliche Primärverpflichtung zu Lasten der Beklag-

ten begründet. Ein Vergleich im Sinne von § 779 BGB 

hat grundsätzlich keine schuldumschaffende Wirkung 

und ändert das ursprüngliche Schuldverhältnis nur in-

soweit, als in ihm streitige oder ungewisse Punkte ge-

regelt werden; im Übrigen besteht das ursprüngliche 

Rechtsverhältnis nach Inhalt und Rechtsnatur unverän-

dert fort (BGH, Urteil vom 7. März 2002 – III ZR 73/01, 

NJW 2002, 1503; Urteil vom 6. Dezember 2011 – II ZR 

149/10, BGHZ 191, 364, 379). Novierende Wirkung hat 

er nur bei einem durch Auslegung zu ermittelnden ent-

sprechenden Parteiwillen, für den hier nichts zu erse-

hen ist und wogegen auch spricht, dass die Parteien 

ausweislich der Sitzungsniederschrift des Landgerichts 

vom 14. Januar 2019 (Bl. 23 GA) den Vergleich aus-

drücklich “zur Abgeltung der streitgegenständlichen 

Ansprüche” geschlossen haben. 

bb) Abweichendes folgt auch nicht aus den Grundsät-

zen über das sog. “nachbarliche Gemeinschaftsverhält-

nis”. Die Rechte und Pflichten von Grundstücksnach-

barn haben insbesondere durch die Vorschriften der 
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§§ 905 ff. BGB und die Bestimmungen der Nachbar-

rechtsgesetze der Länder eine ins einzelne gehende 

Sonderregelung erfahren. Auch auf sie ist allerdings der 

allgemeine Grundsatz von Treu und Glauben (§ 242 

BGB) anzuwenden; daraus folgt für die Nachbarn eine 

Pflicht zur gegenseitigen Rücksichtnahme, deren Aus-

wirkungen auf den konkreten Fall man unter dem Be-

griff des nachbarlichen Gemeinschaftsverhältnisses zu-

sammenfasst (BGH, Urteil vom 31. Januar 2003 – V ZR 

143/02, NJW 2003, 1392). In der Regel begründet der 

Gedanke von Treu und Glauben im Rahmen eines nach-

barlichen Gemeinschaftsverhältnisses aber keine selb-

ständigen Ansprüche, sondern wirkt sich hauptsächlich 

als bloße Schranke der Rechtsausübung aus. Dagegen 

ist eine aus dem nachbarlichen Gemeinschaftsverhält-

nis folgende selbständige Verpflichtung des Grund-

stückseigentümers mit Rücksicht auf die nachbarrecht-

lichen Sonderregelungen eine eng begrenzte Aus-

nahme und kann nur dann zur Anwendung kommen, 

wenn ein über die gesetzliche Regelung hinausgehen-

der billiger Ausgleich der widerstreitenden Interessen 

zwingend geboten erscheint (vgl. BGH, Urteil vom 

8. Februar 2013 – V ZR 56/12, NJW-RR 2013, 650; Urteil 

vom 13. Juli 2018 – V ZR 308/17, NJW-RR 2019, 78; 

Staudinger/Looschelders/Olzen (2019) BGB § 242, Rn. 

917). Ein solcher Ausnahmefall liegt hier aber nicht vor; 

vielmehr wird die gesetzliche Zuordnung von nachbar-

lichen Rechten und Pflichten bei der Beseitigung der 

streitgegenständlichen Abgrabung durch die einschlä-

gigen gesetzlichen Vorschriften, insbesondere §§ 823 

ff., 909, 1004 BGB grundsätzlich abschließend geregelt; 

besondere Gründe, die hiervon abweichend einen 

Rückgriff auf die Grundsätze des nachbarlichen Ge-

meinschaftsverhältnisses rechtfertigen könnten, sind 

nicht erkennbar, zumal dieses Rechtsinstitut auch nicht 

dazu dienen dürfte, die nachbarrechtlichen Regelun-

gen in ihr Gegenteil zu verkehren (BGH, Urteil vom 29. 

Juni 2012 – V ZR 97/11, NJW-RR 2012, 1160; Urteil vom 

13. Dezember 2019 – V ZR 152/18, MDR 2020, 282; 

Brückner, in: MünchKomm-BGB 8. Aufl., § 903 Rn. 38 

ff.). 

b) Der Kläger, der seine gesetzlichen (deliktischen) An-

sprüche auf Wiederherstellung des früheren Zustandes 

seines Anwesens im Vorprozess erfolgreich geltend ge-

macht hat, hat gegenwärtig auch keinen gesetzlichen 

Sekundäranspruch auf Geldersatz wegen Nichterfül-

lung dieser im Vergleich vom 14. Januar 2019 titulier-

ten Verpflichtung. Es mag zwar sein, dass die Beklagten 

wegen dem Grundstück des Klägers aus Anlass der Ab-

grabung zugefügter Schäden dem Grunde nach scha-

densersatzverpflichtet sind (§§ 823 Abs. 1, Abs. 2 i.V.m. 

§ 909 BGB; vgl. BGH, Urteil vom 5. April 1991 – V ZR 

39/90, BGHZ 114, 161). Unter den gegebenen Voraus-

setzungen steht es dem Kläger jedoch nicht zu, in Ab-

kehr von der zuvor begehrten Herstellung in Natur 

(§ 249 Abs. 1 BGB), auf die sich die Beklagten eingelas-

sen haben, nunmehr ohne weiteres Geldersatz (§ 249 

Abs. 2 Satz 1 BGB) zu beanspruchen. Dieses Verlangen 

wäre entsprechend § 250 BGB nur unter zusätzlichen 

besonderen Voraussetzungen zulässig, die hier nicht 

vorliegen: 

aa) Der Geschädigte kann gem. § 249 Abs. 1 BGB nach 

einem Sachschaden von dem Schädiger die Wiederher-

stellung des früheren Zustands verlangen (sog. Natural-

restitution); danach ist der Zustand herzustellen, der 

bestehen würde, wenn der zum Ersatz verpflichtende 

Umstand nicht eingetreten wäre. Ist wegen Beschädi-

gung einer Sache Schadensersatz zu leisten, so kann 

der Gläubiger gemäß § 249 Abs. 2 Satz 1 BGB auch statt 

der Herstellung den dazu erforderlichen Geldbetrag 

verlangen. Das Recht des Geschädigten, die Herstel-

lungskosten statt der Herstellung zu verlangen, ist als 

Ersetzungsbefugnis des Gläubigers (facultas alterna-

tiva) zu verstehen, weil nicht von vornherein mehrere 

Leistungen geschuldet werden, sondern der Gläubiger 

nur berechtigt ist, anstelle der einen geschuldeten Leis-

tung eine andere mit der Folge zu setzen, dass fortan 

nur diese letztere Erfüllung ist (vgl. BGH, Urteil vom 

8. Februar 1952 – V ZR 122/50, BGHZ 5, 105, 109; Urteil 

vom 29. Januar 2019 – VI ZR 481/17, VersR 2019, 499). 

Verlangt der Gläubiger hingegen gemäß § 249 Abs. 1 

BGB Herstellung, liegt darin zwar nicht die Ausübung 

der Ersetzungsbefugnis; allerdings hat die Geltendma-

chung des Herstellungsanspruchs nach § 249 Abs. 1 

BGB zur Folge, dass die in § 249 Abs. 2 Satz 1 BGB er-

öffnete Ersetzungsbefugnis damit untergeht. Das folgt 

aus § 250 BGB; denn daraus ergibt sich, dass der Gläu-

biger an den einmal geltend gemachten Herstellungs-

anspruch gebunden sein soll und sein Begehren erst 

nach einer Fristsetzung mit Ablehnungsandrohung auf 

Geldersatz umstellen darf (OLG Düsseldorf, NJW-RR 

1996, 1370; Oetker, in: MünchKomm-BGB 8. Aufl., 

§ 249 Rn. 360; Grüneberg, in: Palandt, a.a.O., § 249 Rn. 

5; Ekkenga/Kuntz, in: Soergel, BGB 13. Aufl., § 249 Rn. 

67; vgl. auch BGH, Urteil vom 26. Februar 1991 – XI ZR 

331/89, NJW 1991, 2014, wonach die Abweisung einer 

Klage auf Naturalrestitution mangels Ersatzpflicht die 
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erneute Klage auf Geldersatz ausschließt). Jedenfalls 

muss der Geschädigte an seine Wahl gebunden sein, 

wenn der Schädiger sich darauf eingestellt, also z.B. 

Vorbereitungen für die Herstellung getroffen hat (OLG 

Düsseldorf, NJW-RR 1996, 1370; Staudinger/Höpfner 

(2021) BGB § 249, Rn. 221; vgl. auch OLG Hamburg 

VersR 1971, 236 für den Fall, dass der Schaden beseitigt 

wurde). 

bb) Auch der vorliegende Fall ist dadurch gekennzeich-

net, dass der Kläger die Beklagten zunächst auf Wieder-

herstellung in Natur in Anspruch genommen und sein 

Geldersatzverlangen – ersichtlich – erstmals mit der 

vorliegenden Klage für diese erkennbar zum Ausdruck 

gebracht hat. Dazu war er jedoch unter den gegebenen 

Umständen nicht berechtigt, weil es an einer vorheri-

gen Fristsetzung mit Ablehnungsandrohung fehlte, die 

auch nicht ausnahmsweise entbehrlich war (§ 250 BGB 

analog; vgl. OLG Düsseldorf, NJW-RR 1996, 1370, 1371; 

Grüneberg, in: Palandt, a.a.O., § 249 Rn. 5). Der Kläger 

hatte vielmehr die Beklagten nur dazu aufgefordert, 

den früheren Zustand wiederherzustellen, wozu diese 

sich daraufhin auch vergleichsweise – und zwar bis zum 

18. Februar 2019 – verpflichtet hatten. Die – im Gegen-

satz zu §§ 281, 323 BGB bei § 250 BGB erforderliche – 

Erklärung, dass er die Herstellung nach dem Ablauf der 

Frist ablehne, hat der Kläger dagegen zu keiner Zeit ab-

gegeben. Sie war hier auch nicht ausnahmsweise ent-

behrlich, weil die Beklagten die geforderte Herstellung 

oder überhaupt jeden Schadensersatz ernsthaft und 

endgültig verweigert hätten (vgl. BGH, Urteil vom 

13. Januar 2004 – XI ZR 355/02, NJW 2004, 1868). An 

eine ernsthafte und endgültige Erfüllungsverweigerung 

sind strenge Anforderungen zu stellen: Sie liegt nur vor, 

wenn der Schuldner eindeutig zum Ausdruck bringt, er 

werde seinen Verpflichtungen nicht nachkommen 

(BGH, Urteil vom 15. Dezember 1998 – X ZR 90/96, 

NJW-RR 1999, 560; Urteil vom 16. September 2021 – 

VII ZR 192/20, VersR 2022, 179). Das kann hier nicht 

festgestellt werden. Die Beklagten haben nach Darstel-

lung des Klägers bis zuletzt – wiederholt -Herstellungs-

arbeiten in den betroffenen Bereichen vorgenommen; 

dass diese aus seiner Sicht unzureichend waren, be-

deutet noch keine ernsthafte und endgültige Verwei-

gerung der ordnungsgemäßen Herstellung, zumal spä-

tere Aufforderungen und Vollstreckungsmaßnahmen 

des Klägers auf Grundlage des Angebotes der Firma L. 

GmbH vom 22. Juli 2019 (Bl. 158 in 3 O 81/18) ersicht-

lich überzogen waren, dieses nämlich – u.a. mit dem 

dort verzeichneten Kokosgewebe – Positionen ent-

hielt, die der geschuldeten Wiederherstellung des “ur-

sprünglichen” Zustandes – offenkundig, § 291 ZPO – 

nicht entsprachen. Deshalb durfte der Kläger auch aus 

dem – u.a. damit begründeten – Abweisungsantrag der 

Beklagten im Zwangsvollstreckungsverfahren nicht da-

rauf schließen, diese würden die geschuldete Herstel-

lung des ursprünglichen Zustandes nunmehr ernsthaft 

und endgültig verweigern. Unter diesen Voraussetzun-

gen hätte der Kläger von der geforderten Herstellung 

in Natur (§ 249 Abs. 1 BGB) erst nach Fristsetzung mit 

Ablehnungsandrohung zu einem Zahlungsanspruch 

übergehen dürfen (§ 250 BGB analog); weil es daran 

fehlt, muss seine gleichwohl erhobene Klage auf das In-

teresse schon daran scheitern. 

c) Dessen unbeschadet, muss es dem Kläger aufgrund 

der besonderen Umstände des vorliegenden Falles je-

denfalls im Moment auch nach Treu und Glauben 

(§ 242 BGB) versagt bleiben, von den Beklagten Wie-

derherstellung des geschuldeten Zustandes zu verlan-

gen oder nach – bislang ohnehin nicht erfolgter – Frist-

setzung mit Ablehnungsandrohung statt dessen Gel-

dersatz zu fordern, wie das Landgericht, wenn auch in 

anderem rechtlichem Kontext, völlig zu Recht an-

nimmt. Mag sein Ansinnen auch insoweit noch nicht als 

Schikane anzusehen sein, erweist es sich doch vor dem 

Hintergrund, dass der Kläger die Beklagten in einem 

weiteren Rechtsstreit (LG 3 O 241/20 = Senat 5 U 

62/21) auf Beseitigung der an der Grenze errichteten 

Mauer bzw. eines dadurch bedingten Überbaues in An-

spruch nimmt und an diesem Ansinnen ersichtlich auch 

festhält, bis zu dessen abschließender Erledigung als 

widersprüchlich und treuwidrig. Nach § 242 BGB ist der 

Schuldner verpflichtet, die Leistung so zu bewirken, wie 

Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte 

es erfordern. Die Vorschrift enthält über ihren Wort-

laut hinaus einen allgemeinen, das gesamte Rechtsle-

ben beherrschenden Grundsatz (vgl. BGH, Urteil vom 

23. September 1982 – VII ZR 183/80, BGHZ 85, 39; Grü-

neberg, in: Palandt, a.a.O., § 242 Rn. 2). Es handelt sich 

um eine zentrale Rechtsnorm, die Fairness im Rechts-

verkehr einfordert (Schubert, in: MünchKomm-BGB 9. 

Aufl., § 242 Rn. 2) und die – in eng begrenztem Umfang 

– auch widersprüchliches Verhalten untersagt: Dieses 

ist rechtsmissbräuchlich, wenn für den anderen Teil ein 

Vertrauenstatbestand geschaffen worden ist oder 

wenn andere besondere Umstände die Rechtsaus-

übung als treuwidrig erscheinen lassen (BGH, Urteil 

vom 17. Februar 2005 – III ZR 172/04, BGHZ 162, 175; 
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Urteil vom 4. Februar 2015 – VIII ZR 154/14, BGHZ 204, 

145; SaarlOLG, Urteil vom 28. November 2018 – 2 U 

39/17, BeckRS 2018, 40365). Auch unterhalb der 

Schwelle des Schikaneverbotes (§ 226 BGB) ist die 

Rechtsausübung nach § 242 BGB rechtsmissbräuchlich, 

wenn damit keine schutzwürdigen Eigeninteressen ver-

folgt werden (Grüneberg, in: Palandt, a.a.O., § 242 Rn. 

50 ff.; vgl. BGH, Urteil vom 10. Februar 2021 – IV ZR 

32/20, VersR 2021, 437; Urteil vom 25. März 2021 – VII 

ZR 94/20, BGHZ 229, 257). Danach ist dem Kläger im 

Streitfall die Geltendmachung von Zahlungsansprü-

chen zumindest derzeit verwehrt. Solange er sich näm-

lich – wie er mit seiner Berufung ausdrücklich bekräf-

tigt – auch eines Anspruchs auf Beseitigung des Mau-

erüberstandes berühmt, dabei im Rechtsstreit 3 O 

241/20 wörtlich – sogar – auf die vollständige Beseiti-

gung der Mauer angetragen hat, und so ein Ansinnen 

verfolgt, das neuerliche Eingriffe und Veränderungen 

in den von seinem hiesigen Begehren betroffenen Be-

reichen bedingen wird, wäre eine Wiederherstellung 

aus vernünftiger Sicht sinnlos, wie das Landgericht zu-

treffend annimmt. Deshalb geht es derzeit auch nicht 

an, statt dessen Geldersatz von den Beklagten zu bean-

spruchen. Auch vor diesem Hintergrund kann die Klage 

deshalb keinen Erfolg haben. 

3. Weil die Klage in der Sache abzuweisen ist, war die 

Berufung des Klägers mit dieser Maßgabe zurückzuwei-

sen, und dies obschon sie sich (nur) gegen die Klagab-

weisung als unzulässig wendete. Das in § 528 ZPO ent-

haltene Verschlechterungsverbot steht dem nicht ent-

gegen. Denn nach ständiger Rechtsprechung des Bun-

desgerichtshofs kann das Rechtsmittelgericht ein die 

Klage als unzulässig abweisendes Prozessurteil auch 

dann durch ein sachabweisendes Urteil ersetzen, wenn 

nur der Kläger das Rechtsmittel eingelegt hat (BGH, Ur-

teil vom 21. April 1988 – VII ZR 372/86, BGHZ 104, 212, 

214; Heßler, in: Zöller, ZPO 34. Aufl., § 528 Rn. 32, jew. 

m.w.N.). Ein solches, die Klage als unbegründet abwei-

sendes Urteil des Rechtsmittelgerichts ist keine 

Schlechterstellung des Rechtsmittelklägers, weil die-

sem durch die Abweisung der Klage als unzulässig keine 

Rechtsposition irgendwelcher Art zuerkannt worden 

war. Außerdem spricht die Prozessökonomie jedenfalls 

dann für ein die Sache selbst entscheidendes Urteil des 

Rechtsmittelgerichts, wenn im Fall der Zurückverwei-

sung ein anderes Ergebnis als eine Abweisung der Klage 

als unbegründet ohnedies nicht möglich erscheint 

(BGH, Urteil vom 21. April 1988 – VII ZR 372/86, BGHZ 

104, 212, 214). So liegt der Fall auch hier, weil der Senat 

in der Sache entscheiden kann, ohne dass es weiterer 

tatsächlicher Feststellungen bedürfte. In diesem Fall ist 

das Berufungsgericht – unbeschadet der anderslauten-

den Anregung des Klägers, Bl. 231 GA – zu einer eige-

nen Sachentscheidung berechtigt und verpflichtet 

(§ 538 Abs. 1 ZPO; vgl. Heßler in: Zöller, a.a.O., § 528 

Rn. 32). 

4. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO, 

die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit 

aus den §§ 708 Nr. 10, 711, 713 ZPO. 

Die Revision ist gemäß § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 

ZPO nicht zuzulassen. Weder hat die Rechtssache 

grundsätzliche Bedeutung noch erfordert die Fortbil-

dung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen 

Rechtsprechung eine Entscheidung des Revisionsge-

richts. 

Die Wertfestsetzung beruht auf den §§ 3, 4 ZPO, §§ 47 

Abs. 1 Satz 1, 48 Abs. 1 Satz 1 GKG. 

Nachbarrechtlicher Beseitigungsanspruch 
von Zaun und einer Hecke vom Grund-
stück  

OLG Rostock – Az.: 3 U 3/20 – Beschluss vom 
26.01.2021 
 
Gründe 

I. 

Der Senat beabsichtigt, die Berufung gegen das Urteil 

des Landgerichts Neubrandenburg vom 05.12.2019, 

Az. 4 O 336/19, gemäß § 522 Abs. 2 ZPO zurückzuwei-

sen, weil er einstimmig der Auffassung ist, dass die Be-

rufung offensichtlich keine Aussicht auf Erfolg hat, der 

Rechtssache auch keine grundsätzliche Bedeutung zu-

kommt, weder die Fortbildung des Rechts noch die Si-

cherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Ent-

scheidung des Berufungsgerichts erfordert und die 

Durchführung einer mündlichen Verhandlung über die 

Berufung nicht geboten ist. 

Hierzu besteht Gelegenheit zur Stellungnahme binnen 

zwei Wochen nach Zustellung dieses Hinweises. 

II. 

1. 

Die Kläger begehren von den Beklagten Schadensersatz 

aufgrund eines Grundstückskaufes. 
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Die Kläger erwarben mit notariellem Vertrag vom 

24.08.2012 von den Beklagten das im Grundbuch von 

P., Blatt 879, Gemarkung P., Flur 27, Flurstück 491/5 

verzeichnete Grundstück. 

Auf dem Nachbargrundstück befindet sich ein Zaun 

nebst Hecke, welche vor Übergabe des Grundstücks er-

richtet worden waren. Vor Abschluss des Kaufvertrages 

sahen die Kläger die dem Kaufvertrag beigefügte Flur-

karte ein. Aus dieser war für sie der Grenzverlauf er-

sichtlich, während Zaun und Hecke vollständig auf dem 

nachbarlichen Grundstück belegen sind. Die tatsächli-

che Grundstücksgrenze ist durch Grenzsteine markiert 

und entspricht derjenigen, die in der Flurkarte ver-

zeichnet ist. 

Die Kläger haben behauptet, 2017 von den Nachbarn 

darauf hingewiesen worden zu sein, dass sich Zaun und 

Hecke auf deren Grundstück befinden. Auf diesen Um-

stand hätten die Nachbarn Jahre zuvor bereits die Be-

klagten hingewiesen. 

Für die Rodung und Entsorgung der Hecke, die Entfer-

nung und Entsorgung des Maschendrahtzaunes, das 

Umsetzen der Beeteinfassung und des Komposthau-

fens, die Lieferung und das Setzen eines neuen Ma-

schendrahtzauns, die Rasenansaat sowie die Lieferung 

und Pflanzung von neuen Heckengehölzen würden 

Kosten von 6.064,60 € netto entstehen. 

Die Kläger haben behauptet, dass der Zaun von den Be-

klagten gesetzt worden sei, hierfür aber keinen Beweis 

angeboten. 

Die Beklagten haben die Ansicht vertreten, dass sich 

die genaue Lage des Grundstücks aus der Flurkarte er-

gebe und dieses daher nicht mangelhaft sei. Es sei auch 

allein Sache der Nachbarn, auf ihrem Grundstück einen 

Zaun aufzustellen oder zu dulden. 

Mit Urteil vom 05.12.2019 hat das Landgericht Neu-

brandenburg die Klage abgewiesen. Es hat einen Scha-

densersatzanspruch verneint, weil das Grundstück 

nicht mangelhaft sei. Dies würde einen Beseitigungsan-

spruch der Nachbarn gegenüber den Klägern voraus-

setzen, welcher nicht ersichtlich sei. Wegen der weiter-

gehenden Entscheidungsgründe, der erstinstanzlichen 

Tatsachenfeststellungen sowie der erstinstanzlichen 

Anträge nimmt der Senat auf das angefochtene Urteil 

Bezug. 

Mit ihrer Berufung verfolgen die Kläger ihre erstin-

stanzlichen Anträge weiter. 

Durch die Kläger sei ein Haus nebst Grundstück von den 

Beklagten gekauft worden. Mitverkauft sei auch die 

Umfriedung worden in Gestalt von Zaun und Hecke, die 

sich unstreitig auf dem Nachbargrundstück befinde. Es 

sei nunmehr bestritten worden, dass sich der Zaun teil-

weise auf dem Grundstück der Kläger befinde. Da die 

mitverkaufte Umfriedung die Nachbarn teilweise von 

ihrem Besitz ausschließe, hätten diese einen Anspruch 

nach § 1004 BGB bzw. nach § 985 BGB. Dies stelle einen 

Mangel der Kaufsache dar. 

Das Landgericht habe nicht hinreichend geprüft, ob ein 

Mangel vorliege, obwohl es zwischen den Parteien un-

streitig gewesen sei, dass sich der Zaun nebst Hecke auf 

der Grundstücksseite der Nachbarn befunden habe 

und diese einen Anspruch auf Beseitigung gehabt hät-

ten. 

Bereits in der Klageschrift sei vorgetragen worden, dass 

eine Beeteinfassung und ein Komposthaufen versetzt 

werden müssten. Dies sei nicht in den Tatbestand des 

angefochtenen Urteils aufgenommen worden, ob-

gleich sich hieraus ergebe, dass die Kläger einen Teil 

des nachbarlichen Grundstücks nutzen würden. 

Es dürfte auch feststehen, dass dann, wenn sich auf 

dem nachbarlichen Grundstück ein Zaun und eine He-

cke befänden, die Nachbarn an der Nutzung eines Teils 

ihres Grundstücks gehindert seien. 

Auf die Abgrenzung des Landgerichtes, ob sich der 

Zaun allein auf dem nachbarlichen oder auch auf dem 

Grundstück der Kläger befinde, komme es nicht an, 

weil der Zaun Zubehör sei, welches miterworben wor-

den sei. 

Auch hätte der Vortrag der Kläger, dass sich der Zaun 

auch teilweise auf ihrem Grundstück befinde, nicht als 

verspätet zurückgewiesen werden dürfen. § 282 Abs. 2 

ZPO sei nicht anzuwenden, weil sich die Beklagten in 

der mündlichen Verhandlung nicht darauf berufen hät-

ten, dass sie zunächst noch Erkundigung würden ein-

holen müssen. 

Mit Schriftsatz vom 06.05.2020 haben die Kläger vor-

getragen, dass eine umschließende Umzäunung gege-

ben sei, die sich teils auf dem Grundstück der Kläger 

sowie teils auf dem Grundstück der Nachbarn befinde. 

Wegen des weiteren Vorbringens des Klägers nimmt 

der Senat auf die Berufungsbegründung vom 

04.02.2020 und den Schriftsatz vom 06.05.2020 Bezug. 
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Die Beklagten begehren die Zurückweisung der Beru-

fung und verteidigen das angefochtene Urteil. 

2. 

Der von den Klägern geltend gemachte Schadenser-

satzanspruch steht diesen unter keinem rechtlichen 

Gesichtspunkt zu. Insbesondere können die Kläger sich 

nicht auf eine Mangelhaftigkeit des durch sie von den 

Beklagten erworbenen Grundstücks berufen. 

Ist die Kaufsache mangelhaft, kann der Käufer vom Ver-

käufer gemäß § 437 Nr. 3 BGB nach den §§ 440, 280, 

281 BGB Schadensersatz verlangen. Dabei kann die 

Mangelhaftigkeit der Kaufsache – wie dies vorliegend 

die Kläger geltend machen – auch in einem Rechtsman-

gel liegen. Gemäß § 435 BGB ist die Sache frei von 

Rechtsmängeln, wenn Dritte in Bezug auf die Sache 

keine oder nur die im Kaufvertrag übernommenen 

Rechte geltend machen können. Hieran fehlt es schon 

deshalb, weil keine Rechte in Bezug auf das Kaufgrund-

stück durch Dritte geltend gemacht werden. Auch die 

Voraussetzungen eines Sachmangels liegen nicht vor, 

da die Geltendmachung von Ansprüchen durch Nach-

barn keine Frage der Beschaffenheit der Kaufsache ist. 

Die Kläger möchten ihren Schadensersatzanspruch da-

rauf stützen, dass sie von ihren Grundstücksnachbarn 

auf Beseitigung eines Zaunes und einer Hecke von de-

ren Grundstück sowie der Räumung des nachbarlichen 

Grundstückes von einem Komposthaufen und einer 

Beeteinfassung in Anspruch genommen werden könn-

ten. Ein solcher Beseitigungsanspruch steht den Ehe-

leuten G. als den Grundstücksnachbarn der Kläger die-

sen gegenüber jedoch nicht zu. 

Wird das Eigentum in anderer Weise als durch Entzie-

hung oder Vorenthaltung des Besitzes beeinträchtigt, 

kann der Eigentümer gemäß § 1004 Abs. 1 S. 1 BGB von 

dem Störer die Beseitigung der Beeinträchtigung ver-

langen. Der Anspruch ist gemäß § 1004 Abs. 2 BGB je-

doch ausgeschlossen, wenn der Eigentümer zur Dul-

dung verpflichtet ist, weil sich die Beeinträchtigung 

nicht als rechtswidrig darstellt. 

Der Eigentümer einer Sache kann gemäß § 903 BGB, 

soweit nicht das Gesetz oder Rechte Dritter entgegen-

stehen, mit dieser nach Belieben verfahren und andere 

von jeder Einwirkung ausschließen. Die Grenzen des Ei-

gentumsrechts für Grundstücke regeln im Wesentli-

chen die §§ 903 ff. BGB, die in einigen Bundesländern 

durch landesrechtliche Regelungen ergänzt werden. 

Ein ergänzendes Nachbarschaftsrecht ist in Mecklen-

burg-Vorpommern nicht erlassen worden. 

Ein Anspruch der Eheleute G. gegen die Kläger auf Be-

seitigung von Zaun und Hecke aus § 1004 Abs. 1 BGB 

setzt voraus, dass diese Eigentümer des Grundstücks 

sind, auf welchem sich diese befinden. Die Beklagten 

haben die Eigentümerstellung der Eheleute G. nicht in 

Abrede gestellt. Die Kläger ihrerseits haben dies wie-

derholt vorgetragen. Dass dieser Teil des nachbarlichen 

Grundstückes ihnen rechtswirksam übereignet worden 

sei, haben sie zu keinem Zeitpunkt substantiiert vorge-

tragen, so dass der Senat die Eigentümerstellung der 

Eheleute G. voraussetzen kann. 

Gleichzeitig aber müssen die Kläger Störer im Sinne des 

§ 1004 Abs. 1 BGB sein. Der Beseitigungsanspruch setzt 

voraus, dass der Beklagte für die Beeinträchtigung als 

Störer verantwortlich ist. Dazu reicht nach der Recht-

sprechung des BGH der bloße Umstand des Eigentums 

an demjenigen Grundstück, von dem die Einwirkung 

ausgeht, nicht aus. Die Beeinträchtigung muss vielmehr 

wenigstens mittelbar auf den Willen des Eigentümers 

zurückgehen (BGH, Urt. v. 18.04.1991, III ZR 1/90, 

a.a.O.; BGH, Urt. v. 12.02.1985, VI ZR 193/83, NJW 

1985, 1773). 

Als Handlungsstörer kommen die Kläger nicht in Be-

tracht. Handlungsstörer ist, wer die Beeinträchtigung 

durch seine Handlung oder pflichtwidrige Unterlassung 

adäquat verursacht hat (Palandt/Herrler, BGB, 80. 

Aufl., § 1004, Rn. 16). Es ist unstreitig, dass die Kläger 

Zaun und Hecke nicht errichtet haben. Somit scheiden 

sie als Handlungsstörer aus. Ob hingegen die Beklag-

ten, als diese noch Eigentümer des klägerischen Grund-

stücks waren, Zaun und Hecke errichtet haben, kann 

dahinstehen, denn sie werden von den Nachbarn im 

vorliegenden Prozess nicht in Anspruch genommen. 

Die Kläger sind auch nicht Zustandsstörer. Zustandsstö-

rer ist der Eigentümer/Besitzer oder Verfügungsbe-

fugte einer Sache, von der eine Beeinträchtigung aus-

geht, wenn die Beeinträchtigung wenigstens mittelbar 

auf seinen Willen zurückgeht (Palandt/Herrler, a.a.O., 

§ 1004, Rn. 19). Ausreichend ist, dass der das Eigentum 

beeinträchtigende Zustand durch den maßgebenden 

Willen des Eigentümers aufrechterhalten wird, von 

dessen Grundstück die Beeinträchtigung ausgeht und 

damit die Beseitigung von dessen Willen abhängt (BGH, 

Urt. v. 22.09.2000, V ZR 443/99, NJW-RR 2001, 23; 

BGH, Urt. v. 26.01.2017, III ZR 465/15, juris). Die Beein-

trächtigung der Eheleute G., welche darin besteht, dass 
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sich Zaun, Hecke und Beeteinfassung sowie Kompost-

haufen auf deren Grundstück befinden, geht nicht vom 

Grundstück der Kläger aus. All jene Gegenstände, de-

ren Beseitigung die Kläger ihrem Schadensersatzan-

spruch zugrunde legen möchten, befinden sich auf dem 

Grundstück der Eheleute G. 

Die Beeinträchtigungen hängen darüber hinaus nicht 

maßgeblich vom Willen der Kläger ab. Sie können zwar 

die Nutzung des zwischen ihrem Grundstück und dem 

Zaun liegenden Grundstücksteils des Nachbargrund-

stückes einstellen. Bestandteile des Grundstückes – 

wie Zaun und Hecke – können sie jedoch nicht ohne Zu-

stimmung der Eheleute G. von deren Grundstück ent-

fernen, erstrecht nicht gegen deren Willen. 

Darauf, ob sich der Zaun vollständig auf dem Grund-

stück der Eheleute G. befindet, wie dies die Kläger in 

erster Instanz bis zur mündlichen Verhandlung vorge-

tragen und auch wieder zum Gegenstand ihres Beru-

fungsvorbringens gemacht haben, kann für diese recht-

liche Beurteilung dahinstehen. Der Beseitigungan-

spruch der Eheleute G. kann sich allein auf den Teil von 

Zaun und Hecke beschränken, der sich auf deren 

Grundstück befindet. An einem sich ggf. auf dem 

Grundstück der Kläger befindenden Teil des Zaunes 

steht ihnen ein solcher Anspruch mangels Eigentümer-

stellung nicht zu. 

Auch aus den nachbarrechtlichen Vorschriften der 

§§ 903 ff. BGB lässt sich ein Beseitigungsanspruch nicht 

in Verbindung mit § 1004 Abs. 1 BGB herleiten. 

Aus § 912 BGB könnten die Nachbarn der Kläger nichts 

für sich herleiten. Die Norm setzt voraus, dass der 

Grundstückseigentümer ein Gebäude über eine Grenze 

gebaut hat. Bei Zaun, Hecke und Komposthaufen han-

delt es sich bereits nicht um ein Gebäude. 

Auch der Vortrag der Kläger in der mündlichen Ver-

handlung erster Instanz, der Zaun verlaufe auch zu ei-

nem kleinen Teil auf ihrem Grundstück, ist ungeeignet, 

einen Beseitigungsanspruch der Eheleute G. zu begrün-

den, dem sich die Kläger ausgesetzt sehen wollen. Der 

Senat kann es daher auch offenlassen, ob das Landge-

richt diesen Vortrag zurecht als verspätet und damit 

nicht mehr berücksichtigungsfähig behandelt hat. Zwar 

können Zäune und Hecken durchaus Grenzanlagen 

sein. Das aber setzt voraus, dass sie ganz oder zumin-

dest zu einem beachtlichen Teil unmittelbar auf der 

Grenze stehen, also von dieser geschnitten werden. 

Überdies regelt § 921 BGB lediglich die Befugnis zur Be-

nutzung einer Grenzanlage und § 922 BGB deren Un-

terhaltung. Regelung über deren Beseitigung enthalten 

die nachbarrechtlichen Vorschriften des BGB nicht. 

Handelt es sich um eine Grenzanlage, gehört jedem 

Grundstückseigentümer der auf seinem Teil stehende 

Teil ohne Beteiligung des Nachbarn (Palandt/Herrler, 

a.a.O., § 921, Rn. 4). Auch bei einer Grenzanlage kann 

sich ein Beseitigungsanspruch nur aus § 1004 BGB er-

geben, wenn diese ohne Zustimmung des Nachbarn er-

richtet worden ist. Auch hierzu wäre nichts vorgetra-

gen. 

Schließlich hilft den Klägern ihre Behauptung nicht wei-

ter, sie hätten den Zaun als Zubehör zum Grundstück 

erworben. Ein Maschendrahtzaun erfüllt bereits nicht 

die Voraussetzungen des § 97 BGB. Er ist vielmehr in 

der Regel Bestandteil des Grundstückes, auf welchem 

er errichtet ist. 

III. 

Im Interesse der Meidung von Kosten wird anheim ge-

geben die Rücknahme der Berufung zu prüfen. 

Überbau – Beeinträchtigung durch über 
die Grundstücksgrenze errichteten Zaun  

AG Altötting – Az.: 2 C 261/20 – Urteil vom 15.03.2021 
 
1. Der Beklagte wird verurteilt, den auf dem Grund-

stück des Klägers… erfolgten Überbau zu beseitigen. 

2. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 492,54 € 

nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten 

über dem Basiszinssatz seit 16.06.2020 zu zahlen. 

3. Der Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tra-

gen. 

4. Das Urteil ist für den Kläger gegen Sicherheitsleis-

tung in Höhe von 6.000,00 € vorläufig vollstreckbar. 

5. Der Streitwert wird auf 5.000,00 € festgesetzt. 

Tatbestand 

Die Parteien sind Eigentümer benachbarter Grundstü-

cke in der Gemeinde H. Der Kläger ist Eigentümer des 

landwirtschaftlich genutzten Grundstücks …. Es han-

delt sich um das in westlicher und südlicher Richtung 

direkt angrenzende Grundstück zum Grundstück des 

Beklagten… Der Beklagte hat auf dem Grundstück, das 

im Bereich einer Außenbereichssatzung liegt, ein 
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Wohnhaus errichtet. Im August 2019 hat er unmittel-

bar an der Grundstücksgrenze zum Kläger einen Stahl-

zaun errichtet. Die Ausführung erfolgte durch die Firma 

des Streitverkündeten aus Altötting. 

Zur Lage der Grundstücke wird verwiesen auf die Über-

sichtsaufnahme in Anlage B 10. 

Weiter wird verwiesen auf die mit der Klageschrift vor-

gelegten Farbbilder sowie die vom Beklagten vorgeleg-

ten Lichtbilder in Anlagen B 11 bis B 16. 

Der im Westen und Südwesten zum Grundstück des 

Beklagten gelegene Bereich des Klägergrundstücks ist 

verpachtet an den Landwirt W., der die Fläche zum An-

bau von Feldfrüchten genützt. Der direkt an die Süd-

grenze des Beklagtengrundstücks angrenzende Teil des 

Klägergrundstücks ist nicht verpachtet und wird land-

wirtschaftlich nicht als Anbaufläche genutzt. Auf die 

vorgelegten Aufnahmen und Lichtbilder wird nochmal 

verwiesen. 

Zwischen den Parteien ist streitig, ob der Gartenzaun 

und dessen Beton-Fundamente zum Teil über die 

Grenze gebaut wurden und somit auf dem Grundstück 

des Klägers stehen. 

Der Kläger hat den Beklagten mehrfach zur Beseitigung 

des aus Sicht des Klägers bestehenden Überbaus auf-

gefordert, zuletzt mit Anwaltsschreiben vom 

10.02.2020 (Anlage K2). 

Der Kläger hat vorgetragen, die Fundamente des Zauns 

auf der Südseite würden mehrere Zentimeter auf das 

Grundstück des Klägers ragen. Im südwestlichsten 

Punkt liege eine Überbauung von circa 15 Zentimetern 

vor. An der westlichen Grenze liege damit im südlichen 

Zaunbereich ebenfalls eine Überbauung von mehreren 

Zentimetern vor. 

Der Kläger hat die im Tenor zuerkannten Anträge ge-

stellt. 

Der Beklagte hat Klageabweisung beantragt. 

Der Beklagte hat dem Inhaber der ausführenden Firma, 

welche den Zaun errichtet hat, den Streit verkündet 

(Bl. 8 R). Die Streitverkündung wurde diesem am 

08.07.2020 zugestellt. Ein Streitbeitritt des Streitver-

kündeten R…. erfolgte nicht. 

Der Beklagte trägt vor, der Gartenzaun sei ausschließ-

lich und vollständig auf dem Grundstück des Beklagten 

errichtet und montiert worden. Dabei sei Orientie-

rungspunkt die Position der eingemessenen und ge-

setzten Grenzsteine gewesen. 

Der Beklagte hat weiter vorgetragen, durch das Befah-

ren des Bereichs an der Grenze durch den Pächter mit 

einem ca. fünf Tonnen schweren Traktor zuzüglich 

landwirtschaftlicher Maschinen seien Grenzsteine 

auch weggedrückt und in Richtung des Beklagten-

grundstücks verschoben worden. 

Der Kläger hat dies ausdrücklich bestritten. 

Hinsichtlich des weiteren Parteivortrages wird auf die 

gewechselten Schriftsätze nebst den überreichten An-

lagen Bezug genommen. 

Das Gericht hat einen Ortstermin durchgeführt und 

mündlich verhandelt am 09.10.2020. In dem Termin 

wurden die Parteien persönlich angehört. 

Am Ende der Sitzung hat das Gericht einen Beweisbe-

schluss verkündet, mit dem das Amt für Digitalisierung, 

Breitband und Vermessung in M. mit einem vermes-

sungstechnischen Gutachten beauftragt wurde. 

Auf das Sitzungsprotokoll (Blatt 37/38) wird verwiesen. 

Der Sachverständige Dipl. Ing. M., Vermessungsober-

rat, hat sein Gutachten vorgelegt unter dem 

30.11.2020 (Bl. 45). 

Nach Zuleitung des Gutachtens haben sich beide Par-

teien mit einer Entscheidung im schriftlichen Verfahren 

einverstanden erklärt, worauf das Gericht am 

18.12.2020 beschlossen hat, mit Zustimmung der Par-

teien, ohne weitere mündliche Verhandlung zu ent-

scheiden. 

Entscheidungsgründe 

Die zulässige Klage erwies sich als vollumfänglich be-

gründet. 

I. Begründetheit der Hauptsacheforderung 

Der Kläger kann von den Beklagten verlangen, dass die-

ser den Zaun an der Grundstücksgrenze mit den Funda-

menten derart zurücksetzt, dass weder der Zaun selbst 

noch die Fundamente in das Klägergrundstück hinein-

reichen. 

Anspruchsgrundlage hierfür ist § 1004 Abs. 1 BGB. 
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Nach dem Gutachten des Vermessungsoberrats Dipl. 

Ing. M., Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermes-

sung in M. vom 11.01.2021 steht zur Überzeugung des 

Gerichts fest, dass an der Westgrenze des Beklagten-

grundstücks acht der vorhanden Zaunsäulen (Säule 9 

bis 16) teilweise auf dem Flurstück Nummer 993/4 des 

Klägers stehen. Lediglich der Überstand der Säule 9 

liegt innerhalb des Toleranzbereichs der Aufmessung. 

Der maximale Überstand beträgt 12 cm (im Bereich der 

Säule 16). Verwiesen wird im einzelnen auf die Ausfüh-

rungen auf Seite 5 des Gutachtens sowie die Anlagen 9 

und 11 zum Gutachten. 

Weiter hat der Sachverständige festgestellt, dass an 

der Südgrenze des Beklagtengrundstücks ebenfalls 8 

der vorhandenen Zaunsäulen (Säule 23 bis 30) teil-

weise auf dem Flurstück 993/4 stehen. Der Überstand 

der Säule 23 liegt dabei innerhalb des Toleranzbereichs 

der Aufmessung. Der maximale Überstand beträgt 9 

cm (Säule 29 und 30). Es wird nochmals verwiesen auf 

die Ausführungen auf Seite 5 des Gutachtens sowie ins-

besondere auf die Anlagen 10 und 12 zum Gutachten. 

Weiter hat der Sachverständige festgestellt, dass an 

der Westgrenze des Flurstücks 993/3 mit Ausnahme 

der Fundamente an den Säulen 1 und 4 alle Funda-

mente auf das Flurstück 993/4 ragen. Mit 31 cm am 

weitesten ragt das Fundament an der Säule 12 auf Flur-

stück 993/4. An der Südgrenze des Flurstücks 993/3 ra-

gen mit Ausnahme der Fundamente an den Säulen 16 

und 19 alle Fundamente auf das Flurstück 993/4. Mit 

21 cm am weitesten ragt das Fundament an der Säule 

24 auf das Flurstück 993/4. Verwiesen wird auf die Aus-

führungen auf Seiten 6/7 des Gutachtens sowie insbe-

sondere auf die Anlagen 11 und 12 zum Gutachten. 

Es liegt mithin ein Überbau auf das Klägergrundstück 

vor, den der Kläger auch nicht zu dulden hat. 

Eine Duldungspflicht ergibt sich zum einen nicht aus 

§ 912 Abs. 1 BGB. Diese Vorschrift ist vorliegend nicht 

anwendbar, da Zäune/Mauern kein Gebäude im Sinne 

von § 912 Abs. 1 BGB darstellen. 

Eine Duldungspflicht ergibt sich weiterhin auch nicht 

aus dem Rechtsgedanken des § 242 BGB. 

Zwar wird der Kläger durch den Überbau in der land-

wirtschaftlichen Nutzung seines Grundstücks nicht 

fühlbar beeinträchtigt. Allerdings konnte sich das Ge-

richt auch im Rahmen des Ortsaugenscheins vom 

09.10.2020 ein Bild davon machen, dass in Anbetracht 

der Größe des Grundstücks ….. für den Beklagten kei-

nerlei Notwendigkeit bestand, den Zaun so auf die 

Grenze zu setzen, dass er zwangsläufig Gefahr lief, hier 

jedenfalls in Teilen des Zauns einen Überbau zu errich-

ten. In der von ihm selbst herbeigeführten Situation 

kann er sich nicht darauf berufen, der Kläger verstoße 

gegen Treue und Glauben, wenn er die Beseitigung des 

Überbaus verlange. 

Dem Klageantrag zu Ziffer I war deshalb stattzugeben. 

Das Gericht hält den Klageantrag auch für ausreichend 

bestimmt. Der Beklagte hat den Überbau eben so zu 

beseitigen, dass kein Teil des Zaunes mehr in das 

Grundstück des Klägers hineinragt. 

II. Begründetheit des Klageantrags zu Ziffer II 

Die geltend gemachten vorgerichtlichen Rechtsan-

waltskosten schuldet der Beklagte als Verzugsschaden 

nach den §§ 286 Abs. 2 Nr. 3, 280 Abs. 1 und Abs. 2 

BGB. Der Beklagte hatte gegenüber dem Kläger auf 

dessen Aufforderung die Beseitigung verweigert, so 

dass sich der Kläger veranlasst sah, anwaltliche Hilfe in 

Anspruch zu nehmen. Die angesetzten vorgerichtlichen 

Rechtsanwaltskosten mit einer 1,3 Geschäftsgebühr 

aus einem Wert von 5.000,00 Euro zuzüglich Pauschale 

und Mehrwertsteuer in Höhe von 492,54 Euro (siehe 

Berechnung auf Seite 3 der Klageschrift) sind auch der 

Höhe nach nicht zu beanstanden. 

Aus diesem Betrag stehen dem Kläger Rechtshängig-

keitszinsen zu ab dem 11.06.2020. 

Nebenentscheidungen 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs. 1 ZPO. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit 

beruht auf § 709 Satz 1 ZPO.58/8 

Laub und Gartenabfälle auf Grundstück 
von Nachbarn – Unterlassungsanspruch  

AG Nürnberg – Az.: 23 C 3805/21 – Urteil vom 
03.12.2021 
 
1. Die Klage wird abgewiesen. 

2. Die Kläger haben die Kosten des Rechtsstreits zu tra-

gen. 

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die Kläger kön-

nen die Vollstreckung der Beklagten durch Sicherheits-

leistung in Höhe von 110 % des aufgrund des Urteils 
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vollstreckbaren Betrags abwenden, wenn nicht die Be-

klagten vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 

110 % des zu vollstreckenden Betrags leisten. 

Beschluss 

Der Streitwert wird auf 1.000,00 € festgesetzt. 

Tatbestand 

Die Klagepartei macht gegenüber der Beklagtenpartei 

einen Unterlassungsanspruch geltend. 

Die Parteien sind Nachbarn. Die Grundstücke werden 

durch einen Eigentümerweg getrennt. Des Weiteren 

befindet sich auf dem Grundstück der Kläger zum klä-

gerischen Grundstück hin eine Sichtschutzwand und 

zum Beklagtengrundstück bzw. zum Eigentümerweg 

hin ein Maschendraht. 

Am 21.10.2019 warf der Beklagte zu 2) Laub in den Zwi-

schenraum zwischen dem beschriebenen Sichtschutz 

und dem Maschendrahtzaun. Nach einem Gespräch 

am 22.10.2019 zwischen der Klagepartei und dem Be-

klagten zu 2) entfernte dieser am 23.10.2019 das Laub 

aus dem Zwischenraum. 

Mit Schreiben vom 28.01.2021 wurde den Beklagten 

eine Frist zum 12.02.2021 gesetzt eine Unterlassungs-

erklärung zu unterschreiben sowie die vorgerichtlichen 

Rechtsanwaltsgebühren zu erstatten. 

Die Kläger behaupten, dass die Beklagten immer wie-

der Laub und Gartenabfälle auf ihr Grundstück gewor-

fen habe. Neben dem Vorfall im Jahr 2019 sei beobach-

tet worden, wie der Beklagte zu 2) am 07.11.2020 er-

neut Laub und Gartenabfälle n den Zwischenraum der 

Sichtschutzwand und dem Maschendraht geworfen 

habe. 

Die Klagepartei ist der Ansicht, dass bereits aufgrund 

der fehlenden Unterzeichnung der Unterlassungserklä-

rung sowie die fehlende Teilnahme am Schlichtungs-

verfahren eine Wiederholungsgefahr bestehe. Für den 

Streitwert sei von einem Wert von 5.000,00 € auszuge-

hen. 

Die Kläger beantragen daher zuletzt: 

I. Die Beklagten werden verurteilt es bei Meidung eines 

für jeden Fall der Zuwiderhandlung festzusetzenden 

Ordnungsgeldes bis zu EUR 250.000,00, ersatzweise 

Ordnungshaft bis zu 6 Monaten zu unterlassen im Zwi-

schenraum der Grenzanlage der Grundstücke … sowie 

… , Laub, Gartenabfälle und sonstigen Unrat zu entfer-

nen. 

II. Die Beklagten werden verurteilt an den Kläger als 

Gesamtgläubiger vorgerichtliche Anwaltskosten in 

Höhe von EUR 729,23 € nebst Zinsen hieraus in Höhe 

von 5 % Punkten über dem Basiszinssatz seit dem 

12.0.2021 zu bezahlen. 

Die Beklagten beantragen: Die Klage wird abgewiesen. 

Die Beklagten behaupten, dass es lediglich den einen 

Vorfall im Jahr 2019 gegeben habe, wobei der Beklagte 

zu 2) hierbei mit Hilfe eines Eimers Gartenlaub in den 

Zwischenraum eingeschüttet habe. Davor und danach 

sei kein weiteres Laub auf das Grundstück verbracht 

worden. Des Weiteren sei anzunehmen, dass die Blät-

ter aufgrund des Westwindes gegen die Holzwand ge-

weht werden, sodass diese sich vermehrt in dem Zwi-

schenraum ansammeln. 

Die Beklagten sind der Ansicht, dass bereits das Rechts-

schutzbedürfnis mangels vorliegender Wiederholungs-

gefahr fehle. 

Das Gericht hat die Kläger sowie die Beklagten in der 

mündlichen Verhandlung informatorisch angehört. Es 

wird insoweit auf das Protokoll der mündlichen Ver-

handlung vom 10.11.2021 Bezug genommen. 

Zur Ergänzung des Tatbestandes wird gemäß § 313 Abs. 

2 ZPO auf die zwischen den Parteien gewechselten 

Schriftsätzen nebst Anlagen sowie den erteilten Hin-

weisen verwiesen. 

Entscheidungsgründe 

Die zulässige Klage ist unbegründet. 

I. 

Die Klagepartei hat bereits keinen Anspruch auf Unter-

lassung gegen die Beklagte zu 1) gem. § 1004 BGB, da 

diese nicht Störerin i.S.v. § 1004 Abs. 1 BGB ist. 

Der Anspruch gem. § 1004 Abs. 1 BGB auf Unterlassung 

einer Beeinträchtigung des Eigentums richtet sich ge-

gen den Schuldner. 

Der Schuldner ist hierbei der Störer, wobei die Ausle-

gung hierbei grundsätzlich strittig ist und aus diesem 

Grund stets einer wertenden Zurechnung bedarf. Un-

terschieden wird hierbei grundsätzlich bezüglich eines 

Handlungsstörers und eines Zustandsstörers. 
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Der Handlungsstörer ist, wer die Beeinträchtigung 

durch seine Handlung oder pflichtwidrige Unterlassung 

adäquat verursacht hat. Dies kann unmittelbar durch 

denjenigen erfolgen, der durch seine Handlung selbst 

die Beeinträchtigung adäquat kausal verursacht hat o-

der mittelbare durch denjenigen, der die Beeinträchti-

gung durch die Handlung eines Dritten adäquat verur-

sacht hat und die Beeinträchtigung verhindern kann 

(Palandt/Herrler, 80. Aufl. 2021, BGB § 1004 Rn. 15 ff.). 

Aufgrund der durchgeführten Anhörung der Parteien 

konnte das Gericht zu der Überzeugung gelangen, dass 

die Beklagte zu 1) keine Störerin i.S.v. § 1004 Abs. 1 

BGB ist. 

Die Klägerin zu 1) gab hierzu in der mündlichen Ver-

handlung an, dass sie wahrgenommen habe, wie [die 

Beklagte zu 1)] das Laub genommen habe und entspre-

chend dort verteilt habe (Protokoll der mündlichen 

Verhandlung vom 10.11.2021, Seite 2, Bl. 41 d. A.). 

Die Beklagte zu 1) führte hierzu aus, dass sie nie Laub 

in den Zwischenraum rein geschmissen habe. Sie habe 

dies auch nicht gesehen im Jahr 2019. Sie könne jedoch 

noch angeben, dass es damals im Jahr 2019 so gewesen 

sei, dass eine Plastikplane unter dem Palisadenzaun ge-

legt worden sei […] und von diesem Plastik ein bisschen 

was herausgeschaut habe. Sie habe den Kläger darum 

gebeten, dass das Plastik entfernt werden solle, was 

nicht gemacht worden sei. Aus diesem Grund habe sie 

dann gesagt, dass man auch etwas Laub drauf kehren 

könne und das abdecken könne, sodass man das nicht 

mehr sehen könne (Protokoll der mündlichen Verhand-

lung vom 10.11.2021, Seite 3, Bl. 42 der Akte). 

Aufgrund der getätigten Aussagen von beiden Parteien 

nimmt das Gericht an, dass die Beklagte zu 1) bereits 

selbst kein Laub in den Zwischenraum geworfen hat, 

sodass die Beeinträchtigung durch diese nicht unmit-

telbar kausal verursacht wurde. Jedoch kommt das Ge-

richt auch zu dem Ergebnis, dass keine mittelbare Ver-

ursachung seitens der Beklagten zu 2) vorliegt, da zwar 

der Beklagte zu 2) sich aufgrund der getätigten Aus-

sage, dass man das Plastik auch mit Laub abdecken 

könne, veranlasst gefühlt haben könnte, das Laub in 

den Zwischenraum zu kehren, jedoch nicht anzuneh-

men ist, dass die Beklagte zu 1) diese Beeinträchtigung 

hätte verhindern können. In diesem Rahmen ist zu be-

rücksichtigen, dass die Beklagte zu 1) das Vorgehen des 

Beklagten zu 2) im Jahr 2019 selbst nicht wahrgenom-

men hat. In diesem Rahmen verkennt das Gericht nicht, 

dass die Beklagte zu 1) als Partei ebenso ein eigenes In-

teresse am Ausgang des Verfahrens hat. Die Beklagte 

zu 1) gab hierzu ohne Aufforderung des Gerichts be-

kannt, dass sie zumindest mit dem Beklagten zu 2) über 

die Situation bezüglich des Plastiks gesprochen hat. Zu-

dem kann auch das Verhalten des Beklagten zu 2) nicht 

aufgrund der Ehe der Beklagten zu 1) zugerechnet wer-

den. Es besteht somit bereits kein Anspruch gegen die 

Beklagte zu 1), da diese nach Überzeugung des Gerichts 

nicht Störerin bzw. Schuldnerin i.S.v. § 1004 Abs. 1 BGB 

ist. 

II. 

Die Klagepartei hat ebenso keinen Anspruch auf Unter-

lassung gegen den Beklagten zu 2), mangels anzuneh-

mender Wiederholungsgefahr. 

1. 

Schutzgut von § 1004 Abs. 1 BGB sind alle Beeinträch-

tigungen, Die nicht in § 985 geregelt sind. Unter Beein-

trächtigung ist jeder dem Inhalt des Eigentums (§ 903) 

widersprechender, nach Dauer und Intensität nicht nur 

ganz unerheblicher Eingriff in die rechtliche oder tat-

sächliche Herrschaftsmacht des Eigentümers zu verste-

hen (Palandt/Herrler, 80. Aufl. 2021, BGB § 1004 Rn. 5 

f.). Auch das Verschmutzen (genauer: der noch andau-

ernde Vorgang der Verschmutzungshandlung) eines 

Grundstücks oder das Abstellen einer Sache auf einem 

fremden Grundstück stellt eine Eigentumsbeeinträch-

tigung dar (BeckOGK/Spohnheimer, 1.11.2021, BGB 

§ 1004 Rn. 81). 

Nach der durchgeführten Anhörung der Parteien 

kommt das Gericht zu dem Ergebnis, dass eine Beein-

trächtigung durch Verbringung des Laubes vorlag. 

Die Klägerin zu 1) gab hierzu in der mündlichen Ver-

handlung an, dass sie dem Beklagten zu 2) gesehen 

habe wie dieser Schaufel und Besen Laub zusammen 

gekehrt habe und dann in den Zwischenraum hinein 

hat fallen lassen (Protokoll der mündlichen Verhand-

lung vom 10.11.2021, Seite 2, Bl. 41 d. A.). 

Der Kläger zu 2) gab hierzu an, dass er den Vorfall selbst 

nicht wahrgenommen habe,, er aber Gehalt gesehen 

habe, dass der Beklagte zu 2) am Gartenzaun unter-

wegs gewesen sei und dort gearbeitet habe (Protokoll 

der mündlichen Verhandlung vom 10.11.2021, Seite 2, 

Bl. 41 d. A.). 

Der Beklagte zu 2 gab hierzu an, dass er im Jahr 2019 

ist einmal dazu gekommen sei, dass er ein bisschen 
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Laub dazwischen geworfen habe. Er habe das ganze zu-

sammen gekehrt in einem Plastikeimer getan. Danach 

habe er dieses Laub genommen und habe es in den 

Spalt dazwischen geworfen (Protokoll der mündlichen 

Verhandlung vom 10.11.2021, Seite 3, Bl. 42 d. A.). 

Bereits aufgrund der Aussagen der Klagepartei selbst 

kommt das Gericht zu der Überzeugung, dass der Be-

klagte zu 2) im Jahr 2019 Laub in den Zwischenbereich 

zwischen dem Palisadenzaun und dem Maschendraht-

zaun geworfen hat. Dagegen konnte nicht zur Überzeu-

gung des Gerichts dargelegt werden, dass auch noch 

weitere Gartenabfälle und sonstiger Unrat durch den 

Beklagten zu 2) auf das Grundstück der Klagepartei ver-

bracht wurde. Insoweit bestand bereits keine Eigen-

tumsbeeinträchtigung. 

2. 

Der Beklagte zu 2) ist zwar Handlungsstörer, da er das 

Laub in den Zwischenbereich verbracht hat und dies so-

mit eine Beeinträchtigung darstellt, die adäquat kausal 

durch den Beklagten zu 2) verursacht wurde, jedoch 

kommt das Gericht nicht zu der Überzeugung gelan-

gen, dass eine Wiederholungsgefahr gem. § 1004 Abs. 

1 S. 2 BGB vorliegt, weshalb der Klagepartei kein An-

spruch auf Unterlassung gem. § 1004 BGB zusteht. 

Für die Wiederholungsgefahr ist erforderlich, dass eine 

auf Tatsachen gegründete objektive ernstliche Besorg-

nis weiterer Störungen vorliegt, maßgeblich ist hierbei 

der Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung. 

Aufgrund des Wegfalls der Wiederholungsgefahr er-

lischt der Anspruch, wobei das Gericht hierbei nicht 

verkennt, dass eine erstmals ernsthaft drohende Be-

einträchtigung ausreichend ist (Palandt/Herrler, 80. 

Aufl. 2021, BGB § 1004 Rn. 32). Hat grundsätzlich be-

reits eine Eigentumsbeeinträchtigung stattgefunden, 

so soll die Wiederholungsgefahr zu vermuten sein. Es 

liegt dann am Anspruchsgegner, diese Vermutung zu 

widerlegen (BeckOGK/Spohnheimer, 1.11.2021, BGB 

§ 1004 Rn. 269). 

Die Klägerin zu 1) gab hierzu an, dass sie gesehen habe 

wie der Beklagte zu 2 Laub in den Zwischenraum hat 

fallen lassen. [Aufgrund der Wahrnehmungen des Klä-

gers zu 2) im Jahr 2020] sei Sie herausgegangen und 

habe dann um die Ecke geschaut und habe dann gese-

hen, dass der Beklagte zu 2 wieder Laub in den Abstand 

dort hineingeschmissen habe. Sie habe definitiv wahr-

genommen, dass der Beklagte im Jahr 2020 gezielt 

Laub in dem Bereich geschmissen habe (Protokoll der 

mündlichen Verhandlung vom 10.11.2021, Seite 2 f., Bl. 

41 f. d. A.). 

Der Kläger zu 2 gab an, dass er im Jahr 2019 den Vorfall 

nicht genau wahrgenommen habe, aber gesehen habe, 

dass der Beklagte zu 2 am Gartenzaun unterwegs ge-

wesen sei und dort gearbeitet habe. Im Laufe des Tages 

habe er geschaut und haben festgestellt, dass auffällig 

viel Laub im Zwischenraum läge. Danach haben sie das 

ganze auch beim Beklagten zu 2) angesprochen. Zumin-

dest sei das Ergebnis gewesen, dass das Laub danach 

nach ein paar Tagen entfernt worden sei (Protokoll der 

mündlichen Verhandlung vom 10.11.2021, Seite 2, Bl. 

41 d. A.). 

Die Beklagte zu 1) gab hierzu in der mündlichen Ver-

handlung an, dass es damals im Jahr 2019 so gewesen 

sei, dass eine Plastikplane unter dem Palisadenzaun ge-

legt worden sei, was jedoch herausgeschaut habe. Sie 

müsse angeben, dass das Ganze ja auch schön gemacht 

worden sei danach. Inzwischen seien dort kleines 

Steine dazwischen. Das sähe sehr ordentlich aus, wes-

halb für sie auch kein Grund mehr da sei, dass man et-

was zum Abdecken hineinlegen sollte (Protokoll der 

mündlichen Verhandlung vom 10.11.2021, Seite 3, Bl. 

42 d. A.). 

Der Beklagte zu 2) gab an dass er im Jahr 2019 das Laub 

genommen habe und es in den Spalt dazwischen ge-

worfen habe. Er habe das Laub dort hineingeschmis-

sen, damit man das Plastik nicht mehr sehr hell und das 

ganze abgedeckt werde. Er könne angeben, dass er das 

Ganze auch nie wieder wiederholt habe. Er möchte das 

auch nicht nochmal wiederholen (Protokoll der münd-

lichen Verhandlung vom 10.11.2021, Seite 3, Bl. 42 d. 

A.). 

Des Weiteren wurden zur Veranschaulichung der Ört-

lichkeit in der mündlichen Verhandlung 4 weitere Fotos 

zu Protokoll genommen (Protokoll der mündlichen Ver-

handlung vom 10.11.2021, Seite 2, Bl. 41 d. A.). 

Aufgrund der durchgeführten informatorischen Anhö-

rung kommt das Gericht jedoch zu dem Ergebnis, dass 

die Wiederholungsgefahr fortgefallen ist, da der Be-

klagte zu 2) laut eigener Angabe der Klagepartei das 

Laub nach dem Vorfall im Jahr 2019 selbständig ent-

fernt hat. Zwar gibt die Klagepartei an, dass es im Jahr 

2020 zu einem erneuten Vorfall gekommen sei, jedoch 

konnte dies nicht zur Überzeugung des Gerichts ausrei-

chend dargelegt und bewiesen werden. Insoweit ist be-
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züglich der Aussagen der Klagepartei zu berücksichti-

gen, dass sie als Partei ein eigenes Interesse am Aus-

gang des Verfahrens hat. Aufgrund der durchgeführten 

informatorischen Anhörung konnte sich bezüglich der 

vorgetragenen weiteren Vorfälle im Jahr 2020 das Ge-

richt nicht entsprechend der Voraussetzungen von § 

286 ZPO überzeugen, welcher Vortrag insoweit der 

Wahrheit entspricht. 

Es konnte jedoch zur Überzeugung des Gerichts darge-

legt werden, dass keine Besorgnis weiterer Störungen 

besteht. Insoweit ist in diesem Zusammenhang zu be-

rücksichtigen, dass die Beklagtenpartei den Vorfall im 

Jahr 2019 unumwunden zu gibt und sich entsprechend 

selbst belastet. Des Weiteren ist bei dem vorgelegten 

Bild vom 02.11.2021 um 9:25 Uhr (Beschreibung auf 

Rückseite des Bildes) entsprechend des Vortrages der 

Beklagten zu 1) unter dem Laub an manchen Stellen die 

beschriebenen kleinen Steine zu sehen. Es erscheint 

dem Gericht aus diesem Grund plausibel, dass die Be-

klagtenpartei kein eigenes Interesse daran hat, weitere 

Beeinträchtigungen vorzunehmen. Auch führt die 

Nichtteilnahme am Schlichtungsverfahren, insbeson-

dere unter Berücksichtigung der allgemeinen Coronasi-

tuation sowie das nicht Unterschreiben der strafbe-

wehrten Unterlassungserklärung nicht dazu, dass das 

Gericht annimmt, dass weitere Beeinträchtigungen zu 

besorgen sind. Dies ergibt sich insbesondere daraus, 

dass das Gericht annimmt, dass die Situation für den 

Beklagten zu 2) im Jahr 2019 aufgrund der vorgenom-

menen Beseitigung durch ihn selbst erledigt war, wes-

halb es für das Gericht plausibel erscheint, dass er eine 

solche Unterlassungserklärung nach über einem Jahr 

nach dem bereits zwischen den Parteien besprochenen 

Vorfall nicht unterschreibt. 

Zusätzlich erscheint es dem Gericht zudem plausibel, 

dass insbesondere aufgrund eines Windes es nachvoll-

ziehbar ist, dass sich das Laub insbesondere in dem 

Zwischenbereich zwischen dem Palisadenzaun und 

dem Maschendrahtzaun sammelt. Zu dieser Überzeu-

gung gelangt das Gericht insbesondere aufgrund der 

weiteren vorgelegten Bilder vom 02.11.2021 um 8:24 

Uhr sowie der Bilder welche mit dem Schriftsatz vom 

21.09.2021 eingereicht wurden (Blatt 25 f. d. A.). 

III. 

Mangels begründeter Hauptforderung (s. oben) be-

steht auch kein Anspruch auf Zahlung der vorgerichtli-

chen Rechtsanwaltsgebühren. 

IV. 

Die Kostenentscheidung richtet sich nach § 91 Abs. 1 

ZPO. 

Die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit 

folgt aus §§ 708 Nummer 11, 711 ZPO. 

Die Festsetzung des Streitwerts ergibt sich aus § 3 ZPO. 

Wertbestimmend für die Festsetzung des Streitwerts 

ist dabei die zu schätzende Beeinträchtigung, die von 

dem beanstandenden Verhalten zu besorgen ist und 

die beseitigt werden soll. Bei mehreren Beklagten eines 

inhaltsgleichen Eintrages sind die Werte zu addieren 

(Zöller/Herget, 33. Aufl. 2020, ZPO § 3 Rn. 16.170). Das 

Gericht schätzt den Streitwert somit auf 500,- €, wobei 

dieser sich gegen zwei Beklagte richtet, weshalb sich 

ein Gesamtwert von 1.000,- € ergibt. 

Klage auf Rückschnitt eines Baumes vor 
dem Grundstück 

VG Berlin – Az.: 1 K 190/20 – Urteil vom 06.12.2021 
 
Die Klage wird abgewiesen. 

Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. 

Die Klägerin darf die Vollstreckung durch Sicherheits-

leistung in Höhe von 110 % des aufgrund des Urteils 

vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn nicht der 

Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 

110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet. 

Tatbestand 

Die Klägerin begehrt den Rückschnitt des Baumes vor 

ihrem Grundstück Landsberger Allee 14, 10249 Berlin. 

Die Klägerin ist Eigentümerin des Grundstücks, das mit 

einem viergeschossigen Haus bebaut ist. Im 3. und 4. 

Obergeschoss des Hauses sind Wohnräume. Vor dem 

Grundstück steht auf dem öffentlichen Straßenland ein 

Baum (Baum-Nr.: 4, Baumart: Winter-Linde/ Tilia 

cordata). Dieser Baum ist ca. 80 Jahre alt und hat eine 

Höhe von 17,00 m. Der Zustand des Baumes wird mit 

der Schadstufe 2 (Schädigungsgrad 11-25%) angege-

ben. 

Mit Schreiben vom 8. August 2019 forderte die Klägerin 

den Beklagten auf, den Baum so weit zurückzuschnei-

den, dass der 2. Rettungsweg durch Rettungsgeräte 

der Feuerwehr gewährleistet sei. Hilfsweise verlangte 
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sie, den 2. Rettungsweg anderweitig wiederherzustel-

len. Aufgrund des vor dem Grundstück befindlichen 

Baumes, sei ein Anleitern der Feuerwehr für Rettungs-

zwecke nicht mehr möglich. Hierdurch sei eine erhebli-

che und konkrete Gefahr für die öffentliche Sicherheit 

gegeben, weil in einem Brandfall die Rettung der Per-

sonen aus dem 3. und 4. Obergeschoss nicht gewähr-

leistet sei. Deshalb sei ein Rückschnitt des Baumes not-

wendig, hilfsweise die anderweitige Herstellung eines 

2. Rettungsweges. 

Die Klägerin hat am 9. März 2020 Klage erhoben. 

Zur Begründung führt die Klägerin aus, dass auf das 

Schreiben vom 8. August 2019 sei keine Reaktion des 

Beklagten erfolgt, sodass jetzt die Voraussetzungen für 

eine Untätigkeitsklage vorlägen. 

Die Klägerin beantragt sinngemäß, den Beklagten zu 

verpflichten, den Baum Nr. 4 vor dem Grundstück 

Landsberger Allee 14 so weit zurückzuschneiden, dass 

der 2. Rettungsweg durch Rettungsgeräte der Feuer-

wehr gewährleistet ist, hilfsweise, den 2. Rettungsweg 

im Sinne des § 33 Berliner Bauordnung (BauO Bln) wie-

derherzustellen, 

Der Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen. 

Der Beklagte führt zur Begründung aus, dass er nicht 

verpflichtet sei, den Straßenbaum zurückzuschneiden, 

um für das auf dem Grundstück der Klägerin errichtete 

Gebäude den 2. Rettungsweg zu gewährleisten. Es sei 

allein Sache des Bauherrn bzw. Eigentümers sicherzu-

stellen, dass die Voraussetzungen für den 2. Rettungs-

weg gegeben sind. Auf einen baulichen 2. Rettungsweg 

dürfe der Eigentümer nur verzichten, wenn die Feuer-

wehr tatsächlich uneingeschränkt und ohne Behinde-

rung an die zur Rettung vorgesehene Stelle gelangen 

könne. Ließen die örtlichen Gegebenheiten ein Anlei-

tern an dieser Stelle nicht zu, obläge es dem Eigentü-

mer, den 2. Rettungsweg auf andere Weise zu gewähr-

leisten. Auf einen öffentlich-rechtlichen Folgenbeseiti-

gungsanspruch könne sich die Klägerin dagegen nicht 

berufen. Die Duldungspflicht eines Straßenanliegers, 

Einwirkungen der auf öffentlichem Straßenland erfolg-

ten Pflanzungen hinzunehmen, ende erst in besonde-

ren Ausnahmesituationen. Dies könne etwa dann der 

Fall sein, wenn die Bepflanzung im Laufe der Zeit auf-

grund des natürlichen Wuchses einen Umfang erreicht 

habe, der entweder zu ernsthaften, nicht anderweit 

vorhersehbaren Schäden an privaten Nachargrundstü-

cken führe bzw. solche Schäden hinreichend konkret zu 

befürchten seien oder die Nutzung dieses Grundstücks 

in einem unter keinem vernünftigen Gesichtspunkt 

mehr zumutbaren Maße beeinträchtigt werde. Eine 

derartige Ausnahmesituation läge im vorliegenden Fall 

nicht vor und sei von der Klägerin auch nicht geschil-

dert worden. Es sei der Klägerin zumutbar, anderwei-

tige Maßnahmen zu ergreifen, um den 2. Rettungsweg 

für das in ihrem Eigentum stehende Gebäude sicherzu-

stellen. Gegen einen Rückschnitt spreche die Schutz-

würdigkeit des Baumes und des Straßenbildes sowie 

die Aufrechterhaltung einer möglichst großen Baumvi-

talität. Der Hilfsantrag könne gleichfalls keinen Erfolg 

haben, weil die Klägerin verpflichtet sei, durch bauliche 

Maßnahmen, etwa durch den Anbau einer Außen-

treppe oder Leiter, den zweiten Rettungsweg selbst 

herzustellen. 

Wegen weiterer Einzelheiten des Sach- und Streitstan-

des wird auf die Gerichtsakte sowie die beigezogenen 

Verwaltungsvorgänge der Beklagten Bezug genommen 

Entscheidungsgründe 

Das Gericht entscheidet durch den Vorsitzenden als 

Einzelrichter, weil die Kammer ihm den Rechtsstreit 

durch Beschluss vom 10. August 2021 gemäß § 6 Abs. 

1 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) zur Entschei-

dung übertragen hat. Das Gericht kann nach § 101 Abs. 

2 VwGO über die Klage ohne mündliche Verhandlung 

entscheiden, weil sich die Beteiligten mit Schriftsätzen 

vom 30. August 2021 und 3. September 2021 hiermit 

einverstanden erklärt haben. 

Die Klage ist als allgemeine Leistungsklage zulässig, 

aber unbegründet. 

Die Klägerin hat keinen Anspruch auf den begehrten 

Rückschnitt des vor dem Grundstück Landsberger Allee 

14, 10249 Berlin, stehenden Baumes Nr. 4 (dazu unter 

1.). Die Voraussetzungen des öffentlich-rechtlichen Ab-

wehr- bzw. Folgenbeseitigungsanspruches sind nicht 

erfüllt. Dieser setzt einen hoheitlichen Eingriff voraus, 

der ein subjektives Recht des Betroffenen verletzt. Für 

den Betroffenen muss dadurch ein rechtswidriger Zu-

stand entstanden sein, der noch andauert und den er 

nicht dulden muss (vgl. etwa BVerwG, Urteil vom 06. 

September 1988 – 4 C 26.88, BVerwGE 80, 178). Die 

Klägerin hat darüber hinaus keinen Anspruch auf die 

hilfsweise begehrte Wiederherstellung des zweiten 

Rettungsweges gemäß § 33 Abs. 2 BauO Bln (dazu un-

ter 2.). 
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1. Die Klägerin hat keinen Anspruch auf den begehrten 

Rückschnitt, weil sie zur Duldung des Baumes und der 

von diesem ausgehenden Einwirkungen verpflichtet ist 

und sie die Pflicht zur (Wieder-)Herstellung des zweiten 

Rettungsweges trifft. 

a) Die Duldungspflicht der Klägerin ergibt sich aus § 16 

Abs. 3 Berliner Straßengesetz (BlnStrG). Danach haben 

die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken an öf-

fentlichen Straßen die unvermeidlichen Einwirkungen 

von Pflanzungen im Bereich des Straßenkörpers und 

die Maßnahmen zu ihrer Erhaltung und Ergänzung zu 

dulden. Die Duldungspflicht bewirkt eine Beschrän-

kung der Eigentümerbefugnisse des Straßenanliegers. 

Hierbei handelt es sich um eine Bestimmung von Inhalt 

und Schranken des Eigentums gemäß Art. 14 Abs. 1 

Satz 2 Grundgesetz (GG) (vgl. zur vergleichbaren Rege-

lung im Straßen- und Wegegesetz NRW, OVG Münster, 

Beschluss vom 25. Januar 2017 – 11 A 1701/16, juris, 

Rn. 8; OVG Münster, Urteil vom 21. September 1999 – 

23 A 875/97, juris, Rn. 11; OLG Düsseldorf, Urteil vom 

18. September 2000 – 9 U 67/00, juris, Rn. 31). 

Jedes Grundstück ist in seine Umgebung eingefügt und 

durch seine Lage und Beschaffenheit charakterisiert. 

Die straßenrechtlichen Regelungen tragen dieser Situ-

ationsgebundenheit des Grundstücks im Interesse der 

Allgemeinheit und der Straßenanlieger Rechnung. Es 

kann keinem Zweifel unterliegen, dass die straßen-

rechtliche Privilegierung von Anpflanzungen auf öffent-

lichen Straßen und den dazu gehörenden Nebenanla-

gen von vernünftigen Gemeinwohlgedanken getragen 

wird. Die Bepflanzung von Straßen dient nicht nur stra-

ßenbautechnischen und verkehrsrechtlichen Interes-

sen. Bepflanzungen mit Bäumen in Ballungsgebieten 

haben eine landschaftsgestaltende und eine die Wohn-

qualität verbessernde Funktion. Da nach Art. 14 Abs. 2 

Satz 2 GG das Eigentum zugleich dem Wohle der Allge-

meinheit dienen soll, schlägt sich hier das Gebot nie-

der, über die Interessen der unmittelbaren Straßenan-

lieger hinaus auch solche der nicht direkt angrenzen-

den Wohnbevölkerung wahrzunehmen (vgl. OVG 

Münster, Beschluss vom 25. Januar 2017 – 11 A 

1701/16, a.a.O., Rn. 10.) 

b) Die Pflicht zur Duldung der Einwirkungen der auf öf-

fentlichem Straßengrund erfolgten Pflanzungen endet 

erst in besonderen Ausnahmesituationen. Diese liegen 

dann vor, wenn die Bepflanzung im Laufe der Zeit auf-

grund natürlichen Wuchses einen Umfang erreicht hat, 

der entweder zu ernsthaften, nicht anderweitig beheb-

baren Schäden an privaten Nachbargrundstücken führt 

bzw. solche Schäden hinreichend konkret zu befürch-

ten sind oder aber die Nutzung dieser Grundstücke in 

einem unter keinem vernünftigen Gesichtspunkt mehr 

zumutbaren Maße beeinträchtigt wird (OVG Münster, 

Beschluss vom 25. Januar 2017 – 11 A 1701/16, a.a.O., 

Rn. 12). 

c) Ausgehend von diesem Maßstab lässt sich keine un-

zumutbare Beeinträchtigung durch die vor dem Grund-

stück der Klägerin stehende Winter-Linde feststellen. 

Dies ergibt sich insbesondere nicht durch die vermeint-

lich fehlende Sicherstellung eines zweiten Rettungswe-

ges in Form einer mit Rettungsgeräten der Feuerwehr 

erreichbare Stelle der Nutzungseinheit im Sinne des 

§ 33 Abs. 2 BauO Bln, weil es sich bei dem Erfordernis 

eines zweiten Rettungsweges um eine nach dem Bau-

ordnungsrecht den jeweiligen Eigentümer treffende 

Verpflichtung handelt (dazu unter aa) und diese Ver-

pflichtung auch auf anderem Wege und in zumutbarer 

Weise von der Klägerin erfüllt werden kann (dazu unter 

bb). Weitere Umstände, die gegen eine Duldungs-

pflicht der Klägerin sprechen könnten, sind nicht er-

sichtlich (dazu unter cc). 

aa) Bei § 33 Abs. 2 BauO Bln handelt es sich um eine 

nach dem Bauordnungsrecht den jeweiligen Eigentü-

mer treffende Verpflichtung, welche der Klägerin kei-

nen Anspruch auf ein Einschreiten des Beklagten durch 

Baumrückschnitt vermittelt. Nach § 33 Abs. 1 Hs. 1 

BauO Bln müssen für Nutzungseinheiten mit mindes-

tens einem Aufenthaltsraum wie Wohnungen, Praxen 

oder selbständige Betriebsstätten in jedem Geschoss 

mindestens zwei voneinander unabhängige Rettungs-

wege ins Freie vorhanden sein. Für Nutzungseinheiten, 

die nicht zu ebener Erde liegen, muss der erste Ret-

tungsweg über eine notwendige Treppe führen, § 33 

Abs. 2 Satz 1 BauO Bln. Der zweite Rettungsweg kann 

nach § 33 Abs. 2 Satz 2 BauO Bln eine weitere notwen-

dige Treppe oder eine mit Rettungsgeräten der Feuer-

wehr erreichbare Stelle der Nutzungseinheit sein. Es 

handelt sich bei dem Erfordernis eines zweiten Ret-

tungsweges um eine nach dem Bauordnungsrecht den 

jeweiligen Eigentümer treffende Verpflichtung (vgl. VG 

Berlin, Urteil vom 25. Juli 2019 – 11 K 425.16, juris, Rn. 

24). 

Die Klägerin kann aus § 33 Abs. 2 BauO Bln grundsätz-

lich keinen Anspruch auf ein Einschreiten des Beklag-

ten stützen. Es entspricht dem Regelungskonzept der 
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Bauordnung für Berlin, dass es in erster Linie Sache des 

Bauherrn bzw. Eigentümers ist, die bauordnungsrecht-

lichen Anforderungen, insbesondere die des Brand-

schutzes, zu erfüllen (vgl. VG Berlin, Urteil vom 25. Juli 

2019 – 11 K 425.16, a.a.O., Rn. 24, 26). Dies gilt auch, 

wenn erst nach der Errichtung des Gebäudes – hier we-

gen des Baumwuchses – der zweite Rettungsweg nicht 

(mehr) über eine mit Rettungsgeräten der Feuerwehr 

erreichbare Stelle geführt werden kann. Dabei ist uner-

heblich, ob das Erfordernis eines zweiten Rettungs-

wegs bereits zum Zeitpunkt der Errichtung des Gebäu-

des bestand. Denn selbst wenn man zugunsten der Klä-

gerin davon ausgeht, dass sich seit der Errichtung des 

bestandsgeschützten Gebäudes die bauordnungs-

rechtlichen Anforderungen nicht verschärft haben, be-

steht kein Rechtsanspruch darauf, dass die Umge-

bungssituation dergestalt unverändert bleibt, dass der 

zweite Rettungsweg auch zukünftig über eine mit Ret-

tungsgeräten der Feuerwehr erreichbare Stelle geführt 

werden kann. Vielmehr ist dann eine Gefahrenlage neu 

entstanden und liegt damit eine Situation vor, wegen 

derer auf Grundlage der bauaufsichtlichen General-

klausel (§ 58 Abs. 1 Satz 5 BauO Bln) gegen den Grund-

stückseigentümer eingeschritten werden kann (vgl. VG 

Berlin, Urteil vom 25. Juli 2019 – 11 K 425.16, a.a.O., 

Rn. 26). In der Rechtsprechung ist überdies anerkannt, 

dass beim Entfallen eines zweiten Rettungsweges auf-

grund nachträglich veränderter örtlicher Gegebenhei-

ten, den jeweiligen Grund- bzw. Gebäudeeigentümers 

die Verpflichtung trifft, für die Sicherstellung der bau-

ordnungsrechtlichen Anforderungen zu sorgen (vgl. 

OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 16. Mai 2019 

– OVG 2 S 18.19, juris, Rn. 6 ff.). 

bb) Den Anforderungen des § 33 Abs. 2 BauO Bln kann 

im vorliegenden Fall auch in für die Klägerin zumutba-

rer Weise entsprochen werden, ohne dass es hierfür 

des von der Klägerin begehrten Einschreitens des Be-

klagten bedarf. 

Eine nicht mehr zumutbare Beeinträchtigung im obigen 

Sinne, welche einer Duldungspflicht gemäß § 16 Abs. 3 

BerlStrG entgegenstehen und zu einem Anspruch der 

Klägerin auf Einschreiten durch den Beklagten führen 

könnte, könnte ausnahmsweise dann anzunehmen 

sein, wenn die Klägerin einzig durch den begehrten 

Baumrückschnitt ihrer Pflicht aus § 33 Abs. 2 Satz 1 

BauO Bln nachkommen könnte. Dies bedarf hier jedoch 

keiner endgültigen Entscheidung, weil der Klägerin aus-

weislich des einschlägigen Bauordnungsrechts eine zu-

mutbare Alternative zur Verfügung steht und es des-

halb auch dahinstehen kann, ob ein Rückschnitt des 

Baumes überhaupt zu der von der Klägerin behaupte-

ten (Wieder-)Herstellung des zweiten Rettungsweges 

führen würde. Gemäß § 33 Abs. 2 Satz 2 Alt. 1 BauO Bln 

kann der zweite Rettungsweg eine „weitere notwen-

dige Treppe“ sein. Wenn die Klägerin einwendet, ihr sei 

nicht gänzlich bewusst, wie ein (baulicher) zweiter Ret-

tungsweg im vorliegen Fall sichergestellt werden 

könne, so greift dieser Einwand nicht durch. Die Kläge-

rin verweist selbst auf zwei mögliche bauliche Maßnah-

men, namentlich den Umbau des bestehenden Trep-

penraumes zu einem Sicherheitstreppenraum im Sinne 

des § 33 Abs. 2 Satz 3 BauO Bln oder den nachträgli-

chen Anbau einer Außentreppe, welche beide ein Er-

füllen der Verpflichtung aus § 33 Abs. 2 Satz 1 BauO Bln 

sicherstellen könnten (vgl. zum Anbau einer Außen-

treppe auch den Hinweis des VG Berlin, Urteil vom 25. 

Juli 2019 – 11 K 425.16, a.a.O., Rn. 30). Dies mag für die 

Klägerin eine wirtschaftliche Mehrbelastung darstel-

len, gleichwohl hat der Landesgesetzgeber die Pflicht, 

die Anforderungen des § 33 Abs. 2 BauO Bln herzustel-

len bzw. zu gewährleisten, dem Eigentümer auferlegt. 

Dass die Klägerin aus tatsächlichen, rechtlichen oder 

wirtschaftlichen Gründen nicht im Stande sei, ihr zur 

Verfügung stehende alternative Maßnahmen zu ergrei-

fen und durchzuführen, wurde nicht substantiiert dar-

gelegt. Sie wendet lediglich pauschal ein, die Schaffung 

eines alternativen zweiten Rettungsweges sei „in bau-

licher und wirtschaftlicher Hinsicht nicht vertretbar 

und unverhältnismäßig“ (vgl. Bl. 46 d.A.). Es ist jedoch 

nicht ersichtlich, auf welche Umstände die Klägerin 

diese Bewertung stützt. Dass der begehrte Baumrück-

schnitt – aus Sicht der Klägerin – eine für sie unter Um-

ständen kostengünstigere Alternative im Vergleich 

zum eigenen Tätigwerden darzustellen mag, entbindet 

sie nicht ohne Weiteres von ihrer gesetzlichen Ver-

pflichtung als Eigentümerin des Gebäudes, das Erfor-

dernis des § 33 Abs. 2 Satz 1 BauO Bln durch eigene, 

zumutbare Alternativmaßnahmen zu erfüllen, sofern 

diese, wie hier, vorhanden sind und ergriffen werden 

können. 

Der Beklagte hat auch keine willkürlichen oder sach-

fremden Erwägungen angestellt. Straßenbäume sind 

gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 3 BerlStrG Zubehör der öffentli-

chen Straßen. Träger der Straßenbaulast für die öffent-

lichen Straßen ist der Beklagte (§ 7 Abs. 1 BerlStrG). Die 

Straßenbaulast umfasst alle mit dem Bau und der Un-
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terhaltung der öffentlichen Straßen zusammenhängen-

den Aufgaben (§ 7 Abs. 2 Satz 1 BerlStrG). Gemäß § 16 

Abs. 3 Satz 1 BerlStrG sind Bepflanzungen der Straße, 

insbesondere mit Bäumen, grundsätzlich vorzusehen, 

zu erhalten und zu schützen. Die Eigentümer und die 

Besitzer von Grundstücken an öffentlichen Straßen ha-

ben die unvermeidbaren Einwirkungen von Pflanzun-

gen im Bereich des Straßenkörpers und die Maßnah-

men zu ihrer Erhaltung und Ergänzung zu dulden (§ 16 

Abs. 3 Satz 2 BerlStrG). Soweit die Klägerin dagegen 

einwendet, der Beklagte habe keine bzw. ermessens-

fehlerhafte Erwägungen angestellt, greift dieser Ein-

wand hier nicht durch. Die Beklagte stützt ihre Ableh-

nung des von der Klägerin begehrten Baumrückschnitts 

auf ihre Pflicht des Schutzes und der Erhaltung von 

Straßenbäumen. Als Baulastträgerin der öffentlichen 

Straßen in Berlin ist sie zur Erhaltung und Pflege der öf-

fentlichen Straßen, also gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 3 BerlStrG 

auch der Straßenbäume, verantwortlich. Diese Pflicht 

wird in § 16 Abs. 3 Satz 1 BerlStrG konkretisiert. Inso-

weit ist nicht ersichtlich, dass die Erwägungen des Be-

klagten, bei einem weitestgehend gesunden Baum – 

wie hier – von mehr als den zur Verkehrssicherheit not-

wendigen Schnittmaßnahmen abzusehen, sachfremd 

oder willkürlich sein könnten. Es entspricht der allge-

meinen Lebenserfahrung, dass übermäßige Rück-

schnitte von gesunden Bäumen sich negativ auf deren 

Lebensdauer auswirken können. Der Beklagte hat zu-

dem die schützenswerten positiven Aspekte und Aus-

wirkungen eines gesunden Altbaumes detailliert her-

vorgehoben und nachdrücklich begründet, weshalb er 

aus Umweltschutzaspekten Rückschnitten grundsätz-

lich ablehnend gegenübersteht. Dass sich die Beklagte 

in diesem Zusammenhang auch dem Schutzzweck des 

§ 1 BaumSchV verpflichtet sieht, erscheint im Hinblick 

auf den Schutzauftrag gemäß § 3 Abs. 4 BaumSchV 

nicht sachfremd oder willkürlich. Der Beklagte weist zu-

treffend daraufhin, dass die von ihm anzustellenden Er-

wägungen sich auf die Frage konzentrieren, ob das Ent-

fallen des zweiten Rettungsweges durch Geräte der 

Feuerwehr aufgrund der zwischenzeitlich erreichten 

Dimension des Straßenbaumes eine über das Dul-

dungsmaß des § 16 Abs. 3 Satz 2 BerlStrG hinausgehen-

den Belastung ergibt, die dazu führe könnte, dass die 

Klägerin ausnahmsweise einen Anspruch auf einen 

Rückschnitt oder Beseitigung des Baumes habe. Dies 

entspricht, wie oben bereits dargestellt, der Rechtslage 

hinsichtlich des Zusammentreffens der Verpflichtung 

des Eigentümers aus § 33 Abs. 2 BauO Bln und der Dul-

dungspflicht aus § 16 Abs. 3 Satz 2 BerlStrG. Dass der 

Beklagte bei der Beantwortung dieser Frage zu einer 

Verneinung des Anspruchs der Klägerin gelangt ist, er-

scheint nicht willkürlich oder sachfremd, weil der Be-

klagte dies mit den obigen Umwelt- und Naturschutz-

gründen nachvollziehbar begründet hat. Es kann hier 

im Übrigen dahinstehen, ob ein Rückschnitt gemäß § 4 

Abs. 4 Nr. 2 BaumSchV im dort beschriebenen Umfang 

vorgenommen werden darf, weil sich hieraus zumin-

dest kein Anspruch der Klägerin auf ein Einschreiten 

des Beklagten ergäbe. 

cc) Die Klägerin kann aus ihrem Anliegergebrauch kei-

nen Anspruch auf den begehrten Rückschnitt ableiten, 

weil keine Beeinträchtigung ihres durch Art. 14 Abs. 1 

GG geschützten Anliegergebrauchs, der in § 10 Abs. 3 

BerlStrG auch einfachgesetzlich geregelt ist, vorliegt. 

Der grundgesetzlich gewährleistete Anliegergebrauch 

beruht darauf, dass die Anlieger einer Straße auf den 

Gemeingebrauch an der Straße in einer spezifisch ge-

steigerten Weise angewiesen sind. Der Umfang dieses 

Schutzes reicht nur so weit, wie die angemessene Nut-

zung des Grundeigentums eine Benutzung der Straße 

erfordert. In diesem Rahmen kann der Anliegerge-

brauch zwar nicht allein auf eine Nutzung der Straße 

zum Verkehr in dem engeren Sinne des Straßenver-

kehrs bezogen werden. Kennzeichnend und Vorausset-

zung für den Anliegergebrauch bleibt aber immer das 

besondere Angewiesensein des Grundstücks auf das 

Vorhandensein und die Benutzung der Straße. Dieses 

Angewiesensein umschließt als Erfordernis in erster Li-

nie den Zugang des Grundstücks zur Straße und seine 

Zugänglichkeit von der Straße her. Bei Gewerbebetrie-

ben von Straßenanliegern gehört zum eigentumsrecht-

lich geschützten Bestand auch der sogenannte „Kon-

takt nach außen“, der dem Grundstück über die Ge-

währleistung seiner Verbindung mit dem öffentlichen 

Wegenetz hinaus in gewissen Grenzen die Nutzung der 

Straße als Kommunikationsmittel ermöglicht. Nicht 

zum rechtlich geschützten Anliegergebrauch zählen da-

gegen Bequemlichkeit und Leichtigkeit des Zu- und Ab-

gangs (vgl. BVerwG, Urteil vom 29. April 1977 – IV C 

15.75 –, juris, Rn. 16 ff.; BVerwG, Urteil vom 08. Sep-

tember 1993 – 11 C 38.92 –, juris, Rn. 12). Das Bundes-

verwaltungsgericht hat an das „Angewiesensein“ des 

Grundstücks auf bestimmte Nutzungsmöglichkeiten 

stets strenge Anforderungen gestellt und die wirt-

schaftliche Ausnutzung von Lagevorteilen nicht dem 

verfassungsrechtlichen Eigentumsschutz unterstellt. 

Der Anlieger muss den Gemeingebrauch Dritter sowie 
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Behinderungen und andere, den Gemeingebrauch tat-

sächlich einschränkende Maßnahmen hinnehmen, die 

aus dem Zweck und dem allgemeinen Gebrauch der 

Straße folgen, weil er mit dem „Schicksal“ der Straße 

verbunden ist, sofern nur die Straße als Verkehrsmitt-

ler zur angemessenen Nutzung des Grundstücks erhal-

ten bleibt. Bei Einhaltung dieser äußersten Grenze 

schützt der Anliegergebrauch nicht vor denjenigen Er-

schwernissen für den Zugang des Anliegergrundstücks, 

die sich aus dessen Lage gerade an einer Straße in ei-

nem geschäftlichen und verkehrlichen innerstädti-

schen Ballungsraum ergeben (vgl. BVerwG, Urteil vom 

6. August 1982 – 4 C 58.80, juris, Rn. 12 f.; vgl. VG Ber-

lin, Urteil vom 12. Dezember 2016 – VG 11 K 90.16, ju-

ris, Rn. 30, bestätigt durch OVG Berlin-Brandenburg, 

Beschluss vom 30. April 2018 – OVG 1 N 10.17, juris). 

Ausgehend von diesem Maßstab kann die Klägerin 

keine Verletzung ihres Anliegerrechtes geltend ma-

chen. Sie kann auch ohne das begehrte Einschreiten 

des Beklagten ihr Grundstück „angemessen“ nutzen. 

Nicht vom Anliegergebrauch umfasst ist eine von ihr 

begehrte „optimale“ Grundstücksnutzung. Das Bau-

recht verlangt für die Bebaubarkeit eines Grundstücks 

grundsätzlich nicht, dass Großfahrzeuge, etwa des Ret-

tungswesens oder der Ver- und Entsorgung, bis zur 

Höhe dieses Grundstücks fahren können. Es lässt viel-

mehr in der Regel ein Heranfahrenkönnen durch Per-

sonen- und kleinere Versorgungsfahrzeuge genügen 

(vgl. BVerwG, Urteil vom 04. Juni 1993 – BVerwG 8 C 

33.91, juris, Rn. 13; vgl. auch VG Berlin, Urteil vom 

12. Dezember 2016 – 11 K 90.16, a.a.O., Rn. 31, bestä-

tigt durch OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 30. 

April 2018 – OVG 1 N 10.17, a.a.O.). Vielmehr ist für die 

Einhaltung der Anforderungen des § 33 Abs. 2 Satz 2 

Alt. 2 BauO Bln entscheidend, ob eine Stelle der Nut-

zungseinheit für die Feuerwehr erreichbar ist, was wie-

derum von den Zugängen und Zufahrten auf den 

Grundstücken abhängt (vgl. Wilke/Dageförde-/Knuth/ 

Meyer/Broy-Bülow, Bauordnung für Berlin, 6. Aufl. 

2008, § 33 Rn. 3). Maßgeblich für die Bewertung des 

Vorliegens der Anforderungen des § 33 Abs. 2 Satz 2 

Alt. 2 BauO Bln sind damit zuvörderst die örtlichen Ge-

gebenheiten auf dem Grundstück selbst. Aus dem An-

liegerrecht ergibt sich insoweit nichts anderes, sofern 

ein (baurechtlich) erforderliches Heranfahrenkönnen 

durch Personen- und kleinere Versorgungsfahrzeuge 

des Rettungswesens gewährleistet ist, was im vorlie-

genden Fall von der Klägerin auch nicht in Zweifel ge-

zogen wird. 

d. Die Klägerin kann schließlich aus der straßenrechtli-

chen Verkehrssicherungspflicht des Beklagten keinen 

Anspruch auf den begehrten Rückschnitt ableiten. 

Der Beklagte ist, wie ausgeführt, Träger der Straßen-

baulast und für die Unterhaltung der öffentlichen Stra-

ßen und deren Zubehör, wie Straßenbäume, zuständig 

(§ 7 Abs. 1, 2 Satz 1 in Verbindung mit § 2 Abs. 2 Nr. 3 

BerlStrG). Er hat für die Wiederherstellung eines ver-

kehrssicheren Zustandes zu sorgen, falls sich diese in 

einem nicht verkehrssicheren Zustand befindet (§ 7 

Abs. 2 Satz 4, 5 BerlStrG). Ein nicht verkehrssicherer Zu-

stand ist dann gegeben, wenn die Straße nicht mehr 

dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis genügt (§ 7 Abs. 

2 Satz 2 BerlStrG). Ob eine Straße “in einem dem regel-

mäßigen Verkehrsbedürfnis entsprechenden Zustand” 

ist, entscheidet sich im Einzelnen nach der allgemeinen 

Verkehrsauffassung; Art und Häufigkeit der Benutzung 

des Verkehrsweges und seine Bedeutung sind zu be-

rücksichtigen (vgl. nur KG Berlin, Urteil vom 30. Novem-

ber 2018 – 9 U 22/17, juris. Rn. 21 m.w.N.). 

Ausgehend von diesem Maßstab ist nicht ersichtlich, 

dass sich die Straße Landsberger Allee aufgrund der Di-

mension des Straßenbaumes Nr. 4 in einem nicht ver-

kehrssicheren Zustand befindet. Dies ergibt sich auch 

nicht in Zusammenschau mit § 33 Abs. 2 BauO Bln. Hie-

raus lässt sich insbesondere keine Rückschnittpflicht 

von Bepflanzungen des öffentlichen Straßenlandes 

durch den Beklagten als Straßenbaulastträger derart 

ableiten, dass dieser verpflichtet ist dafür zu sorgen, 

die Anforderungen des § 33 Abs. 2 Satz 2 Alt. 2 BauO 

Bln stets einzuhalten. Hiergegen spricht zum einen der 

Wortlaut des § 33 Abs. 2 Satz 2 Alt. 2 BauO Bln, welcher 

eine solche Pflicht nicht nennt. Zum anderen spricht 

dagegen die Systematik der BauO Bln, welche die Ge-

währleistungspflicht eines zweiten Rettungsweges 

dem Eigentümer des Grundstücks bzw. Gebäudes auf-

erlegt (vgl. VG Berlin, Urteil vom 25. Juli 2019 – 11 K 

425.16, a.a.O., Rn. 24, 26), als auch die Systematik des 

Straßenrechts, die die Sicherungspflicht allein auf die 

regelmäßigen Verkehrsbedürfnisse bezieht (vgl. § 7 

Abs. 2 Satz 2 BerlStrG). 

2. Die Klägerin hat aufgrund der vorstehenden Erwä-

gungen keinen Anspruch gegen die Beklagte auf die 

hilfsweise begehrte (Wieder-)Herstellung des zweiten 

Rettungsweges. Wie unter 1. ausgeführt, obliegt es der 

Klägerin als Eigentümerin den Anforderungen des Bau-

ordnungsrechts, hier des § 33 Abs. 2 BauO Bln, zu ent-

sprechen. Das Bauordnungsrecht eröffnet der Klägerin 
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verschiedene Alternativmaßnahmen, welche ausweis-

lich des Wortlautes des § 33 Abs. 2 BauO in keinem 

Rangverhältnis zueinanderstehen, mithin als gleich-

wertig anzusehen sind (vgl. VG Berlin, Urteil vom 25. 

Juli 2019 – VG 11 K 425.16, a.a.O., Rn. 26 m.w.N.). Zwar 

sieht der Gesetzeswortlaut vor, dass ein zweiter Ret-

tungsweg auch eine mit Rettungsgeräten der Feuer-

wehr erreichbare Stelle der Nutzungseinheit sein kann. 

Dies führt jedoch nicht dazu, dass der Bauherr bzw. Ei-

gentümer einen Anspruch darauf hätte, dass die Feuer-

wehr mit entsprechenden Rettungsgeräten ausgestat-

tet ist und diese nach den örtlichen Gegebenheiten tat-

sächlich einsetzen kann (vgl. VG Berlin, Urteil vom 25. 

Juli 2019 – VG 11 K 425.16, a.a.O., Rn. 26 m.w.N.). 

3. Die Hinzuziehung eines Bevollmächtigten für das 

Vorverfahren war nicht für notwendig zu erklären. Ge-

mäß § 162 Abs. 2 Satz 2 VwGO sind Gebühren und Aus-

lagen eines bereits im Vorverfahren eingeschalteten 

Rechtsanwalts dann erstattungsfähig, wenn das Ge-

richt die Zuziehung eines Bevollmächtigten für das Vor-

verfahren für notwendig erklärt hat. Die Voraussetzun-

gen für eine solche Erklärung liegen hier nicht vor. Das 

Tatbestandsmerkmal „Vorverfahren“ in § 162 Abs. 2 

Satz 2 VwGO bezieht sich nach seinem Wortlaut und 

der gesetzessystematischen Stellung auf das dem ge-

richtlichen Verfahren im Falle der Anfechtungs- oder 

Verpflichtungsklage grundsätzlich vorgeschalteten 

Vorverfahren im Sinne der §§ 68 ff. VwGO (vgl. VGH 

Mannheim, Beschluss vom 10. März 2017 – 1 S 

2595/16, juris, Rn. 12 sowie Beschluss vom 27.06.2006 

– 11 S 2613/05, juris, Rn. 3). Das Verwaltungsverfahren 

vor der Ausgangsbehörde stellt demgegenüber kein 

„Vorverfahren“ im Sinne des § 162 Abs. 2 Satz 2 VwGO 

dar (vgl. VGH Mannheim, Beschluss vom 10. März 2017 

– 1 S 2595/16, a.a.O., Rn. 12 m.w.N.; vgl. auch 

Kopp/Schenke, VwGO, 26. Auflage 2020, § 162 Rn. 16 

m.w.N.). Die Klägerin hat eine allgemeine Leistungs-

klage erhoben. Ein Vorverfahren im Sinne des §§ 68 ff. 

VwGO hat vorliegend zwischen den Beteiligten nicht 

stattgefunden, sodass für die Anwendung des § 162 

Abs. 2 Satz 2 VwGO schon kein Raum besteht (vgl. OVG 

Berlin-Brandenburg, Urteil vom 9. April 2019 – OVG 6 

A 4.17, juris, Rn. 44). 

4. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 

VwGO. Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreck-

barkeit beruht auf § 167 Abs. 1 und 2 VwGO i.V.m. 

§§ 708 Nr. 11, 711 Zivilprozessordnung. 

 

BESCHLUSS 

Der Wert des Streitgegenstandes wird gemäß §§ 39 ff., 

52 f. des Gerichtskostengesetzes auf 5.000,00 Euro 

festgesetzt. 

Videoaufnahmen des gegen Grillrauch 
protestierenden Nachbarn zulässig? 

LG Duisburg – Az.: 3 O 381/15 – Urteil vom 17.10.2016 
 
1. Der Beklagte zu 1. wird verurteilt, es bei Meidung ei-

nes für jeden Fall der Zuwiderhandlung vom Gericht 

festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000 €, er-

satzweise, für den Fall, dass dieses nicht beigetrieben 

werden kann, Ordnungshaft, oder Ordnungshaft bis zu 

sechs Monaten, es zu unterlassen, Videoaufnahmen o-

der sonstige Bildnisse von dem Kläger zu 1. anzuferti-

gen. 

2. Der Beklagte zu 1. wird verurteilt, es bei Meidung ei-

nes für jeden Fall der Zuwiderhandlung vom Gericht 

festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000 €, er-

satzweise, für den Fall, dass dieses nicht beigetrieben 

werden kann, Ordnungshaft, oder Ordnungshaft bis zu 

sechs Monaten, es zu unterlassen, Videoaufnahmen o-

der sonstige Bildnisse von der Klägerin zu 2. anzuferti-

gen. 

3. Der Beklagte zu 1. wird verurteilt, die zwei am 

18.05.2014 angefertigten Videos, welche den Kläger 

auf dem Garagendach zeigen, und etwaige vorhandene 

digitale Kopien zu löschen, und dem Kläger zu 1. vor der 

Löschung diese beiden Videos in digitaler Kopie zur 

Verfügung zu stellen. 

4. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

5. Die Gerichtskosten tragen der Kläger zu 1. zu 38 %, 

die Klägerin zu 2. zu 44 % und der Beklagte zu 1. zu 

18 %. 

Von den außergerichtlichen Kosten des Klägers zu 1. 

trägt der Beklagte zu 1. 23%. Von den außergerichtli-

chen Kosten der Klägerin zu 2. trägt der Beklagte zu 1. 

12%. Von den außergerichtlichen Kosten des Beklagten 

zu 1. tragen der Kläger zu 1. 26% und die Klägerin zu 2. 

38%. Die außergerichtlichen Kosten der Beklagten zu 2. 

tragen der Kläger zu 1. zu 50% und die Klägerin zu 2. zu 

50%. Im Übrigen findet eine Kostenerstattung nicht 

statt. 

6. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Hinsichtlich des 

Tenors zu 1.-3. gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 
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jeweils 2.000 €. Wegen der Kosten gegen Sicherheits-

leistung in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstrecken-

den Betrages. 

Tatbestand 

Die Parteien streiten um die Rechtmäßigkeit und die 

Folgen der Anfertigung angeblicher Videoaufnahmen. 

Die Parteien sind Nachbarn. Die Kläger sind Mieter ei-

ner Wohnung im L-Weg …, die Beklagten sind Eigentü-

mer des Hauses L-Weg … in E. In der Zeit von August 

2013 bis Juni 2015 waren am Haus der Beklagten zwei 

Geräte angebracht, welche das äußerliche Erschei-

nungsbild sogenannter “Dome-Kameras” hatten, wo-

bei zwischen den Parteien streitig ist, ob es sich hierbei 

um funktionsfähige Überwachungskameras handelte, 

oder um bloße Kameraattrappen. 

Am 18.05.2014 fühlte sich der Kläger zu 1. von den Be-

klagten gestört, welche auf ihrem Grundstück grillten. 

Er kletterte daraufhin von seinem Balkon auf das Dach, 

der unter dem Balkon liegenden Garage, welche zu 

dem von den Klägern bewohnten Haus gehört. Auf die-

sem Vordach stehend, wedelte der Kläger zu 1. mit sei-

nem T-Shirt, welches er zuvor ausgezogen hatte, nach 

seiner Behauptung vorhandenen, Rauch davon. An-

schließend kletterte er zurück auf seinen Balkon. Die-

sen Vorgang hielt der Beklagte zu 1. in zwei Videos, 

welche er mittels seines Handys filmte, fest. 

Dieses Video zeigte der Beklagte zu 1. wenige Tage spä-

ter dem, ebenfalls in dem Haus L-Weg … wohnenden, 

E2. 

Mit rechtskräftigem Urteil des Amtsgerichts E vom 

05.03.2015, Az. 34 C 47/14 wurden die Beklagten ver-

urteilt, die vorgenannten Geräte zu entfernen. Das 

Amtsgericht hat seine Entscheidung mit dem von die-

sen Geräten ausgehenden Überwachungsdruck be-

gründet, der auch dann von diesen Ausgehe, wenn es 

sich lediglich um Kameraattrappen handele. Die Frage, 

ob es sich um funktionsfähige Kameras handelte, hat es 

hierbei ausdrücklich offengelassen. 

Mit Anwaltsschreiben vom 09.10.2015 machten die Be-

klagten Auskunftsansprüche gegen die Beklagten gel-

tend, und forderten diese zur Abgabe der Eidesstattli-

chen Versicherung auf. Diese Aufforderung ließen die 

Beklagten mit Anwaltsschreiben vom 16.11.2015 zu-

rückweisen. 

Die Kläger behaupten, es handle sich bei den ange-

brachten Geräten um funktionsfähige Überwachungs-

kameras, mittels derer die Beklagten Videoaufnahmen 

von ihnen (den Klägern) angefertigt hätten. 

Die Kläger haben ursprünglich beantragt wie folgt zu 

erkennen: 

1. Die Beklagten werden verurteilt, den Klägern Aus-

kunft darüber zu erteilen, ob, wie oft und wie lange sie 

die Kläger gefilmt haben und in welchen Situationen 

dies geschehen ist. Ferner werden sie verurteilt, Aus-

kunft darüber zu erteilen, ob sie Videos über die Kläger 

gefilmt haben und in welchen Situationen dies gesche-

hen ist. Ferner werden sie verurteilt, Auskunft darüber 

zu erteilen, ob sie Videos über die Kläger gespeichert 

haben, wem sie etwaige Videos über die Kläger vorge-

führt oder zugänglich gemacht haben und ob sie Videos 

über die Kläger an Dritte weitergegeben haben. 

2. Die Beklagten werden verurteilt, die Richtigkeit und 

Vollständigkeit ihrer Angaben an Eides statt zu versi-

chern. 

3. Die Beklagten werden verurteilt, etwaige Videos 

über die Kläger an die Kläger herauszugeben und bei 

sich zu löschen. 

4. Die Beklagten werden verurteilt, einen noch näher 

zu beziffernden Schadensersatz an die Kläger zu zah-

len. 

5. Die Beklagten werden verurteilt, den Klägern vorge-

richtliche Rechtsanwaltskosten in Höhe von 179,28 € 

nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem 

Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu erstatten. 

Mit Schriftsatz vom 26.07.2016 haben sie ihre Klage er-

weitert und beantragen nunmehr wie folgt zu erken-

nen: 

1. Die Beklagten werden verurteilt, es bei Meidung ei-

nes für jeden Fall der Zuwiderhandlung vom Gericht 

festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000 €, er-

satzweise für den Fall, dass dieses nicht beigetrieben 

werden kann, Ordnungshaft, oder Ordnungshaft bis zu 

sechs Monaten, es zu unterlassen, Videoaufnahmen o-

der sonstige Bildnisse von den Klägern anzufertigen. 

2. Die Beklagten werden verurteilt, den Klägern Aus-

kunft darüber zu erteilen, ob, wie oft und wie lange sie 

die Kläger gefilmt haben und in welchen Situationen 

dies geschehen ist. Ferner werden sie verurteilt, Aus-

kunft darüber zu erteilen, ob sie Videos über die Kläger 
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gefilmt haben und in welchen Situationen dies gesche-

hen ist. Ferner werden sie verurteilt, Auskunft darüber 

zu erteilen, ob sie Videos über die Kläger gespeichert 

haben, wem sie etwaige Videos über die Kläger vorge-

führt oder zugänglich gemacht haben und ob sie Videos 

über die Kläger an Dritte weitergegeben haben. 

3. Die Beklagten werden verurteilt, die Richtigkeit und 

Vollständigkeit ihrer Angaben an Eides statt zu versi-

chern. 

4. Die Beklagten werden verurteilt, etwaige Videos 

über die Kläger an die Kläger herauszugeben und bei 

sich zu löschen. 

5. Die Beklagten werden verurteilt, einen noch näher 

zu beziffernden Schadensersatz an die Kläger zu zah-

len. 

6. Die Beklagten werden verurteilt, den Klägern vorge-

richtliche Rechtsanwaltskosten in Höhe von 179,28 € 

nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem 

Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu erstatten. 

Die Beklagten beantragen, die Klage abzuweisen. 

Die Beklagten behaupten, es handle sich bei den in 

Rede stehenden Geräten lediglich um Kameraattrap-

pen, welche der Abschreckung von Einbrechern dien-

ten. Videoaufnahmen könnten mit diesen nicht herge-

stellt werden. Im Übrigen hätten die Kläger erst nach 

einem Jahr Einwände gegen die Kameras erhoben. 

Die am 18.05.2014 entstandenen Videoaufnahmen 

rechtfertigten sich dadurch, dass der Kläger zu 1. eine 

drohende Haltung gegenüber den Beklagten einge-

nommen habe. Die Beklagten seien hierdurch lediglich 

“zum Gegenangriff” übergegangen. Bei dem Sprung 

des Klägers zu 1. auf das Garagendach, habe es sich um 

strafrechtlich relevantes Verhalten gehandelt, welches 

die Beklagten daher rechtmäßig hätten dokumentieren 

dürfen. Der Kläger zu 1. habe in die Aufnahmen einge-

willigt, da er in der streitgegenständlichen Situation die 

Aussage: “Ja – machen se ruhig Fotos, hab auch schon 

jede Menge gemacht” getätigt habe. 

Die Beklagten sind der Ansicht, die Aufnahmen beträ-

fen lediglich die Sozialsphäre des Klägers zu 1., welcher 

sich durch sein Verhalten selbst in der gefilmten Situa-

tion exponiert habe, weshalb ein etwaiger Eingriff in 

das Persönlichkeitsrecht des Klägers jedenfalls nicht als 

rechtswidrig anzusehen sei. 

Das Gericht hat die Parteien im Termin vom 26.09.2016 

angehört und Beweis durch Inaugenscheinnahme der 

durch die Beklagten vorgelegten Kameraattrappen und 

der beiden streitgegenständlichen Videos erhoben. 

Wegen des weiteren Vorbringens der Parteien im Ein-

zelnen wird auf den vorgetragenen Inhalt der gewech-

selten Schriftsätze nebst deren Anlagen Bezug genom-

men. 

Entscheidungsgründe 

Die Klage des Klägers zu 1. ist teilweise begründet. Die 

Klage der Klägerin zu 2. ist nur in geringem Umfang be-

gründet. 

Klage des Klägers zu 1. gegen den Beklagten zu 1.: 

Die zulässige Klage des Klägers zu 1. gegen den Beklag-

ten zu 1. ist nur teilweise begründet. Im Übrigen ist sie 

unbegründet. 

Soweit die Klage auf angeblich mittels sogenannter 

“Dome-Kameras” gemachte Aufnahmen gestützt wird, 

existieren solche nicht. Dies steht zur Überzeugung des 

Gerichts nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme fest. 

Das Gericht hat mit den Parteien die von der Beklag-

tenseite vorgelegten Kameras in Augenschein genom-

men. Hierbei ist eindeutig klar geworden, dass es sich 

hierbei um bloße Kameraattrappen handelte, wie sie 

zur Abschreckung von Einbrechern vielfach eingesetzt 

werden. Die Kläger hatten umfänglich die Möglichkeit, 

sich davon zu überzeugen, dass mittels dieser Geräte, 

auf deren Rückseite sich allein ein Batteriefach zum Be-

trieb der roten Leuchtdiode, welche den Anschein der 

Echtheit der Attrappen unterstützen soll, keine Auf-

nahmen angefertigt werden können. 

Zweifel daran, dass es sich bei den Attrappen um dieje-

nigen Geräte handelt, welche die Beklagten an ihrem 

Haus installiert hatten, bevor sie durch das Amtsgericht 

E verurteil wurden, diese zu entfernen, hat das Gericht 

nicht. Die Attrappen wiesen eindeutige Gebrauchsspu-

ren und Verwitterungen auf. Anhaltspunkte dafür, dass 

die Beklagten den Aufwand betrieben hätten, sich der-

artige Kameras zu besorgen, um diese zur Täuschung 

des Gerichts im Termin vorlegen zu können, sind nicht 

ersichtlich. Der Kläger zu 1. hat nach Inaugenschein-

nahme der Attrappen eingeräumt, dass es sich wohl 

um diejenigen Geräte handle, welche am Haus der Be-

klagten montiert waren. Sofern er Zweifel daran geäu-

ßert hat, ob diese über den gesamten streitgegen-

ständlichen Zeitraum dort gehangen hätten, da er das 
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rote Blinklicht eine gewisse Zeit lang nicht wahrgenom-

men habe, hat der Beklagte zu 1. überzeugend erläu-

tert, dass zwischenzeitlich die Batterien entladen ge-

wesen seien. Umstände, welche geeignet wären, in 

Zweifel zu ziehen, dass es sich nicht durchgängig um At-

trappen gehandelt hat, sind durch die darlegungsbelas-

teten Kläger nicht substantiiert vorgetragen worden. 

Der durch die Beklagten Angebotene Gegenbeweis, in 

Form der Vernehmung des Zeugen C, war daher nicht 

zu erheben. 

Aus den oben genannten Gründen, kann sich der Kläger 

zu 1. nicht auf eine Persönlichkeitsrechtsrechtsverlet-

zung durch Aufnahmen berufen, die mittels angebli-

cher “Dome-Kameras” angefertigt worden sein sollen. 

Da der Kläger zu 1. seine Klage darüber hinaus lediglich 

auf die zwei unstreitig existenten Videoaufnahmen 

vom 18.05.2014 stützt, wird die Begründetheit der Kla-

geanträge 1.-6. nur unter diesem Gesichtspunkt erör-

tert. 

A. Klageantrag zu 1.: 

Nach dieser Maßgabe hat der Kläger zu 1. mit dem Kla-

geantrag zu 1. Erfolg. Insoweit steht ihm ein (vorbeu-

gender) Unterlassungsanspruch gem. §§ 823 Abs. 1, 

1004 Abs. 1 Satz 2 (analog) zu. Der Kläger konnte sich 

hierbei nicht auf die spezielleren Vorschriften des KUG 

berufen, da dessen § 22 die bloße Anfertigung von Bild-

aufnahmen nicht umfasst (BGH, Urteil vom 25. April 

1995 – VI ZR 272/94 -, juris, Rn. 15). Gleiches gilt im 

Hinblick darauf, dass das Video dem Nachbarn E2 ge-

zeigt wurde. Hierin ist weder ein öffentliches zur Schau 

stellen, noch eine (körperliche) Verbreitung zu sehen. 

Der Beklagte zu 1. hat durch die Anfertigung der Video-

aufnahmen rechtswidrig in das allgemeine Persönlich-

keitsrecht des Klägers zu 1. eingegriffen. Hiernach be-

steht die Vermutung, dass dem Kläger eine weitere Be-

einträchtigung seines Persönlichkeitsrechtes durch den 

Beklagten zu 1. droht, der diese Vermutung nicht wi-

derlegt hat. 

1. 

Der Beklagte zu 1. hat, durch die Anfertigung der im 

Termin vom 26.09.2016 in Augenschein genommenen 

Videos, das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Klä-

gers verletzt. 

 

 

a) 

Die Anfertigung von Videoaufnahmen als solches, be-

rührt grundsätzlich das Persönlichkeitsrecht des Be-

troffenen (Vgl. nur Schricker, Urheberrecht, 2. Aufl., 

§ 22 KUG/§ 60 Rn. 11, Dreier/Schulze, UrhG, 3. Aufl., 

§ 22 KUG Rn. 13). Da es sich bei dem allgemeinen Per-

sönlichkeitsrecht jedoch um ein sogenanntes Rahmen-

recht handelt, erkennt die h.M., und so auch das erken-

nende Gericht, keinen allgemeinen, grenzenlosen 

Schutz vor jeglicher Form von Bildaufnahmen an. Die 

Frage, ob das allgemeine Persönlichkeitsrecht in 

rechtswidriger Weise verletzt ist, ist vielmehr im Rah-

men einer Abwägung der widerstreitenden grund-

rechtlich geschützten Belange zu bestimmen, bei der 

die besonderen Umstände des Einzelfalls sowie die be-

troffenen Grundrechte und Gewährleistungen der Eu-

ropäischen Menschenrechtskonvention interpretati-

onsleitend zu berücksichtigen sind. Der Eingriff in das 

Persönlichkeitsrecht ist nur dann rechtswidrig, wenn 

das Schutzinteresse des Betroffenen die schutzwürdi-

gen Belange der anderen Seite überwiegt. 

Nach der Rechtsprechung des BGH kann auch die Her-

stellung von Bildnissen einer Person, insbesondere die 

Filmaufzeichnung mittels Videogerät, in der Öffentlich-

keit zugänglichen Bereichen und ohne Verbreitungsab-

sicht einen unzulässigen Eingriff in das Persönlichkeits-

recht des Betroffenen darstellen. Ob und in welchem 

Umfang bereits die Fertigung derartiger Bilder rechts-

widrig und unzulässig ist oder aber vom Betroffenen 

hinzunehmen ist, kann nur unter Würdigung aller Um-

stände des Einzelfalls und durch Vornahme einer unter 

Berücksichtigung aller rechtlich, insbesondere auch 

verfassungsrechtlich geschützten Positionen der Betei-

ligten durchgeführten Güter- und Interessenabwägung 

ermittelt werden (BGH, Urteil vom 25. April 1995 – VI 

ZR 272/94 -, juris, Rn. 15). 

b) 

Für den Kläger zu 1. stellt sich die Videoaufnahme als 

Eingriff in seine Sozialsphäre dar. Dieser hat sich jeden-

falls durch das Verlassen seines Balkones aus seiner Pri-

vatsphäre heraus begeben, um mit dem Beklagten zu 

1. in einen kommunikativen Kontakt, über das ihm un-

liebsame Grillen zu treten. 

Die Videos, welche das Gericht gemeinsam mit den 

Parteien in Augenschein genommen hat, zeigen den 

Kläger zu 1. mit freiem Oberkörper auf dem Dach, der 

zu seinem Grundstück gehörenden Garage. Dieser 

https://www.ra-kotz.de/unterlassungsklage-unterlassungsanspruch.htm
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schwenkt dort stehend sein T-Shirt in der Luft, um an-

geblich von dem Beklagtengrundstück ausgehende 

Rauchimmissionen zu vertreiben. Hierbei bezeichnet er 

die Beklagten als “Muppetshow”, um anschließend 

wieder seinen Balkon zu erklettern. Hierbei hört man 

die von ihm ausgesprochenen Worte: “Machen Sie ru-

hig Fotos, ich habe von ihnen auch schon welche ge-

macht.” 

Nach dem Eindruck, welchen das Gericht im Rahmen 

der informatorischen Anhörung von dem Kläger zu 1. 

gewinnen konnte, ist diesem die Existenz dieser Videos 

in hohem Maße peinlich und unangenehm. Das Gericht 

hält nach Inaugenscheinnahme des Videos für absolut 

verständlich, dass der Kläger sich durch diese Videos lä-

cherlich gemacht fühlt. Der Kläger wird dort in expo-

nierter Stellung, mit freiem Oberkörper, abgebildet. Er 

ist nicht etwa zufällig Teil der streitgegenständlichen 

Aufnahmen geworden, sondern gewissermaßen deren 

Protagonist. 

Durch die Anfertigung der Videoaufnahme seitens des 

Beklagten zu 1., hat der Kläger zu 1. jegliche Verfü-

gungsmacht über die Darstellung seiner eigenen Per-

son verloren. Der Beklagte zu 1. hat sich auf diese 

Weise in eine Position gebracht, in welcher er frei über 

die angefertigte, den Kläger lächerlich machende, bild-

liche Darstellung verfügen, und diese nunmehr selbst 

oder mit anderen, jederzeit betrachten und potentiell 

verbreiten kann. 

c) 

Wägt man hiergegen das Interesse des Beklagten zu 1. 

an der Anfertigung dieser Videoaufnahmen ab, führt 

dies nach Ansicht des erkennenden Gerichts zur An-

nahme einer Verletzung des Persönlichkeitsrechts des 

Klägers zu 1. Hierbei hat das Gericht berücksichtigt, 

dass an die Rechtfertigung eines möglichen Eingriffs 

keine hohen Anforderungen zu stellen sind, wenn le-

diglich die Sozialsphäre des Abgebildeten betroffen ist. 

Der Beklagte zu 1. sah sich, nach eigenen Angaben, 

durch das Verhalten des Klägers zu 1., zu einer Gegen-

reaktion in Form der Anfertigung der Videoaufnahmen 

herausgefordert. Ihm ist zuzugeben, dass er sich mit 

dem oben beschriebenen Verhalten des Klägers zu 1. 

konfrontiert sah, welches nur als ungewöhnlich be-

zeichnet werden kann. Fraglos ist auch zu berücksichti-

gen, dass der Kläger zu 1. sich bewusst entscheiden hat, 

gegenüber den Beklagten das beschriebene Verhalten 

an den Tag zu legen. Er hatte also gewissermaßen in 

der Hand, ob überhaupt die Möglichkeit bestand, ihn in 

der gegenständlichen exponierten Haltung abzulich-

ten, oder nicht. Diese Umstände konnten sich zu Guns-

ten des Beklagten zu 1. jedoch nur dann niederschla-

gen, wenn dieser überhaupt ein schützenswertes Inte-

resse an der Anfertigung der Aufnahmen gehabt hätte. 

Ein schützenswertes Interesse des Beklagten zu 1. kann 

jedoch gerade nicht festgestellt werden. So mag es 

zwar nachvollziehbar erscheinen, dass der Beklagte zu 

1. sich auf Grund des Verhaltens des Klägers zu 1., wel-

ches man als sozial inadäquat bezeichnen mag, zu einer 

Gegenreaktion herausgefordert fühlte. Diese hätte je-

doch vernünftiger Weise anders ausfallen müssen und 

können. So hat eine verbale Kommunikation zwischen 

den Parteien in der streitgegenständlichen Situation 

offenbar nicht stattgefunden. Der Beklagte zu 1. hätte, 

sofern er sich durch das Verhalten des Klägers zu 1. ge-

stört fühlte, darum bitten können, dass er dieses unter-

lässt. Ein solch vernünftiges Verhalten, auch im Rah-

men des offenbar bereits seit längerem zwischen den 

Parteien schwelenden Nachbarschaftsstreit, an den 

Tag zu legen, war ihm hier ohne weiteres zuzumuten. 

Das beschriebene Verhalten des Klägers dauerte allen-

falls wenige Minuten an. Das Vorhaben den Kläger hier-

bei gegebenenfalls zu filmen, hat der Beklagte zu 1. die-

sem, nach den unbestrittenen Ausführungen des Klä-

gers zu 1. im Rahmen seiner informatorischen Anhö-

rung, nicht angekündigt. Der Kläger zu 1. ging vielmehr 

zunächst davon aus, er werde möglicherweise fotogra-

fiert. Konnte sich in seiner Lage jedoch auch hiergegen 

nicht zur Wehr setzen. 

Soweit die Beklagten das Anfertigen der Aufnahmen 

mit einer angeblichen Einwilligung des Klägers zu 1. zu 

rechtfertigen versuchen, greift dieser Einwand nicht 

durch. Der Kläger hat zwar unstreitig geäußert, der Be-

klagte zu 1. möge ihn “ruhig fotografieren”. Eine Ein-

willigung in die Fertigung eines Videoclips ist damit al-

lerdings bereits inhaltlich nicht erklärt. Der Kläger zu 1. 

hat in seiner informatorischen Anhörung überdies 

überzeugend geäußert, er habe diese Äußerung ledig-

lich getätigt, da er wütend gewesen sei. Auch dem Vi-

deo ist zu entnehmen, dass diese Äußerung seitens des 

Klägers zu 1. offenbar “im Eifer des Gefechts” getätigt 

wurde, sodass erhebliche Zweifel an deren Ernsthaf-

tigkeit bestehen, was dem Beklagten ohne weiteres er-

kennbar war. Dass der Kläger zu 1. die Aufnahmen da-

mit nachträglich genehmigen wollte, denn zu Beginn 

der Aufnahmen lag unstreitig keine Einwilligung vor, 

sieht das Gericht damit nicht als erwiesen an. Beweis 
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haben die Beklagten hierzu, abgesehen von der durch-

geführten Inaugenscheinnahme der Videos, nicht an-

getreten. 

Das Verhalten des Klägers hatte, auf Grund seiner kur-

zen zeitlichen Dauer, auch noch keine Beeinträchtigung 

der Rechtsgüter der Beklagten in einem Ausmaß er-

reicht, dass diese gewissermaßen in Form der Notwehr 

oder Selbsthilfe zum “Gegenangriff” in der beschriebe-

nen Form übergehen durften. Ungeachtet der Frage 

der Geeignetheit der Anfertigung solcher Aufnahmen, 

zur Abwehr der in Rede stehenden Beeinträchtigung, 

hätten hier mildere Mittel zur Verfügung gestanden. 

Die von dem Beklagten zu 1. beschriebene Bedro-

hungslage, konnte das Gericht auf dem Video nicht er-

kennen. 

Auch der Einwand, die Aufnahmen seien zum Zwecke 

der Beweissicherung erforderlich gewesen, überzeugt 

nicht. Ein strafrechtlich relevantes Verhalten des Klä-

gers ist bereits nicht dargetan. Das Gericht konnte nicht 

erkennen, dass der Kläger zu 1. ein Verhalten an den 

Tag gelegt hätte, welches geeignet gewesen sein 

könnte, die Integrität des Garagendaches zu beein-

trächtigen. Ein Hausfriedensbruch kann in dem Bestei-

gen des Garagendaches auch nicht ohne weiteres ge-

sehen werden, da diese noch zu dem Grundstück ge-

hört, auf welchem sich das von den Klägern bewohnte 

Haus befindet. Sofern sich im Termin herausgestellt 

hat, dass der Kläger zu 1. die Beklagten als “Muppets-

how” bezeichnet hat, erreicht dies auch nicht das Maß 

einer Beleidigung i.S.d. § 185 StGB. Der Beklagte zu 1. 

hat sich hiervon offenbar auch nicht derart beleidigt 

gefühlt, dass er sich gehalten sah, den nötigen Strafan-

trag zu stellen. Dies ist jedenfalls nicht vorgetragen. 

Hat der Kläger aus den vorstehenden Gründen jedoch 

kein schützenswertes Interesse an der Anfertigung der 

Aufnahmen, wird der Kläger durch die Fertigung der 

Aufnahmen, welche seine Sozialsphäre berühren, zwei-

felsohne in seinem Persönlichkeitsrecht verletzt. Das 

Filmen der eigenen Person, ohne schützenswertes Ei-

geninteresse des Filmenden, braucht dieser nicht zu 

dulden. Aus denselben Gründen stellt sich dieser Ein-

griff auch als rechtswidrig dar. 

2. 

Der Beklagte zu 1. ist als derjenige, welcher die Videos 

angefertigt hat, Handlungsstörer und damit Anspruchs-

gegner des Klägers zu 1. 

 

3. 

Die gem. § 1004 Abs. 1 S. 2 BGB erforderliche Wieder-

holungsgefahr, ist durch die unter 1. festgestellte Ver-

letzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts des Klä-

gers zu 1. vermutet. Diese Vermutung hat der Beklagte 

nicht widerlegt. Zwar ist ihm zugute zu halten, dass er 

sich im Hinblick auf die Dome-Kameras einsichtig ge-

zeigt, und das Urteil des Amtsgerichts E offenbar be-

reitwillig umgesetzt hat. Hieraus ergibt sich jedoch 

keine hinreichende Gewissheit, dass er in Zukunft da-

von absehen wird, erneut Abwehrreaktionen, in dem 

offenbar (nach dem Eindruck der mündlichen Verhand-

lung) nach wie vor schwelenden Nachbarschaftsstreit, 

zu ergreifen. Zur Abgabe einer strafbewährten Unter-

lassungserklärung hat er sich jedenfalls bereits vorge-

richtlich nicht bereitgefunden. Auch in der mündlichen 

Verhandlung hat die Beklagtenseite nach wie vor die 

Auffassung vertreten, es liege durch die Anfertigung 

solcher Aufnahmen bereits keine Beeinträchtigung des 

allgemeinen Persönlichkeitsrechts des Klägers vor (zu 

den Anforderungen an die Widerlegung der Vermu-

tung: Staudinger/Gursky, § 1004 BGB Rn. 220). 

B. Klageantrag zu 2.: 

Die Klage ist mit dem Klageantrag zu 2. unbegründet. 

Der Kläger zu 1. hat einen Auskunftsanspruch lediglich 

betreffend den Umgang mit den Videos vom 

15.08.2014. Dieser Anspruch ist indes durch Erfüllung 

erloschen. 

Nach dem Grundsatz von Treu und Glauben (§ 242 

BGB) hat derjenige, der gegen einen anderen materiell-

rechtliche Leistungsansprüche hat, einen Anspruch auf 

Auskunft, solange der Anspruchsteller in entschuldba-

rer Weise über Bestehen und Umfang seiner Rechte im 

Ungewissen ist, während der Verletzer die geforderte 

Auskunft unschwer erteilen kann (Vgl. Wandtke/Bullin-

ger § 22 KUG Rn. 39). So liegt die Sache hier. Der Kläger 

zu 1. ist durch die Videoaufnahme in seinem allgemei-

nen Persönlichkeitsrecht verletzt. Das Wissen, wie der 

Beklagte zu 1. mit der angefertigten Aufnahme umge-

gangen ist, ist der Kenntnis des Klägers zu 1. jedoch na-

turgemäß entzogen. 

Dieser Anspruch auf Auskunft über Art und Ausmaß der 

Rechtsverletzung ist jedoch gem. § 362 Abs. 1 BGB er-

loschen. Der Beklagte zu 1. hat, bereits vorgerichtlich 

schriftlich und im Termin ergänzend mündlich, Aus-

kunft über den Umgang mit den Videoaufnahmen er-

teilt. Es ist unstreitig, dass dieser die Inhaberschaft 
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über das Video ausübt und dieses dem Zeugen E2 ge-

zeigt hat. An der Richtigkeit der weiteren Auskunft, es 

existierten keine Videos, die mit etwaigen Überwa-

chungskameras angefertigt worden seien, und die Vi-

deos vom 18.05.2014 seien auch sonst nicht weiter ver-

breitet worden, bestehen nach dem Stand der Sache 

keine Zweifel. Umstände, die eine Unvollständigkeit 

der Auskunft begründen könnte, sind von der Kläger-

seite nicht dargetan. 

C. Klageantrag zu 3.: 

Die Klage ist mit dem Klageantrag zu 3. Unbegründet. 

Der Kläger zu 1. hat keinen Anspruch darauf, dass der 

Beklagte zu 1. die getätigten Auskünfte an Eides statt 

versichert. 

Nach dem Rechtsgedanken der §§ 259 Abs. 2, 260 Abs. 

2 BGB besteht ein Anspruch auf eidesstattliche Versi-

cherung der erteilten Auskunft nur dann, wenn Zweifel 

an der Richtigkeit und Vollständigkeit der getätigten 

Auskunft bestehen. Solche Zweifel sind von der Kläger-

seite nicht dargetan. Insbesondere ist allein der Um-

stand, dass der Beklagte zu 1. die Videos dem Zeugen 

E2 vorgeführt hat, kein hinreichendes Indiz, welches zu 

der Annahme führen müsste, der Beklagte zu 1. habe 

das Video noch anderweit umher gezeigt oder gar ver-

breitet. Er hat dies vielmehr plausibel damit begründet, 

dass er annahm der Zeuge E2 hätte ein Interesse daran 

zu erfahren, dass der Kläger zu 1. dessen Garagendach 

bestiegen hat. 

D. Klageantrag zu 4.: 

Die Klage ist mit dem Klageantrag zu 4., beschränkt auf 

die beiden streitgegenständlichen Videos, begründet. 

Der Antrag auf Löschung bestimmter Videos, ist als Mi-

nus in dem allgemeinen Antrag auf Löschung sämtli-

cher vorhandener Videos enthalten (BGH, Urteil vom 

13. Oktober 2015 – VI ZR 271/14 -, juris Rn. 17), sodass 

das Gericht den Löschungsantrag in dem erkannten 

Umfang zusprechen durfte. 

Der Anspruch auf Löschung der Videos folgt aus §§ 823 

Abs. 1, 1004 Abs. 1 BGB. 

Zu den Anspruchsvoraussetzungen wird auf die Aus-

führungen zum Klageantrag zu 1. verwiesen. Dadurch, 

dass der Beklagte zu 1. Inhaber des Videos ist, wird das 

allgemeine Persönlichkeitsrecht des Beklagten fort-

dauernd beeinträchtigt. Die Interessenabwägung fällt 

hier umso deutlicher aus, als dass der Beklagte zu 1. in 

der mündlichen Verhandlung auf Nachfrage einge-

räumt hat, dass er an der weiteren Innehabung der Vi-

deos keinerlei Interesse habe. Sofern er dies nachträg-

lich dahin eingeschränkt hat, dass er zur Löschung des-

halb nicht bereit sei, weil er hiermit belegen wolle, dass 

der Kläger auch von ihm Aufnahmen angefertigt habe, 

bewegt auch er sich allein im Bereich der Mutmaßun-

gen. Hinsichtlich der Äußerung des Klägers, der Be-

klagte solle ihn ruhig fotografieren, er (der Kläger zu 1.) 

habe auch schon Fotos von den Beklagten gemacht, gilt 

das oben zur Frage der Einwilligung ausgeführte. Diese 

Äußerung hat der Kläger zu 1. ersichtlich in erster Linie 

getätigt, um den Beklagten zu 1. zu diskreditieren und 

zu provozieren. Greifbare Anhaltspunkte dafür, dass 

solche Aufnahmen tatsächlich bestehen, sind nicht vor-

getragen. 

Sofern sich der Antrag auf Herausgabe richtet, war er 

dahingehend auszulegen, dass der Kläger Zugriff auf 

eine digitale Kopie der angefertigten Videos verlangt. 

Es ist allgemein anerkannt, dass der Beseitigungsan-

spruch sich nach Anfertigung körperlich greifbarer 

Film- und Fotoaufnahmen, sich sowohl auf die Vernich-

tung, als auch auf die Herausgabe des jeweiligen Mate-

rials, bspw. der Negative, erstreckt (Wandtke/Bullinger 

§ 22 KUG Rn. 38). Nichts anderes kann für lediglich di-

gital vorhandene Inhalte gelten. Der Kläger hat daher 

auch Anspruch darauf, dass ihm eine digitale Kopie der 

beiden Videos zur Verfügung gestellt wird. Da dieser je-

doch keinen Anspruch auf Herausgabe eines im Eigen-

tum der Beklagten bestehenden Speichermediums hat, 

war im Tenor offen zu lassen, wie der Beklagte zu 1. 

dieser Herausgabepflicht nachkommt. Dies entspricht 

dem allgemeinen Grundsatz, wonach der Schuldner 

des Beseitigungsanspruchs zu entscheiden hat, wie er 

diesen konkret erfüllen will (Staudinger/Gursky § 1004, 

Rn. 236). 

E. Klageantrag zu 5.: 

Der Klageantrag zu 5. unterliegt, auch wenn dieser als 

Stufenklage nach § 254 ZPO zu verstehen war, bereits 

jetzt der Abweisung. Denn nach der Inaugenschein-

nahme der Videos steht fest, dass dem Kläger zu 1. ein 

Anspruch auf Geldentschädigung gem. § 823 Abs. 1 

BGB nicht zustehen kann. 

Denn nach ständiger Rechtsprechung begründet eine 

Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts ei-

nen Anspruch auf Geldentschädigung nur dann, wenn 

es sich um einen schwerwiegenden Eingriff handelt 

https://www.ra-kotz.de/was-ist-eine-eidesstattliche-versicherung.htm
https://www.ra-kotz.de/was-ist-eine-eidesstattliche-versicherung.htm
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und die Beeinträchtigung nicht in anderer Weise be-

friedigend aufgefangen werden kann. Ob eine so 

schwerwiegende Verletzung des Persönlichkeitsrechts 

vorliegt, dass die Zahlung einer Geldentschädigung er-

forderlich ist, bestimmt sich nach den gesamten Um-

ständen des Einzelfalls. Hierbei ist insbesondere zu be-

rücksichtigen, ob ein etwaiger zugesprochener Unter-

lassungsanspruch den erfolgten Eingriff nicht bereits 

hinreichend kompensiert (Vgl. nur BGH, Urt. V. 

24.05.2016, – VI ZR 496/15 – m.w.N.). 

So liegt der vorliegende Fall. Der Kläger zu 1. hat den 

Beklagten zu 1. im hiesigen Rechtsstreit erfolgreich auf 

Unterlassung und Löschung in Anspruch genommen. 

Eine darüber hinausgehende Geldentschädigung 

kommt unter den zu berücksichtigenden Umständen 

des vorliegenden Falles nicht in Betracht. 

Soweit die zu dem Klageantrag zu 1. gemachten Aus-

führungen dahingehend, dass der Kläger zu 1. erhebli-

chen Eigenanteil daran hatte, dass es zu den vorliegen-

den Videoaufnahmen gekommen ist, nicht geeignet 

waren, den Vorwurf einer rechtswidrigen Persönlich-

keitsrechtsverletzung auszuräumen, mussten diese für 

die Frage der Geldentschädigung Berücksichtigung fin-

den. Der Kläger hat sich den Beklagten gegenüber in ei-

ner Art und Weise verhalten, in der er damit rechnen 

musste, hierdurch irgendeine Form der Gegenreaktion 

auszulösen. Er hat sich in einer, zwar nicht drohenden, 

jedoch eindeutig provozierenden Haltung, auf das Ga-

ragendach gestellt und die Beklagten als “Muppets-

how” bezeichnet. Eine adäquate Art, die nachbar-

schaftlichen Spannungen in angemessener Art aufzulö-

sen, stellt das Verhalten des Klägers zu 1., ungeachtet 

der Intensität der vom Grill der Beklagten ausgehenden 

Immissionen, nicht dar. Sofern das Verhalten des Klä-

gers diesem heute peinlich ist, wäre es an ihm gewe-

sen, sich nicht in der beschriebenen Form aufzuführen. 

Anhaltspunkte für eine Weitergabe oder Verbreitung 

des Videos i.S.d. KUG sind nicht ersichtlich. Das Video 

wurde lediglich dem Nachbarn … aus den bereits erör-

terten Gründen vorgeführt. Von einer besonders 

schwerwiegenden Persönlichkeitsrechtsverletzung, 

welche eine Geldentschädigung begründen könnte, 

kann daher nicht die Rede sein. 

F. Klageantrag zu 6.: 

Ein Anspruch auf Ersatz vorgerichtlicher Rechtsan-

waltskosten besteht nicht. Der Klägervertreter hat die-

sen Anspruch allein auf die Geltendmachung des Aus-

kunftsanspruchs und die Anforderung einer diesbezüg-

lichen eidesstattlichen Versicherung im Hinblick auf die 

“Dome-Kameras” gestützt. Ein solcher Anspruch be-

stand jedoch nicht. Die Beklagten hatten sich von An-

fang an darauf berufen, dass es sich bei den “Dome-Ka-

meras” lediglich um Attrappen handle. 

Klage der Klägerin zu 2. gegen den Beklagten zu 1.: 

Die zulässige Klage der Klägerin zu 2. ist nur zu einem 

geringen Teil begründet. 

A. Klageantrag zu 1.: 

Die Klage ist mit dem Klageantrag zu 1. begründet. 

Die Klägerin hat einen vorbeugenden Unterlassungsan-

spruch gegen den Beklagten zu 1. gemäß §§ 823 Abs. 2, 

1004 Abs. 1 Satz 2 BGB (analog). 

Die Klägerin zu 2. ist Teil des zwischen den Parteien 

schwelenden Nachbarschaftsstreits. Da in dem Rechts-

verhältnis zwischen dem Kläger zu 1. und dem Kläger 

zu 2. die Gefahr einer Wiederholung der eingetretenen 

Verletzung durch die rechtswidrige Anfertigung von 

Bild- und Videoaufnahmen vermutet ist, welche der 

Beklagte zu 1. nicht widerlegt hat, muss diese Vermu-

tung konsequenter Weise auch im Verhältnis zu der 

Klägerin zu 2. eingreifen. Es ist daher anzunehmen, 

dass auch hinsichtlich der Klägerin zu 2. die (Erstbege-

hungs-)Gefahr besteht, dass der Beklagte zu 1. auf be-

stimmt Verhaltensweisen der Klägerin zu 2. mit der An-

fertigung solcher Aufnahmen reagiert. 

B. Klageanträge zu 2.-5.: 

Die Klage ist mit den Klageanträgen zu 2.-5. unbegrün-

det. Die Klägerin zu 2. ist auf den Videos vom 

18.05.2016 nicht, bzw. nicht identifizierbar abgebildet. 

Damit bestehen die geltend gemachten Ansprüche 

nicht. 

C. Klageantrag zu 6.: 

Der Klageantrag zu 6. ist aus den oben unter F. genann-

ten Gründen unbegründet. 

Klage der Kläger gegen die Beklagte zu 2.: 

Ansprüche der Kläger gegen die Beklagte zu 2. beste-

hen nicht. Diese hat das Persönlichkeitsrecht der Kläger 

nicht verletzt. Daher besteht auch keine dahingehende 

Begehungsgefahr. Die Beklagte zu 2. mag zwar Zugriff 

auf die beiden Videos vom 18.05.2016 haben, als Inha-

ber der Videos ist jedoch der Beklagte zu 1. anzusehen, 
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gegen den sich daher die Löschungs- und Beseitigungs-

ansprüche allein richten. Es bestehen auch keine dahin-

gehenden Anhaltspunkte, dass die Beklagte zu 2. in 

sonstiger Weise Bild- oder Videoaufnahmen der Be-

klagten inne haben könnte, weshalb auch die geltend 

gemachten Auskunftsansprüche ins Leere gehen. 

Nebenentscheidungen: 

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 91, 92, 100 Abs. 

1 ZPO. Nach den vorstehenden Ausführungen liegt ins-

gesamt weder eine Gesamtgläubiger- noch eine Ge-

samtschuldnerschaft vor. Die Entscheidung zur vorläu-

figen Vollstreckbarkeit folgt aus § 709 Abs. 1 S. 1 u. S. 2 

ZPO. 

Streitwert: 

Der Streitwert wird auf 13.000 € festgesetzt. Dieser 

setzt sich wie folgt zusammen: 

1. Unterlassung 2 x 1.500 € 

2. Auskunft 2 x 1.000 € 

3. Eidesstattliche Versicherung 2 x    500 € 

4. Herausgabe- und Löschungsanspruch   2 x 1.500 € 

5. Schadensersatz 2 x 2.000 € 

Schäden an Nachbargebäude durch Ab-
rissarbeiten, Nachbarrechtlicher Aus-
gleichsanspruch 

OLG Düsseldorf – Az.: I-5 U 46/16 – Urteil vom 
22.12.2016 
 
Die Berufung der Klägerin gegen das am 11.03.2016 

verkündete Urteil der 6. Zivilkammer des Landgerichts 

Duisburg – Einzelrichterin – wird auf ihre Kosten zu-

rückgewiesen. 

Das erstinstanzliche Urteil und das Berufungsurteil sind 

ohne Sicherheitsleistung vorläufig vollstreckbar. 

Die Revision wird nicht zugelassen. 

Gründe 

I. 

Die Klägerin macht gegen die Beklagten Schadenser-

satzansprüche im Zusammenhang mit dem Abriss eines 

alten Sparkassengebäudes auf dem Grundstück der Be-

klagten zu 1) geltend. 

Die Klägerin ist Eigentümerin des im Jahr 1910 mit ei-

nem Wohnhaus bebauten Grundstücks R.straße in D. 

Die Beklagte zu 1) betreibt ihre Hauptgeschäftsstelle 

auf der gegenüberliegenden Straßenseite, der F.Straße 

in D. und beabsichtigte dort ein neues Sparkassenge-

bäude zu errichten. Sie beauftragte die Beklagte zu 2) 

mit den Abbrucharbeiten des alten Teils der Sparkasse. 

Vor Beginn der Abrissarbeiten im März 2010 ließ die 

Beklagte zu 2) durch das Sachverständigenbüro G. eine 

Bauzustandsbesichtigung der straßenseitigen Fassade 

des Hauses der Klägerin durchführen, wobei an der 

straßenseitigen Fassade mehrere Risse, Abplatzungen 

und Kantenausbrüche festgestellt wurden. 

Nach Beendigung der Abrissarbeiten wurde am 

17.06.2010 durch das Sachverständigenbüro eine wei-

tere Begutachtung des Hauses der Klägerin durchge-

führt und Veränderungen dokumentiert. Der Zustand 

der straßenseitigen Fassade stellte sich für den Sach-

verständigen nahezu unverändert dar. An der rechten 

unteren Fensterbankkante des 2. Fensters von links im 

1. OG war ein ca. 40 cm langer Riss im Außenputz hin-

zugekommen. 

Am 09.09.2010 teilte die Klägerin der Beklagten zu 1) 

mit, dass es bei dem Abriss des Altbaus und dem Ein-

bringen der Pfähle in den Untergrund durch starke Er-

schütterungen zu Rissen in ihrem und benachbarten 

Häusern gekommen sei. Etwa zwei Wochen später, am 

22.09.2010, kam es zu einer weiteren Bauzustandsbe-

sichtigung durch das Sachverständigenbüro G. Der 

Sachverständige beurteilte die vorhandenen und doku-

mentierten Rissbildungen als unverändert, nahm aber 

zwei weitere Punkte über neue Rissbildungen in seine 

Begutachtung auf. Nachdem die Beklagte zu 1) eine 

Aufstellung der Beschädigungen gefordert hatte, über-

sandte die Klägerin ihr am 04.10.2010 eine Übersicht 

der von ihr festgestellten Beschädigungen im Inneren 

des Hauses und im Außenbereich. 

Im Dezember 2010 wurden hinter dem Grundstück der 

Klägerin an der W.straße sieben Einzelgaragen abgeris-

sen. 

Die Haftpflichtversicherung der Beklagten zu 1), die P., 

erstattete der Klägerin im Dezember 2012 unter Bezug-

nahme auf ein Gutachten des Sachverständigen M. 

vom 02.04.2012 und ein Angebot des Malerbetriebes 

W. vom 27.09.2011 einen anteiligen Betrag von 

5.202,50 €, der sich ausschließlich auf die Beseitigung 

von Rissen im Innenbereich des Hauses bezog. 
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Die Klägerin hat behauptet, die Beklagte zu 2) habe bei 

den mehrwöchigen Abbrucharbeiten schwerstes Gerät 

eingesetzt. Durch die Abbruch- und anschließenden 

Verdichtungsarbeiten mit schweren Rüttelplatten sei 

es zu Schwingungen und Vibrationen gekommen, die 

Schäden an ihrem Haus verursacht hätten. Die einzel-

nen Risse an der Fassade hat sie mit Schriftsatz vom 

20.12.2012 beschrieben ( Bl.106 ff. d.A. ). Sämtliche – 

vor dem Abriss des Sparkassengebäudes nicht vorhan-

denen – Beschädigungen seien durch die Bauarbeiten 

der Beklagten zu 2) verursacht worden. Die Haftpflicht-

versicherung der Beklagten zu 1) habe bei der Scha-

densberechnung nicht alle Risse berücksichtigt. Für die 

notwendigen Verpressungsarbeiten an der Außenfas-

sade fielen Kosten in Höhe von 4.949,41 € an. Die Auf-

stellung eines Arbeits- und Schutzgerüstes sei mit Kos-

ten in Höhe von 1.248,- € verbunden. Schließlich seien 

aus dem Angebot des Malermeisters W. noch Positio-

nen in Höhe von 1.380,- € offen. 

Der Abriss der sieben Garagen sei nicht mit den Ab-

brucharbeiten der Sparkasse zu vergleichen gewesen 

und habe keine Auswirkungen auf ihr Haus gehabt. 

Die Beklagte zu 1) hat behauptet, durch die Abrissar-

beiten der Beklagten zu 2) seien keine Risse an der Fas-

sade des Gebäudes der Klägerin entstanden. Lediglich 

ein Riss im Kellergeschoss, der bei einer Ortsbesichti-

gung des Sachverständigen M. im Jahr 2010 festgestellt 

worden sei, könne auf die Abbrucharbeiten zurückzu-

führen sein. Aus diesem Grund sei nur eine anteilige 

Schadensregulierung durch die Versicherung erfolgt. 

Die Beklagte zu 2) hat vorgetragen, bei den Abbruchar-

beiten Bagger und Abbruchhämmer eingesetzt zu ha-

ben. Zudem seien Bohrpfahlarbeiten im Drehbohrver-

fahren durchgeführt worden. Der Abbruch sei mit Beiß-

zangen erfolgt und habe keine Schwingungen erzeugt. 

Nach dem Einbringen von Schottermaterial für die 

Drainageschicht sei mit einer normalen Rüttelplatte ge-

rüttelt worden. Bei diesen Arbeiten seien die Schwin-

gungen auf der anderen Straßenseite normalerweise 

nicht spürbar. 

Die den Kostenvoranschlägen der Klägerin zugrundelie-

genden Risse seien schon vor den Abbrucharbeiten 

vorhanden gewesen. Die Vibrationen und Schwingun-

gen, die bei Verwendung des Pressluftmeißels bei dem 

Abriss der Garagen entstanden und in den Räumen der 

Sparkasse zu spüren gewesen seien, seien geeignet ge-

wesen, Schäden an dem Gebäude der Klägerin zu ver-

ursachen. Es könne nicht ausgeschlossen werden, dass 

der Abriss der Garagen die von der Klägerin behaupte-

ten Beschädigungen verursacht habe. Schließlich 

müsse berücksichtigt werden, dass sich das Haus der 

Klägerin – unstreitig – in einem ehemaligen Bergwerks-

gebiet befinde und der Untergrund ständigen Bewe-

gungen ausgesetzt sei. 

Das Landgericht hat Beweis erhoben durch Verneh-

mung von Zeugen und Einholung eines Sachverständi-

gengutachtens. Mit dem angefochtenen Urteil hat es 

die Klage abgewiesen. Zur Begründung hat das Landge-

richt ausgeführt, dass weder die Beklagte zu 1) noch die 

Beklagte zu 2) der Klägerin zum Schadensersatz ver-

pflichtet seien. Ein Anspruch aus § 823 Abs. 1 BGB 

scheitere an einer schuldhaften Pflichtverletzung der 

Beklagten zu 1). Ein Anspruch aus § 831 BGB sei nicht 

gegeben, da Unternehmer und Handwerker keine Ver-

richtungsgehilfen des Bauherrn seien. Auch aus § 906 

Abs. 2 Satz 2 BGB könne die Klägerin von der Beklagten 

zu 1) keinen Schadensersatz verlangen. Die Klägerin 

habe nicht bewiesen, dass die von den Bauarbeiten auf 

dem Grundstück der Beklagten zu 1) ausgehenden Ein-

wirkungen ihr Eigentum beschädigt hätten. Nach der 

Beweisaufnahme stehe nicht mit dem erforderlichen 

Grad an Gewissheit fest, dass die von den Klägerin be-

anstandeten Risse in ihrem Haus kausal auf die auf dem 

Grundstück der Beklagten zu 1) durchgeführten Arbei-

ten zurückzuführen seien. Der Sachverständige F. habe 

dies nicht bestätigt. Es könne dahinstehen, ob ein An-

scheinsbeweis eingreife. Ein solcher wäre jedenfalls er-

schüttert, da konkrete Anhaltspunkte für das Vorliegen 

anderer Schadensursachen vorhanden seien. Jeden-

falls die Risse an den Seiten und der Rückseite des Ge-

bäudes seien nach den Ausführungen des Sachverstän-

digen auf andere Ursachen zurückzuführen. Daher 

könne nicht ausgeschlossen werden, dass auch die 

Risse an der Vorderfront auf anderen, etwa witterungs-

bedingten Einwirkungen beruhten. 

Ein Schadensersatzanspruch gegen die Beklagte zu 2) 

bestehe ebenfalls nicht. Für einen Anspruch aus § 823 

Abs. 1 BGB fehle es an einem Verschulden. Zum Aus-

gleich nach § 906 Abs. 2 Satz 2 BGB sei die Beklagte 

nicht verpflichtet, weil sie nicht “Benutzer” des be-

nachbarten Grundstücks sei. 

Hiergegen richtet sich die Klägerin mit ihrer form- und 

fristgerecht eingelegten Berufung. Sie rügt eine fehler-

hafte Beweiswürdigung des Landgerichts. Dieses habe 

verkannt, dass die Grundsätze des Anscheinsbeweises 

hätten zu Anwendung kommen müssen. Zwischen den 
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durchgeführten Abrissarbeiten als möglicher Scha-

densverursacher und den Rissbildungen in ihrem 

Wohngebäude bestehe ein enger zeitlicher Zusam-

menhang. Für den Anscheinsbeweis spreche zudem, 

dass die Schäden die zur Zeit der Bauarbeiten im Inne-

ren des Wohngebäudes entstanden seien, reguliert 

worden seien. Entscheidend sei jedoch das Fehlen von 

vernünftigen Anhaltspunkten für andere Ursachen. 

Der Umstand, dass der Sachverständige H. aus Kosten-

gründen nur eine straßenseitige Bauzustandsbesichti-

gung vorgenommen habe, könne nicht zu ihren Lasten 

ausgelegt werden. 

Die Klägerin beantragt, unter Abänderung des Urteils 

des Landgerichts Duisburg vom 11.03.2016 die Beklag-

ten als Gesamtschuldner zu verurteilen, an sie 7.577,41 

€ nebst Zinsen in Höhe von 5 % – Punkten über dem 

Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen; festzu-

stellen, dass die Beklagten verpflichtet sind, ihr alle 

weiteren Schäden zu ersetzen, die darauf resultieren, 

dass die Beklagten am alten Sparkassengebäude im 

Jahr 2010 auf dem Grundstück F.Straße 31-37 in D. Ab-

brucharbeiten vorgenommen haben. 

Die Beklagten beantragen, die Berufung zurückzuwei-

sen. 

Die Beklagte zu 1) verteidigt das Urteil des Landgerichts 

und vertritt die Auffassung, dass die Grundsätze des 

Anscheinsbeweises nicht anwendbar seien. Es gäbe 

keinen allgemeinen Grundsatz, der besagen würde, 

dass Risse an Wohngebäuden zwingend durch Ab-

brucharbeiten in mehreren Metern Entfernung entste-

hen würden. Der Anwendbarkeit des Anscheinsbewei-

ses stünde entgegen, dass gerade kein enger räumli-

cher Zusammenhang zwischen den durchgeführten Ab-

rissarbeiten und den Rissbildungen bestehe. Zudem 

müsse berücksichtigt werden, dass an dem alten Ge-

bäude der Klägerin schon vor den Abbrucharbeiten 

Risse dokumentiert worden seien. Nach den Gesamt-

umständen sei kein typischer Geschehensablauf gege-

ben. Für diese Frage sei unerheblich, ob die hinter ihr 

stehende Haftpflichtversicherung bereits eine anteilige 

Regulierung ohne Anerkennung einer Rechtspflicht 

vorgenommen habe. 

Die Beklagte zu 2) verteidigt ebenfalls das Urteil des 

Landgerichts und verweist auf die Ausführungen des 

Sachverständigen F. 

 

II. 

Die zulässige Berufung der Klägerin hat keinen Erfolg, 

denn sie hat nicht bewiesen, dass es bedingt durch die 

Abrissarbeiten der Beklagten zu 2) zu Rissbildungen an 

ihrem Haus gekommen ist. Die Klägerin war hierfür 

darlegungs- und beweispflichtig, da die Voraussetzun-

gen des Anscheinsbeweises nicht begründet worden 

sind. 

1. 

Der Klägerin steht gegen die Beklagte zu 1) kein Scha-

densersatzanspruch zu. 

Nach der Berufungsbegründung der Klägerin ist davon 

auszugehen, dass sie sich nicht gegen die Verneinung 

der Tatbestandsvoraussetzungen der §§ 823 Abs. 1, 

831 BGB durch das Landgericht wenden will, da sich ihr 

Berufungsvorbringen ausschließlich mit der Frage des 

Anscheinsbeweises im Rahmen des § 906 Abs. 2 Satz 2 

BGB befasst. 

Unabhängig davon hat das Landgericht Ansprüche aus 

§§ 823 Abs. 1, 831 BGB zu Recht verneint. Zwar hat der 

Bauherr, der auf seinem Grundstück Baumaßnahmen 

veranlasst, eine eigenverantwortliche Pflicht zu Über-

prüfung, ob von dem Bauvorhaben Gefahren ausgehen 

(KG Berlin, Urteil vom 18.10.2012, 22 U 226/09, juris 

Rd. 43). Jedoch genügt nach ständiger Rechtsprechung 

des BGH ein Grundstückseigentümer dieser Verpflich-

tung regelmäßig dadurch, dass er sorgfältig ausge-

wählte, fachkundige Architekten, Ingenieure und Bau-

unternehmen mit der Lösung der anfallenden bautech-

nischen Aufgaben und deren sachgemäßer Durchfüh-

rung betraut (BGH, Urteil vom 04.07.1997, V ZR 48/96, 

WM 1997, 2262). Die sorgfältige Auswahl der mit der 

Planung und der Bauausführung befassten Fachleute 

reicht zur Entlastung des Bauherrn und Grundstücksei-

gentümers nur dann nicht aus, wenn auch für ihn er-

kennbar eine erhöhte Gefahrenlage gegeben war oder 

wenn Anlass zu Zweifeln bestand, ob die eingesetzten 

Fachkräfte in ausreichendem Maß den Gefahren und 

Sicherheitserfordernissen Rechnung tragen würden ( 

BGH, Urteil vom 04.07.1997, aaO. ). Derartige Um-

stände hat die Klägerin nicht schlüssig vorgetragen. 

Eine Haftung nach §§ 823, 831 BGB scheidet aus, da die 

Beklagte zu 2) keine Verrichtungsgehilfin der Beklagten 

zu 1) ist. § 831 BGB ist auf den selbständigen Bauunter-

nehmer nicht anwendbar (Werner / Pastor, Der Bau-

prozess, 15. Auflage, Rd. 2627M KG Berlin, Urteil vom 

18.10.2012, 22 U 226/09). 
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a) 

Einen Schadensersatzanspruch gegen die Beklagte zu 

1) in Höhe von 7.577,41 € kann die Klägerin auch nicht 

auf § 906 Abs. 2 Satz 2 BGB stützen. 

Ein nachbarrechtlicher Ausgleichsanspruch entspre-

chend § 906 Abs. 2 Satz 2 BGB besteht nach der Recht-

sprechung regelmäßig dann, wenn von einem Grund-

stück im Rahmen privatwirtschaftlicher Nutzung Ein-

wirkungen auf ein anderes Grundstück ausgehen, die 

zwar rechtswidrig sind und deshalb nicht geduldet wer-

den müssen, der betroffene Eigentümer jedoch aus 

rechtlichen oder tatsächlichen Gründen gehindert ist, 

solche Störungen gemäß § 1004 Abs. 1 BGB zu unter-

binden und die dadurch entstehenden Nachteile das 

zumutbare Maß einer entschädigungslos hinzuneh-

menden Beeinträchtigung überschreiten (BGH, Urteil 

vom 02.03.1984, V ZR 54/83, NJW 1984, 2207; OLG 

Düsseldorf, Urteil vom 09.07.2012, 9 U 138/11, BauR 

2012, 1979;). Der Ausgleichsanspruch ist nicht auf die 

Zuführung unabwägbarer Stoffe beschränkt, sondern 

hat auch andere Störungen, etwa die Entstehung von 

Rissen an Gebäuden zum Gegenstand. 

Anspruchsberechtigt sind grundsätzlich nicht allein die 

unmittelbaren Grundstücksnachbarn, da § 906 BGB 

keine Beschränkungen auf das Nachbarverhältnis der 

Grundstückseigentümer vorsieht. Die als ortsübliche 

Benutzung des Grundstücks der Beklagten zu 1) einzu-

stufenden Bauarbeiten musste die Klägerin nach § 906 

Abs. 2 Satz 1 BGB dulden, da unterstellt werden kann, 

dass eine öffentlich-rechtliche Baugenehmigung für 

den Neubau der Sparkassenfiliale vorgelegen hat. 

Die Klägerin war für die Entstehung der in ihrem 

Schriftsatz vom 20.12.2012 aufgeführten Risse an der 

Außenfassade ihres Hauses kausal bedingt durch die 

Abrissarbeiten der Beklagten zu 2) darlegungs- und be-

weispflichtig. Sie kann sich nicht mit Erfolg auf den 

Grundsatz des Beweises des ersten Anscheins berufen. 

Der Anscheinsbeweis erlaubt bei typischen Geschehen-

sabläufen den Nachweis eines ursächlichen Zusam-

menhangs oder eines schuldhaften Verhaltens ohne 

exakte Tatsachengrundlagen, sondern auf Grund von 

Erfahrungssätzen. Hierfür muss zunächst ein typischer 

Geschehensablauf feststehen, d.h. ein Sachverhalt, bei 

dem nach der Lebenserfahrung auf das Hervorrufen ei-

ner bestimmten Folge oder die Verursachung durch ein 

bestimmtes Verhalten geschlossen werden kann. Die-

ser Sachverhalt muss entweder unstreitig oder mit 

Vollbeweis bewiesen sein (Zöller-Greger, ZPO, 30. Auf-

lage, Vor § 284 Rd. 29). Der behauptete Vorgang muss 

zu jenen gehören, die schon auf den ersten Blick nach 

einem durch Regelmäßigkeit, Üblichkeit und Häufigkeit 

geprägtem “Muster” (BGH, Urteil vom 03.07.1990, VI 

ZR 239/89, NJW 1991, 230) abzulaufen pflegen. Hierbei 

ist der Sachverhalt in seiner gesamten Breite, nicht 

etwa nur in einem typische Züge aufweisenden Sach-

verhaltskern zu betrachten. In der Bewertung des Ge-

schehens als typisch sind also alle bekannten Um-

stände – sei es, dass der Kläger sie selbst vorträgt oder, 

dass sie unstreitig oder vom Gericht festgestellt sind – 

einzubeziehen; dies ist keine Frage der Entkräftung, 

sondern der Begründung des Anscheinsbeweises. 

Allein die Wahrscheinlichkeit, dass Abrissarbeiten auf 

einem benachbarten Grundstück zu Erschütterungen 

führen, die wiederum Rissbildungen an benachbarten 

Grundstücken verursachen können, reicht unter Be-

rücksichtigung der weiteren Umstände dieses Rechts-

streits nicht aus, einen Anscheinsbeweises zu begrün-

den. 

Unstreitig ist das Haus der Klägerin 100 Jahre alt und ist 

seit Jahren den täglichen Klima- und Umwelteinflüssen 

ausgesetzt. Die Fassade des Hauses befand sich schon 

vor den Abrissarbeiten in keinem einwandfreien Zu-

stand, sondern wies bei der ersten Bauzustandsbesich-

tigung am 05.03.2010 an der straßenseitigen Fassade 

unterschiedlich lange ( 30 – 70 cm ) Risse, Abplatzun-

gen und Kantenbrüche auf. Der Sachverständige F. hat 

in die alte Zeichnung der Straßenansicht des Hauses 

mit roten Ziffern die von der Klägerin mit Schriftsatz 

vom 20.12.2012 vorgetragenen Risse eingezeichnet. 

Diese Risse waren fast alle schon in der Bilddokumen-

tation des Sachverständigenbüros G. vom 05.03.2010 

sichtbar. Es ist daher sehr wahrscheinlich, dass an den 

nicht in Augenschein genommen anderen Fassadentei-

len des Hauses vor den Abrissarbeiten ebenfalls Risse 

vorhanden gewesen sind. 

Hinzukommt, dass sich das Haus der Klägerin unstreitig 

in einem Bergwerksgebiet befindet, in dem Erdbewe-

gungen stattfinden können, die Risse erzeugen kön-

nen. Berücksichtigt werden muss weiterhin, dass es 

Ende des Jahres 2010 zu Abrissarbeiten von sieben Ga-

ragen auf der Rückseite des klägerischen Hauses ge-

kommen ist. Da die in dem Schreiben der Klägerin vom 

04.10.2010 beschriebenen Risse in Anzahl und Art nicht 

mit denen im Schriftsatz vom 20.12.2012 beschriebe-

nen Risse korrespondieren, kann nicht ausgeschlossen 
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werden, dass die Abrissarbeiten der Garagen ursäch-

lich oder mitursächlich für die Risse geworden sind. 

In dem Angebot des Malermeisters W. vom 27.09.2011 

ist unter Position 3 von “alten” Rissen die Rede. Das An-

gebot der Firma K. vom 09.02.2012 weist als Schaden-

sursache eine “Bodensenkung” aus, die auch durch den 

Bergbau hätte ausgelöst werden können. Schließlich ist 

der Sachverständige F. aufgrund seiner Prognosebe-

rechnung zu dem Ergebnis gelangt, dass es aus techni-

scher Sicht sehr unwahrscheinlich sei, dass die durch 

die Baumaßnahmen aufgetretenen Erschütterungen 

die Anhaltswerte der DIN 4150-3 überschritten hätten. 

Bei den Rissen im seitlichen und vor allem hinteren Be-

reich des Hauses sei ein auslösender Einfluss der auf-

getretenen Erschütterungen als unwahrscheinlich an-

zusehen. 

In der Gesamtschau dieser einzelnen Umstände reicht 

daher die bloße Wahrscheinlichkeit, dass Erschütterun-

gen zu Rissbildungen führen können, nicht aus, die Vo-

raussetzungen des Vorliegens eines Anscheinsbewei-

ses zu begründen. 

Die Darlegungs- und Beweislast verblieb in vollem Um-

fang bei der Klägerin. 

Den Beweis, dass die von ihr im Schriftsatz vom 

20.12.2012 dargelegten Risse ausschließlich auf die Ab-

rissarbeiten der Beklagten zu 2 ) zurückzuführen sind, 

hat sie nicht geführt. Bei den folgenden Ausführungen 

wird nach Hausseiten differenziert: 

Das Gutachten des Sachverständigen F. befasst sich un-

ter den Punkten 7.7., 7.8. und 7.9. mit Rissen an der 

straßenseitigen Hausfassade. 

Bei Punkt 7.7. dürfte es sich um die in der 2. Nachbege-

hung vom 23.09.2010 neu festgestellten Risse handeln. 

Hierzu hat der Sachverständige F. ausgeführt, dass zu-

mindest der Riss Bild 33 schon bei der Bestandsdoku-

mentation vom 05.03.3010 sichtbar gewesen sei ( dort 

Bild 7 ). Aufgrund der Symmetrie der beiden Risse ( 33, 

34 ) müsse davon ausgegangen werden, dass der Riss 

34 in ähnlicher Ausprägung auf der linken Seite bereits 

vorhanden gewesen sei und bei der Bestandsdoku-

mentation, wie der Riss 33, lediglich übersehen worden 

sei. Aufgrund der Konstruktion und des vorgefundenen 

Rissverlaufs direkt unter den hoch belasteten Mittel-

pfetten sei zu vermuten, dass es sich um typische bau-

konstruktiv bedingte Risse handele. Ein alleiniger Zu-

sammenhang zur Baumaßnahme sei aufgrund seiner 

Prognoseberechnung nicht herstellbar. Nach dieser Be-

rechnung müsse davon ausgegangen werden, dass die 

durch die Baumaßnahme aufgetretenen Erschütterun-

gen die Anhaltswerte der DIN 4150-3 nicht überschrit-

ten hätten. 

Die Risse zu den Punkten 7.8. und 7.9. an der straßen-

seitigen Fassade konnte der Sachverständige ebenso 

wenig eindeutig auf die Abrissarbeiten zurückführen. 

Der mit Ziffer 37 bezeichnete Riss schien schon bei der 

Vorbesichtigung am 05.03.2010 vorhanden gewesen 

zu sein. Auch die verschmierte Fuge Ziffer 41 sei auf 

dem Foto 4 der Bestandsdokumentation erkennbar ge-

wesen. 

Die Punkte 7.1., 7.2., 7.3. und 7.4. betreffen die ersten 

4 Risse, die im Schriftsatz der Klägerin vom 20.12.2012 

genannt sind und die sich sämtlich auf der baustellen-

abgewandten Rückseite des Gebäudes befinden. Die-

ser Fassadenteil wurde vor den Bauarbeiten nicht in 

Augenschein genommen. Zu Punkt 7.1. hat der Sach-

verständige F. ausgeführt, dass die begründete Vermu-

tung bestehe, dass es sich um typische baukonstruktive 

Risse handele. Ein alleiniger Zusammenhang zur Bau-

maßnahme sei nicht feststellbar. Diese These wird 

durch das Angebot W. gestützt. Dort ist nämlich hin-

sichtlich des aus zwei Ebenen bestehenden Balkons 

von “alten Rissen” die Rede. 

Der Riss unter Punkt 7.2. sei im Jahr 2005, mithin lange 

vor den streitgegenständlichen Arbeiten, bereits ein-

mal verschlossen worden und sei somit in den Grund-

zügen vorhanden gewesen. Nach den Feststellungen 

des Sachverständigen F. sei dieser Riss lediglich ver-

spachtelt und nicht fachgerecht saniert worden. Dass 

sich der Riss im Laufe der Zeit wieder öffnen würde, sei 

bei der gewählten “Sanierungsmethode” zu erwarten 

gewesen. Ein ursächlicher Zusammenhang mit den Ab-

rissarbeiten sei nicht feststellbar. 

Auch bezüglich der unter den Punkten 7.3. und 7.4. be-

schriebenen Mängel hat der Sachverständige ausge-

führt, dass es sich um baukonstruktiv bedingte Risse 

handele. Zudem müsse berücksichtigt werden, dass die 

Entfernung der Rückseite des Hauses zu der Baustelle 

etwa 30 Meter betrage. Die Risse unter denn Stützpfei-

lern könnten schon aufgrund ihrer Breite von über 1 

mm nicht durch Erschütterungen verursacht worden 

sein. 

Mit einem Riss an der von der Straßenseite aus gese-

hen rechten Hausfassade befasst sich Punkt 7.5. des 
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Gutachtens ( Riss 30 ). Hier hat der Sachverständige 

festgestellt, dass aufgrund der Tatsache, dass sich der 

Riss unter dem Fenster fortsetze und vor der Baumaß-

nahme schon einmal verschlossen worden sei, die be-

gründete Vermutung bestehe, dass ein Zusammen-

hang zu den Erschütterungen im Zuge der Baumaßnah-

men nicht herstellbar sei. 

An der Hauseingangsseite ( linke Hausfassade ) befinde 

sich der unter Punkt 7.6. beschriebene Riss. Die 

Rissseite betrage 1 mm und die Rissflanken seien stark 

erodiert und verschmutzt. Es handele sich um einen 

Mauerwerksbereich, der aufgrund seiner Lage als sehr 

rissanfällig bezeichnet werden müsse. Auch hier sei zu 

vermuten, dass es sich um typische baukonstruktiv be-

dingte Risse handele. 

Die Punkte 7.10. und 7.11. beschreiben schließlich 

Risse im mittleren Keller. Die zu Punkt 7.10. von dem 

Sachverständigen festgestellte Hohllage des Putzes 

könne nicht durch Erschütterungen verursacht worden 

sein. Hierfür müssten andere Gründe verantwortlich 

sein, die nicht im Zusammenhang mit der Baumaß-

nahme stünden. Allein ursächlich für den Riss sei die 

Hohllage. 

Zu Punkt 7.11. hat der Sachverständige ausgeführt, 

dass anhand der Putzstruktur deutlich zu erkennen ge-

wesen sei, dass dieser Riss schon mindestens einmal 

provisorisch verschlossen worden sei und sich danach 

wieder geöffnet habe. Der Putz im oberen Bereich liege 

hohl. Zwar könne nicht ausgeschlossen werden, dass 

dieser Riss sich im Zuge der Baumaßnahmen wieder ge-

öffnet habe, aber eine zur Risssanierung erforderliche 

Rissaufweitung habe wohl nicht stattgefunden. 

Zusammenfassend konnte der Sachverständige nicht 

feststellen, dass ein alleiniger Zusammenhang zwi-

schen den durch die Abrissarbeiten der Beklagten zu 2) 

entstandenen Erschütterungen und den Rissbildungen 

geben ist. Allein die Vermutung einer Mitursächlichkeit 

der Erschütterungen für die Entstehung einzelnen Risse 

an der straßenseitigen Vorderfront reicht nicht aus, 

eine kausale Rissbildung konkret zu beweisen. Diese 

Feststellungen sind zudem nicht für eine Schadens-

schätzung nach § 287 ZPO geeignet. Die Klägerin hat ei-

nen kausalen Schadenseintritt nicht bewiesen und 

kann von der Beklagten zu 1) keinen Schadenersatz 

verlangen. 

 

 

b) 

Aus diesem Grund kann auch der Feststellungsantrag 

keinen Erfolg haben. 

2. 

Hinsichtlich der Beklagten zu 2) sind die Voraussetzun-

gen für eine deliktische Haftung nach § 823 Abs. 1 BGB 

ebenfalls nicht erfüllt. Die Klägerin hat eine schuldhafte 

Eigentumsverletzung durch die Beklagte zu 2) nicht 

schlüssig dargelegt. 

Ein verschuldensunabhängiger Ausgleichsanspruch 

nach § 906 Abs.2 Satz 2 BGB besteht – unabhängig von 

dem Beweisergebnis – gegenüber dem Bauunterneh-

mer nicht. Der Bauunternehmer, der Arbeiten für einen 

anderen Bauherrn auf einem benachbarten Grund-

stück ausführt, wird dadurch nicht zu dem Benutzer 

des Nachbargrundstücks, der dem Eigentümer nach § 

906 Abs. 2 Satz 2 BGB zum Ausgleich verpflichtet ist ( 

BGH, Urteil vom 16.07.2010, V ZR 217/09, NJW Spezial 

2010, 588 ). 

III. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO. Der 

Ausspruch über die vorläufige Vollstreckbarkeit richtet 

sich nach §§ 708 Nr.10, 711, 713 ZPO. Gründe gemäß 

§ 543 Abs. 2 ZPO, die es gebieten, die Revision zuzulas-

sen, liegen nicht vor. 

Streitwert für die Berufungsinstanz: 11.077,41 € 

Wärmepumpe – Kaltluftabfuhr zum Nach-
bargrundstück 

OLG Stuttgart – Az.: 3 U 60/13 – Urteil vom 
12.10.2016 
 
1. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des 
Einzelrichters der 5. Zivilkammer des Landgerichts Heil-
bronn vom 27.02.2013 abgeändert und die Klage abge-
wiesen, soweit die Beklagten verurteilt worden sind, 
die Geräuschimmissionen ihrer Wärmepunkte einzu-
schränken. Die weitergehende Berufung der Beklagten 
sowie die Anschlussberufung der Kläger werden zu-
rückgewiesen. 
2. Die Kosten des Rechtsstreits in beiden Instanzen ein-

schließlich der Kosten des vorangegangenen selbstän-

digen Beweisverfahrens (Amtsgericht Heilbronn 8 H 

22/10) tragen die Kläger zu 2/3, die Beklagten als Ge-

samtschuldner zu 1/3. 

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 
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4. Die Revision wird nicht zugelassen. 

Berufungsstreitwert: 7.000 € 

Gründe 

A. 

Die Parteien sind Nachbarn. Mit ihrer Klage wenden 

sich die Kläger gegen die Zuführung von Kaltluft aus ei- 

ner von den Beklagten betriebenen Wärmepumpe so-

wie gegen die Geräuschimmissionen durch diese 

Pumpe. Das Landgericht hat die Beklagten unter Ab-

weisung der weitergehenden Klage verurteilt, es zu un-

terlassen, an der Grenze ihres Grundstücks (G… Straße 

…, H…, Flurstück Nr. …) Abluft der Wärmepumpe mit-

tels der angebrachten Umlenkhaube auf das Grund-

stück der Kläger (… …, H…, Flurstück Nr. …) zuzuführen. 

Überdies hat das Landgericht die Beklagten verurteilt, 

die Geräuschimmissionen der Wärmepumpe dahinge-

hend einzuschränken, dass die Geräusche im Terzband 

50 Hz um 5 dB reduziert werden. Wegen der Einzelhei-

ten wird auf das landgerichtliche Urteil Bezug genom-

men. 

Mit ihrer Berufung, deren Zurückweisung die Kläger be-

antragen, verfolgen die Beklagten ihren Antrag auf voll-

umfängliche Abweisung der Klage weiter. 

Die Beklagten haben Anschlusseinberufung eingelegt 

mit dem Begehren, das landgerichtliche Urteil dahinge-

hend abzuändern, dass die Beklagten als Gesamt-

schuldner verurteilt werden, geeignete Maßnahmen zu 

treffen, um die Geräuschbelastung von ihrem Grund-

stück zu den Grundstücken der Kläger mit der von 

ihnen betriebenen Wärmepumpe zu verhindern, wo-

bei für den Fall der Zuwiderhandlung den Beklagten ein 

angemessenes Ordnungsgeld angedroht werden soll. 

Hilfsweise haben die Kläger im Wege der Anschlussbe-

rufung beantragt: Die Beklagten werden als Gesamt-

schuldner verurteilt, die Geräuschbelastung der von 

ihnen betriebenen Wärmepumpe an der Grenze ihres 

Grundstücks zu mindern, indem sie eine Reduzierung 

des Schalldruckpegels der Wärmepumpe durch Minde-

rungsmaßnahmen von mindestens 13,8 dB im Bereich 

des 50 Hertz-Terzbands für den im Gutachten vom 

08.08.2011 vom Ingenieurbüro Dr. D…, …, in der Ta-

belle 4 auf Blatt 15 festgestellten Wert für die Über-

schreitung der Hörschwelle am IO2/2 („Baulinie fern“) 

herbeiführen. 

Die Kläger beantragen die Zurückweisung der An-

schlussberufung. 

Von der weiteren Darlegung des Sach- und Streitstands 

im Berufungsverfahren wird gemäß § 540 Abs. 2 iVm 

§ 313a Abs. 1 Satz 1 ZPO abgesehen. 

B. 

Die zulässige Berufung der Beklagten ist teilweise be- 

gründet, die Anschlussberufung der Kläger ist nicht be-

gründet. 

I. Die Berufung der Beklagten ist nicht begründet, so-

weit sich die Beklagten gegen ihre Verurteilung wen-

den, die Zuführung von Abluft mittels der Umlenk-

haube auf das Klägergrundstück zu unterlassen. 

1. Das Landgericht hat gemeint, die durch die Umlenk-

haube an der Garagenwand der Beklagten ausströ-

mende Kaltluft gehöre zu den unwägbaren Stoffen im 

Sinne des § 906 Abs. 1 Satz 1 BGB. Dabei handele es 

sich bei der Umlenkhaube um eine besondere Leitung 

im Sinne des § 906 Abs. 3 BGB, welche unzulässig sei, 

ohne dass es darauf ankomme, ob das Grundstück der 

Kläger wesentlich beeinträchtigt werde. 

Die Beklagten bringen mit ihrer Berufung vor, die Zu-

führung von Luft, deren Temperatur unterhalb der Um-

gebungstemperatur liege, gehöre schon mangels 

Schädlichkeit nicht zu den Stoffen im Sinne des § 906 

Abs. 1 Satz 1 BGB. Auch liege keine gezielte Zuführung 

durch eine besondere Leitung im Sinne des § 906 Abs. 

3 BGB vor. Die Umlenkhaube blase die Luft lediglich auf 

dem Grundstück der Beklagten nach unten; dass die 

Luft sich sodann auf dem Klägergrundstück ausbreite, 

weil wegen der Garagenwand und des Erdbodens eine 

Ausbreitung auf dem Beklagtengrundstück nicht mög-

lich sei, stelle eine nur mittelbare Zuführung dar. Über-

dies hätten die Beklagten nach Erlass des landgerichtli-

chen Urteils die Ausblasöffnung der Umlenkhaube re-

duziert und zwischen der Haube und dem Klägergrund-

stück eine Palisadenwand aufgestellt, weshalb jeden-

falls aufgrund dieser Maßnahmen keine gezielte Zufüh-

rung von Luft mehr vorliege. In der mündlichen Ver-

handlung vor dem Senat am 21.09.2016 haben die Be-

klagten noch geltend gemacht, nach dem Ortstermin 

des Senats sei diese Palisadenwand noch verbessert 

und namentlich mit Styropor ausgekleidet worden, um 

den Austritt von Kaltluft auf das Grundstück der Kläger 

zu verhindern. 
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2. Die Entscheidung des Landgerichts ist weiterhin zu-

treffend und die Berufung der Beklagten daher inso-

weit zurückzuweisen. 

a) Die Regelung des § 906 Abs. 1 BGB erfasst neben den 

ausdrücklich genannten Einwirkungen – wozu nament-

lich Wärme gehört – auch „ähnliche von einem ande-

ren Grundstück ausgehende Einwirkungen“. Hierzu ge-

hört auch künstlich erzeugte starke Kälte (Staudin-

ger/Roth, BGB, 2016, § 906 Rn. 173). Nach den Feststel-

lungen des Sachverständigen ist die aus der Umlenk-

haube ausströmende Luft ca. 10° C kälter als die Umge-

bungstemperatur. Diese Abkühlung ist so erheblich, 

dass die Einwirkung mit den enumerativ aufgeführten 

Fällen „Wärme“ oder „Dämpfe“ vergleichbar ist und 

damit als „ähnliche Einwirkung“ unter § 906 Abs. 1 Satz 

1 BGB fällt. 

b) Zutreffend ist das Landgericht auch von einer beson-

deren Leitung im Sinne des § 906 Abs. 3 BGB ausgegan-

gen. 

Allerdings kann nicht festgestellt werden, dass sich die 

Öffnung der Umlenkhaube bereits auf dem Kläger-

grundstück befindet. Die Umlenkhaube ist nach den 

Feststellungen des Sachverständigen 50,6 cm tief und 

der Grenzabstand der Garage zur Grundstücksgrenze 

beträgt ca. 50 cm, so dass die Öffnung der Umlenk-

haube sich noch auf dem Beklagtengrundstück befin-

det. Hierauf kommt es aber nicht entscheidend an. Eine 

besondere Leitung im Sinne des § 906 Abs. 3 BGB muss 

nicht bis zur Grundstücksgrenze reichen, sie muss le-

diglich das Eindringen durch ihre Beschaffenheit und 

Richtung vermitteln (BeckOGK-Klimke, Stand 

01.05.2016, BGB § 906 Rn. 200 mwN). Entscheidend ist 

dabei die Zweckgerichtetheit der Einrichtung wie etwa 

bei der Ableitung von Essensgerüchen und Dämpfen 

durch eine Außenlüftungsanlage (BayObLG, NJW-RR 

2005, 385, 386; BeckOGK-Klimke, aaO Rn. 198). Die 

Umlenkhaube verteilt hier zielgerichtet die kalte Luft 

auf das Grundstück der Kläger, weil die Luft sich nur in 

diese Richtung ungehindert ausbreiten kann, während 

zum Grundstück der Beklagten hin die Garagenwand 

entgegensteht. Dass sich die ausströmende Luft zum 

größten Teil auf dem Klägergrundstück ausbreitet, hat 

der Sachverständige dabei durch einen Rauchpatro-

nenversuch festgestellt. 

Handelt es sich damit um eine besondere Leitung, so 

ist die Zuführung von Kaltluft auf diesem Wege gemäß 

§ 1004 Abs. 1 iVm § 906 Abs. 3 BGB zu unterlassen, wie 

das Landgericht zutreffend angenommen hat. 

c) Die nach Erlass des landgerichtlichen Urteils von den 

Beklagten ergriffenen Maßnahmen lassen den Unter-

lassungsanspruch der Kläger nicht entfallen. 

Ein Unterlassungsanspruch setzt nicht notwendig vo-

raus, dass der gegenwärtige Zustand rechtswidrig ist. 

Vielmehr begründet ein Verstoß in der Vergangenheit 

grundsätzlich die Vermutung der Wiederholungsgefahr 

im Sinne des § 1004 Abs. 1 Satz 2 BGB (BGH, NJW 1999, 

356, 358). Anders als ein Beseitigungsanspruch setzt 

ein Unterlassungsanspruch daher nicht notwendig vo-

raus, dass eine gegenwärtige Störung vorliegt. Der Ein-

wirkende darf aber dann nicht mehr zur Unterlassung 

verurteilt werden, wenn er beweist, dass Einrichtungen 

getroffen worden sind, die nach menschlicher Voraus-

sicht die schädliche Einwirkung auf ein Maß zurückfüh-

ren, das nach § 906 BGB ertragen werden muss, und 

dass eine Beseitigung der Schutzeinrichtung nach Lage 

der Verhältnisse nicht in Frage kommen kann (BGH, 

NJW 1995, 132, 134). 

Einen solchen Nachweis haben die Beklagten nicht ge-

führt. 

Wie der Senat bei seinem Augenschein festgestellt hat, 

trat trotz der von den Beklagten angebrachten Palisa-

denwand sowie der Verkleinerung der Öffnung in der 

Umlenkhaube durch Abkleben noch ein Kaltluftstrom 

auf das Grundstück der Kläger aus. Dass diese Defizite 

der von den Beklagten ergriffenen Maßnahmen zum 

Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung im Be-

rufungsverfahren aufgrund weiterer Veränderungen 

beseitigt worden sind – wie die Beklagten erstmals im 

Verhandlungstermin vorgebracht haben – mag zu 

Gunsten der Beklagten unterstellt werden. Der Senat 

vermag jedenfalls nicht festzustellen, dass es sich hier-

bei um eine dauerhafte Schutzeinrichtung handelt, de-

ren künftige Beseitigung praktisch ausgeschlossen er-

scheint. Nach dem Eindruck des Senats beim Ortster-

min, welchen auch der Sachverständige Dr. D… in sei-

ner Anhörung geteilt hat, vermittelt die von den Be-

klagten angebrachte Palisadenwand mehr den Ein-

druck eines Provisoriums. Unabhängig davon, ob der 

gegenwärtige bauliche Zustand rechtswidrig ist, hat da-

mit jedenfalls der Unterlassungsanspruch weiterhin 

Bestand, welcher aufgrund des in der Vergangenheit 

bestandenen rechtswidrigen Zustands entstanden ist. 

II. Mit Recht wenden sich die Beklagten mit ihrer Beru-

fung gegen die Verurteilung durch das Landgericht, die 

Geräuschimmissionen der Wärmepumpe zu reduzie-
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ren. Soweit die Kläger mit der Anschlussberufung wei-

tergehende Lärmschutzmaßnahmen verlangen, bleibt 

dies ohne Erfolg. 

I. Der Sachverständige Dr. D… hat im Berufungsverfah-

ren erneute Messungen zum Immissionssummenpegel 

vorgenommen. Neu gegenüber der früheren Untersu-

chung ist, dass der Sachverständige nun eine Messung 

bei einer Außentemperatur von rund 0° C vorgenom-

men hat und damit auch den Enteisungsbetrieb mess-

technisch erfassen konnte. Während des Enteisungs-

betriebs ergab sich eine Erhöhung im 50 Hz-Terzband, 

nicht aber im A-bewerteten Summenpegel. Eine Über-

schreitung der Immissionsrichtwerte durch den A-be-

werteten Summenpegel konnte der Sachverständige 

zu keinem Zeitpunkt feststellen. 

Auch im Hinblick auf niederfrequente Geräusche im 

Terzband 50 Hz konnte der Sachverständige keine 

Überschreitungen der Grenzwerte nach der TA Lärm 

feststellen. Wie der Sachverständige ausgeführt hat, 

kommt dem Außenwohnbereich nach der TA Lärm kein 

besonderer Schutz zu. Entscheidend ist vielmehr die 

Einwirkung tieffrequenter Geräusche in dem am 

stärksten betroffenen schutzbedürftigen Raum. Nach 

der TA Lärm, Punkt 7.3, können durch niederfrequente 

Geräusche dann schädliche Umwelteinwirkungen auf-

treten, wenn bei deutlich wahrnehmbaren tieffrequen-

ten Geräuschen in schutzbedürftigen Räumen bei ge-

schlossenen Fenstern die Differenz zwischen C-bewer-

tetem und A-bewertetem Summenpegel den Wert 20 

dB überschreitet. 

In seinem früheren Gutachten vor dem Landgericht 

hatte der Sachverständige im Hinblick auf die Innen-

raumgeräusche nur eine überschlägige Schätzung auf-

grund seiner Messungen im Außenbereich vorgenom-

men. Im Berufungsverfahren hat der Sachverständige 

nun erstmals Messungen im Haus der Kläger vorge-

nommen, und zwar im Kaminzimmer (Messpunkt IO 3) 

und im Treppenhaus (Messpunkt IO 4). Der Sachver-

ständige hat festgestellt, dass an beiden Messorten im 

Innenraum die Hörschwelle für tieffrequente Geräu-

sche deutlich unterschritten war. Die Differenz von C-

bewertetem zu A-bewertetem Summenpegel betrug 

im Treppenhaus 16,6 dB und im Kaminzimmer 10,3 dB. 

Der Enteisungsbetrieb konnte in den Innenräumen 

messtechnisch nicht erfasst werden. Erhebliche Beläs-

tigungen der Kläger durch tieffrequente Geräusche 

sind damit nicht nachweisbar. 

Soweit die Kläger gegen die Messergebnisse des Sach-

verständigen vorbringen, dass die von den Beklagten 

betriebene Wärmepumpe über unterschiedliche Leis-

tungsstufen verfüge, bleibt dabei außer Betracht, dass 

der Senat gerade verdeckte Messungen durch den 

Sachverständigen – d. h. ohne Unterrichtung der Be-

klagten – angeordnet hatte. Selbst wenn die Wärme-

pumpe der Beklagten verschiedene Leistungsstufen 

besitzen sollte – was sich bereits nicht feststellen lässt 

– so spricht nichts dafür, dass die Beklagten die Pumpe 

gerade während der Messungen durch den Sachver-

ständigen abgeregelt haben, nachdem ihnen der Mess-

zeitpunkt gar nicht bekannt gewesen ist. 

Sind demnach die maßgeblichen Grenzwerte der TA 

Lärm durch die Wärmepumpe der Beklagten eingehal-

ten, soweit das Wohnhaus der Kläger betroffen ist, so 

ist nach § 906 Abs. 1 Satz 3 iVm Satz 2 BGB eine unwe-

sentliche Beeinträchtigung anzunehmen, welche An-

sprüche nach § 1004 Abs. 1 iVm § 906 Abs. 1 Satz 1 BGB 

nicht trägt. Umstände, weshalb trotz der eingehalte-

nen Grenzwerte ausnahmsweise von einer wesentli-

chen Beeinträchtigung auszugehen sein sollte, liegen 

nicht vor. 

I. Das Landgericht hat seine Verurteilung, die Geräu-

schimmissionen durch die Wärmepumpe im Bereich 

des Terzbands 50 Hz zu senken, darauf gestützt, dass 

nach den Feststellungen des Sachverständigen eine 

Überschreitung der Grenzwerte der TA Lärm im Falle 

einer Bebauung des bislang unbebauten Grundstücks 

der Kläger, Flurstück …, nicht ausgeschlossen werden 

könne. Hierauf kommt es aber aus Rechtsgründen 

nicht an. 

Die Frage, ob die Benutzung eines Grundstücks durch 

eine Einwirkung im Sinne des § 906 Abs. 1 Satz 1 BGB 

wesentlich oder unwesentlich beeinträchtigt ist, beur-

teilt sich auf der Grundlage der tatsächlichen Nutzung 

und Beschaffenheit des gestörten Grundstücks (BGH, 

NJW 1984, 2207, 2208; NJW 1993, 925, 930 OLG Stutt-

gart, NJW-RR 1988, 204 f.; MünchKomm-BGB/Säcker, 

6. Aufl., § 906 Rn. 55; Staudinger/Roth, BGB, 2016, 

§ 906 Rn. 177; BeckOK-BGB/Fritzsche, Stand 

01.08.2016, § 906 Rn. 37; Palandt/Bassenge, BGB, 75. 

Aufl., § 906 Rn. 17 vgl. auch Geigel/Pardey, Haftpflicht-

prozess, 27. Aufl., 22. Kap. Rn. 51). Es ist folglich auf die 

gegenwärtige Nutzung des Flurstücks … durch die Klä-

ger als Gartengrundstück abzustellen. Dass die Garten-

nutzung der Kläger durch tieffrequente Geräusche der 

Wärmepumpe wesentlich beeinträchtigt würde, kann 
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nicht festgestellt werden. Denn die TA Lärm stellt ge-

rade auf den Geräuschpegel im Innenraum ab und 

schützt die Außennutzung nicht in besonderer Weise. 

Die mögliche Bebauung des Grundstücks … ist auch 

nicht deshalb im Rahmen des § 906 Abs. 1 BGB von Be-

deutung, weil nach der TA Lärm bei unbebauten 

Grundstücken auf die baurechtlich zulässige Bebauung 

abzustellen ist. 

Zwar handelt es sich bei der TA Lärm um eine Verwal-

tungsvorschrift nach § 48 BImSchG, welche gemäß 

§ 906 Abs. 1 Satz 3 iVm Satz 2 BGB Indizwirkung für die 

Frage der Wesentlichkeit einer Beeinträchtigung hat. 

Über den Wortlaut des § 906 Abs. 1 Satz 2 BGB hinaus 

indiziert dabei nicht lediglich die Unterschreitung von 

Grenzwerten eine unwesentliche Beeinträchtigung, 

sondern es indiziert auch das Überschreiten von Grenz-

werten eine wesentliche Beeinträchtigung (BGH, NJW-

RR 2006, 235 Rn. 18; BeckOGK/Klimke, Stand 

01.05.2016, § 906 BGB Rn. 129). Von der indiziellen Be-

deutung der Richtwertüberschreitung nach § 906 Abs. 

1 Satz 2, 3 BGB ist aber abzuweichen, wenn besondere 

Umstände des Einzelfalls dies gebieten (BGH, NJW 

2008, 1810 Rn. 24). Eine schematische Bindung des Zi-

vilrichters an die öffentlich-rechtlichen Bestimmungen 

besteht nicht. 

Im vorliegenden Fall liegen die besonderen Umstände 

darin, dass zivilrechtlich auf die konkrete Nutzung des 

betroffenen Grundstücks abzustellen ist, während öf-

fentlich-rechtlich nach der TA Lärm die potentielle Be-

nutzung einzubeziehen ist. Die durch § 906 Abs. 1 Satz 

2, 3 BGB angestrebte Teilharmonisierung des privaten 

und des öffentlichen Nachbarrechts gibt keinen An-

haltspunkt dafür her, auch privatrechtlich auf eine nur 

mögliche Beeinträchtigung im Falle der Nutzungsände-

rung abzustellen. Denn öffentlich-rechtlich muss die 

potentielle Nutzung deshalb berücksichtigt werden, 

weil die Bestandskraft einer immissionsschutzrechtli-

chen Genehmigung nicht dadurch entfiele, dass die tat-

sächlichen Voraussetzungen sich geändert haben, un-

ter welchen die Genehmigung erteilt wurde. Zivilrecht-

lich kann hingegen die Zulässigkeit einer Nutzung 

dadurch wegfallen, dass sich die tatsächlichen Verhält-

nisse ändern. Maßgeblich für die Beurteilung, ob Im-

missionen die Benutzung eines Nachbargrundstücks 

wesentlich beeinträchtigen, ist zivilrechtlich die Sach-

lage im Zeitpunkt der letzten mündlichen Tatsachen-

verhandlung, während die zeitliche Priorität des Stö-

rers gegenüber dem Gestörten keine rechtfertigende 

Wirkung hat (BGH, NJW 2001, 3119, 3120). 

Die Kläger sind daher nicht genötigt, bereits jetzt die 

Geräuschimmission der (öffentlich-rechtlich genehmi-

gungsfreien) Wärmepumpe im Hinblick auf eine mögli-

che Bebauung ihres Grundstücks anzugreifen, um sich 

dieses Recht für den Fall zu erhalten, dass tatsächlich 

eine Bebauung stattfinden sollte. Dies ergibt sich auch 

nicht daraus, dass den Klägern andernfalls Verjährung 

drohte. Zwar betrifft die Unverjährbarkeit nach § 902 

Abs. 1 Satz 1 BGB nur das aus dem Grundbuch ersicht-

liche dingliche Stammrecht, nicht aber aus diesem 

Recht folgende Ansprüche aus § 1004 BGB (BGH, NJW 

2011, 1068 Rn. 7). Abgesehen davon, dass eine fort-

dauernde Störung durch Geräuschimmissionen ohne-

hin jeweils neu verjährende Unterlassungsansprüche 

auslöste (BGH, NJW-RR 2015, 781 Rn. 8 ff.), droht den 

Klägern auch deshalb keine Verjährung eines im Falle 

der Bebauung bestehenden Unterlassungsanspruchs, 

weil dieser Anspruch gegenwärtig gerade (noch) nicht 

besteht und daher auch nicht verjähren kann. 

I. Beeinträchtigen die Geräuschimmissionen durch die 

Wärmepumpe der Beklagten die Kläger daher zum ge-

genwärtigen Zeitpunkt nicht wesentlich, weil die 

Grenzwerte der TA Lärm in den insoweit maßgeblichen 

Innenräumen des klägerischen Hauses nicht über-

schritten werden, so sind die Beklagten zum gegenwär-

tigen Zeitpunkt nicht verpflichtet, weitergehende 

Lärmschutzmaßnahmen zu ergreifen. Etwaige Unter-

lassungsansprüche der Kläger für den Fall, dass sie ihr 

unbebautes Grundstück bebauen oder eine anderwei-

tige Nutzungsänderung vornehmen sollten, werden 

dadurch nicht berührt. 

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 Abs. 1 Satz 1 

ZPO, die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbar-

keit aus § 708 Nr. 10, § 713 ZPO. Die Revision ist nicht 

zuzulassen, weil die maßgeblichen Rechtsfragen ge-

klärt sind und lediglich die Feststellung des Sachver-

halts sowie die Rechtsanwendung im Einzelfall in Frage 

steht. 
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